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wachsender Rentenlast ergeben. Wer es wagt, 
hier nachzufragen, wird mit der üblichen Wort­
akrobatik beschwichtigt. Natürlich, alles sei 
„zweckgebunden“. Die Geschichte öffentlicher 
Finanzen zeigt allerdings: Zweckbindung ist in 
etwa so belastbar wie ein Ampel-Koalitionsver­
trag auf Speed-Dating-Niveau.

In diesem Spiel zwischen haushaltspolitischer 
Schönfärberei und realwirtschaftlichem Inves­
titionsstau fristet eine Akteursgruppe ein un­
terschätztes Dasein: die Förderbanken. Ihre 
Rolle in der öffentlichen Debatte? Nebensäch­
lich. Ihr Anteil an den Gesamtinvestitionen? 
Moderat. Ihre Bedeutung? Unterschätzt! Die 
Förderstatistik des VÖB zeigt: Im Jahr 2024 
vergaben die Förderbanken der Bundesländer 
fast 60 Milliarden Euro an neuen Förderkredi­
ten und 18,8 Milliarden Euro an Zuschüssen 
und die KfW nochmals 79 Milliarden Euro – 
ein stolzer Betrag! Doch angesichts des riesi­
gen Investitionsstaus ist klar: Der Löwenanteil 
wird nicht über Förderbanken fließen. Und 
trotzdem kommt ihnen eine besondere Rolle 
zu – nicht in der Breite, sondern in der Tiefe.

Denn kaum ein anderer Akteur verfügt über 
derart viel Erfahrung bei der Begleitung von 
Transformationsprozessen. Ob Gebäudeeffizi­
enz, Mittelstandsfinanzierung oder kommu­
nale Infrastruktur – Förderbanken wie die 
KfW, die LfA oder NRW-Bank wissen, wie man 
Projekte nicht nur finanziert, sondern auch 
strukturiert. Gerade in einer Zeit, in der staat­
liche Programme vor allem durch hektisch im­
provisierte Volumina, aber kaum durch Wirk­
samkeit glänzen, sind diese Häuser mit ihrer 
technischen Expertise und Nähe zum Förder­
nehmer systemrelevanter denn je und werden 
zur Umsetzung der großen Herausforderun­
gen dringend gebraucht.

Und doch stehen die Förderbanken selbst vor 
einem Dilemma – vielleicht dem größten seit 
ihrer Gründung. Denn die politische Realität 

Deutschland steht am Scheideweg. Wieder 
einmal. Aber diesmal ist es ernst – und teuer. 
Verteidigung, Dekarbonisierung, Digitalisie­
rung, Demografie, marode Infrastruktur und 
ein Bildungssystem mit Schlagseite: Die Liste 
der strategischen Großbaustellen ist erschre­
ckend lang. Der Investitionsbedarf ebenso – 
über eine Billion Euro wurden dafür von der 
neuen Regierung in den Raum gestellt, ver­
teilt auf Sondervermögen, Fonds, Schatten­
haushalte oder wie auch immer man es nennt, 
wenn man es nicht Haushalt nennen will. Und 
während sich die Regierung in ihrer dritten 
Umverpackung des alten Problems gegensei­
tig auf die Schulter klopft, taucht eine Frage 
auf, die eigentlich schon viel früher hätte ge­
stellt werden müssen: Wer soll das alles ei­
gentlich finanzieren?

Die Bundesregierung – neu im Amt, aber alt in 
den Mustern – hat sich für eine altbekannte 
Lösung entschieden: mehr Schulden. Anstatt 
Ausgaben zu priorisieren und dort einzuspa­
ren wo viel zu viel ausgegeben wird, geht 
man auf Einkaufstour mit der Kreditkarte. Die 
Rückkehr zur Schuldenbremse ist auf dem Pa­
pier zwar beschlossene Sache, in der Praxis 
aber bestenfalls ein frommer Wunsch. Denn 
die schwindelerregenden Haushaltslöcher – 
144 Milliarden Euro! –, die sich bereits kurz 
nach Verabschiedung des Finanzplans 2025 
wieder auftun, lassen nichts Gutes erahnen.

Fast wirkt es, als sei die 1-Billion-Euro-Offen­
sive weniger ein strategisches Zukunftspro­
gramm als vielmehr ein ambitionierter Ver­
such, mit viel Geld noch mehr Versäumnisse zu 
kaschieren. Die Ironie: Während man öffent­
lichkeitswirksam Sondervermögen für Verteidi­
gung und Infrastruktur auflegt, werden im 
Hintergrund bereits Stimmen laut, dass diese 
Mittel auch „flexibel“ eingesetzt werden soll­
ten – also auch zum Stopfen jener Haushalts­
löcher, die sich aus politischer Unfähigkeit, 
demografischer Realitätsverdrängung und 

Zeitenwende, Schuldenwende, 
Förderwende?

Carsten Englert

Leitender  
Redakteur
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Während Deutschland noch über die Verein­
barkeit von Nachhaltigkeit und Sicherheit dis­
kutiert, drehen sich die geopolitischen Spira­
len weiter. Der Ukrainekrieg wird nicht – so ist 
es zumindest zu befürchten – schnell enden, 
der Konflikt zwischen Iran und Israel hat im­
mer noch Eskalationspotenzial und kann eine 
ganze Region weiter destabilisieren, die so­
wieso schon immer permanent am Rande der 
ganz großen Eskalation entlangschrammt, 
und in russischen Militärkreisen spricht man 
bereits offen über einen „Test“ der NATO – ir­
gendwo an der Ostflanke, irgendwo zwischen 
Kaliningrad und der Realität. Gleichzeitig ist 
die Verwundbarkeit Deutschlands so offen­
sichtlich wie nie. Ein Blick auf den Zustand der 
Bundeswehr genügt, um zu wissen: Sollte der 
Ernstfall eintreten, hilft auch das größte Son­
dervermögen nichts, wenn Lieferketten bre­
chen, Know-how fehlt und politische Ent­
scheidungen mit dem Tempo eines Berliner 
Flughafenbaus getroffen werden.

Die gute Nachricht für alle: Es ist noch nicht zu 
spät. Die schlechte Nachricht: Wir haben keine 
Zeit mehr zu verlieren! Wenn Deutschland sei­
ne strategischen Ziele ernst nimmt – und dazu 
gehören eben nicht nur die Windräder, son­
dern auch die Verteidigung des demo­
kratischen Europas, dann braucht es jetzt eine 
konzertierte Kraftanstrengung: Politik, Real­
wirtschaft, Bevölkerung und Finanzindustrie – 
alle müssen mitziehen. Förderbanken als klei­
ner, aber wichtiger Teil der letztgenannten 
können hier keine Wunder vollbringen, aber 
sie sind das Nadelöhr, durch das die Transfor­
mation geführt werden kann. Mit technischer 
Präzision, finanzieller Hebelwirkung und insti­
tutioneller Erfahrung. Sie sind der unaufgereg­
te Gegenentwurf zur hektischen Politik. Und 
genau deshalb so wichtig.

Doch auch sie müssen sich anpassen. Das Dog­
ma der Nachhaltigkeit braucht Ergänzung um 
den Faktor Sicherheit. ESG darf nicht länger 
der Vorwand sein, der notwendige Investit­
ionen in kritische Infrastrukturen verhindert. 
Es braucht eine neue Ernsthaftigkeit in der 
Förderpolitik – und einen gesellschaftlichen 
Konsens, dass Freiheit, Bildung, Dekarbonisie­
rung und Verteidigung keine konkurrieren­
den Ziele, sondern wechselseitige Voraus­
setzungen sind.

heißt nun leider nicht mehr nur Energiewende 
und Klimaziele, sondern auch Wehrhaftigkeit, 
Abschreckung, Verteidigungsindustrie. Der 
Ukrainekrieg hat die illusionäre Sicherheits­
postkarte aus den 1990er Jahren endgültig 
zerrissen. Die NATO diskutierte lange Zeit 
über ein Zwei-Prozent-Ziel, was auch Donald 
Trump schon in seiner ersten Amtszeit vehe­
ment einforderte. Die jüngsten weiteren geo­
politischen Eskalationen und die zunehmen­
den Sorgen um die Zuverlässigkeit des 
Trump‘schen Amerikas haben nun sogar dazu 
geführt, dass die NATO-Staaten einem 5-Pro­
zent-Ziel zugestimmt haben, wenn auch erst 
bis 2035 – und wenn auch davon „nur“ 3,5 
Prozent für die Kernanforderungen. Für den 
Rest dürfen auch zum Beispiel Ausgaben für 
die Terrorismusbekämpfung und militärisch 
nutzbare Infrastruktur angerechnet werden. 
Dennoch: Auch die 3,5 Prozent dürften mehr 
als 180 Milliarden Euro im Jahr entsprechen 
(Basis für die Berechnung: IWF-Prognose für 
das BIP 2030) – statt aktuell (ohne Sonderver­
mögen) 62,4 Milliarden Euro. Die Rückstände 
aus zwei Jahrzehnten sicherheitspolitischer 
Naivität fordern nun ihren Tribut.

Das Problem: Förderbanken gehörten in den 
vergangenen Jahren zur Avantgarde der Nach­
haltigkeit. ESG-Kriterien, Impact-Bewertungen, 
grüne Taxonomien – alles gut, alles richtig. 
Doch wie lässt sich das mit der Finanzierung 
von Munitionsfabriken oder Drohnenentwick­
lung vereinbaren? Rüstung ist – nomen est 
omen – das Gegenteil von Abrüstung. Und 
Nachhaltigkeit, das war bislang: Frieden, Um­
welt, Soziales. Wie also umgehen mit dieser 
neuen Grauzone? Sollten Förderbanken künftig 
auch Unternehmen aus dem Rüstungsbereich 
fördern dürfen – zumindest dann, wenn es sich 
um systemrelevante Technologien handelt? 
Wie steht es um die ESG-Klassifizierung solcher 
Vorhaben? Muss die EU-Taxonomie überarbei­
tet werden, um Freiheit und Sicherheit nicht 
nur als politische, sondern auch als finanzierba­
re Ziele definieren zu können? Immerhin: Die 
nationalen Förderbanken Frankreichs, Deutsch­
lands, Italiens, Polens und Spaniens sowie die 
Europäische Investitionsbank (EIB) arbeiten be­
reits gemeinsam daran, Wege zu finden, die 
europäische Sicherheits- und Verteidigungsin­
dustrie zu stärken und prüfen die Möglichkei­
ten von Kofinanzierungen in diesem Bereich. 
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Großbanken

Widerstandsfähig

Noch immer ist nicht ganz klar, wie ernst es die 
Unicredit tatsächlich mit einer Übernahme der 
Commerzbank meint. Denn es ist doch schon 
viel Zeit ins Land gegangen, seitdem die Italie-
ner mit einem Paukenschlag ihren Einstieg bei 
Deutschlands zweiter Großbank verkündet ha-
ben. Mitte September 2024 nutzte der italieni-
sche Bankkonzern einen Aktienverkauf des 
Bundes (4,49 Prozent der Aktienanteile), um 
bei der Commerzbank einzusteigen. Weitere 5 
Prozent wurden über den Markt zugekauft. In 
den kommenden Wochen sicherte sich Unicre-
dit dann noch weitere etwa 18,5 Prozent der 
Commerzbank-Aktien über derivative Instru-
mente. Doch seitdem ist es etwas still gewor-
den um die Übernahme. Obwohl die zwischen-
zeitlich ebenfalls angestrebte Übernahme des 
heimischen Konkurrenten Banco BPM mittler-
weile wohl vom Tisch ist, Unicredit-Chef And-
rea Orcel bezeichnete sie aufgrund von hohen 
Auflagen der italienischen Regierung als „un-
wahrscheinlich“.

Gleichzeitig reüssiert die Commerzbank. Was 
auch an Bettina Orlopp liegt, die kurz nach 
Bekanntgabe der italienischen Gelüste Man-
fred Knof an der Spitze des Instituts ablöste. 
Als langjährige Finanzchefin kannte sie die 
Stärken und Schwächen der Bank bestens. 
Seitdem führt sie die Commerzbank mit ruhi-
ger, aber klarer Hand. Das Ziel: der Erhalt der 
Eigenständigkeit. Die Börse reagiert positiv: 
Seit Orlopps Amtsantritt am 1. Oktober 2024 
ist der Aktienkurs von gut 16 auf über 27 Euro 
gestiegen, ein Plus von mehr als 67 Prozent. 
Zu teuer für die Unicredit? Orcel sagte jeden-
falls kürzlich gegenüber CNBC, dass die Über-
nahmepläne vorerst gestoppt seien. Er hält 
das deutsche Geldhaus für zu hoch bewertet. 
Alles Taktik?

In einem aktuellen Interview mit „Capital“ 
legt die frühere McKinsey-Partnerin Orlopp 
nun nach und strahlt Selbstbewusstsein und 
Stärke aus.  Für die Commerzbank sei ihr Füh-
rungsstil „richtig und gut“, sagte die Vor-
standschefin. Und weiter: „Ich wusste, dass 
ich das kann. Da war ich mir in der Situation 
sehr sicher.“ Drittens schließlich: „Ich bringe 
alles mit, was jetzt nötig ist an Know-how und 
Erfahrung.“ Für die Stakeholder der Com-

merzbank ist das in diesen bewegten Tagen 
natürlich Balsam für die Seele. Das weiß auch 
Orlopp: „Das Wichtigste in dieser Situation ist, 
dass man sich nicht aus der Ruhe bringen lässt, 
dass man die Organisation zur Ruhe bringt, 
selbst wenn von außen Unruhe produziert 
wird.“ Ob sich das alles am Ende auszahlt, 
wird sich noch zeigen müssen. Aber wünschen 
tut man es der Bank und der Vorstandschefin 
nach vielen aufregenden Jahren auf jeden 
Fall. 

Regulatorik

Noch viel 
Überzeugungsarbeit

Am 16. Juni 2025 gab der Bundesverband 
deutscher Banken (BdB) schon mal vorab eine 
Stellungnahme ab zu den bereits am Folgetag 
erwarteten Reformvorschlägen der Regeln für 
Verbriefungen in der Europäischen Union. Da-
bei begrüßte es der Verband, dass viele seiner 
Vorschläge für Reformen aufgegriffen wur-
den, insbesondere die Vereinfachung der 
Sorgfaltspflichten, die Reduktion der Anfor-
derungen an das Reporting und die Ver-
schlankung aufsichtlicher Prozesse. Diese 
Schritte würden den Markt wieder effizienter 
machen und die Regulierung praxisnäher. 

Der Teufel liegt laut BdB-Vorstand Heiner Her-
kenhoff jedoch im Detail, vor allem im Auf-
sichtsrecht. Hier gebe es noch Verbesserungs-
bedarf. Ein zentrales Thema seien und blieben 
die Kapitalanforderungen. Investitionen in 
Verbriefungen sollten mit Kapitalanforderun-
gen belegt werden, die dem Risiko und den 
Kapitalanforderungen vergleichbarer Anlage-
formen entsprechen, so Herkenhoff, sonst 
könne kein fairer Wettbewerb entstehen und 
nur dann könne der Markt auch wieder at-
traktiv für Investoren werden. Mit ihren Vor-
schlägen zu den Kapitalanforderungen betre-
te die Kommission nun Neuland. Bei den 
Kapitalanforderungen soll insbesondere an 
den Stellschrauben Mindestrisikogewicht und 
dem p-Faktor geschraubt werden. In der Pres-
sekonferenz zeigte der BdB eine Folie, die die 
Verkomplizierung aufzeigen sollte. Bisher 
konnten die Angaben in einer kleinen über-
sichtlichen Tabelle dargestellt werden, nach 
der Reform wäre eine ausufernde Tabelle mit 
32 Fällen und 16 Formeln nötig.  
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Wie erwartet veröffentlichte die EU-Kommissi-
on dann am 17. Juni 2025 Reformvorschläge für 
den europäischen Verbriefungsmarkt. Laut 
Stellungnahme der Deutschen Kreditwirtschaft 
(DK) sind dabei die geplanten Entlastungen bei 
Sorgfaltspflichten, Reporting und aufsichtli-
chen Prozessen ein „Schritt in die richtige Rich-
tung“. „Die Kommission hat wichtige Ansätze 
geliefert. Gerade die Reduktion bürokratischer 
Hürden war überfällig“, sagte Heiner Herken-
hoff, Hauptgeschäftsführer des Bankenver
bandes und diesjähriger Federführer der DK. 
„Verbriefungen sind ein unverzichtbares Finan-
zierungsinstrument. Sie stellen eine wesentli-
che Brücke zwischen Kreditvergabe und Kapi-
talmarkt dar und bilden damit ein zentrales 
Element für die Finanzierung von Transforma-
tion und Innovation.“ Gleichzeitig monierte die 
DK, dass die Vorschläge bei den Kapitalanfor-
derungen mit einer neuen Kategorie der resili-
enten Verbriefungen zusätzliche Komplexität 
einführe und damit den Markt ausbremse. Es 
bleibt also noch viel Überzeugungsarbeit für 
die Verbände in Brüssel zu leisten. 

Nachhaltigkeit

Kein Mangel an 
Rahmenwerken

Nachhaltigkeit hat in der Diskussion der zu-
kunftsbestimmenden Themen in den vergan-
genen zwei Jahren deutlich an Stellenwert 
eingebüßt, bleibt aber dennoch ein wichtiges 
und omnipräsentes Thema, zumal viele Fra-
gen der Nachhaltigkeit auch mit den anderen 
großen prägenden Themen dieser Zeit – Digi-
talisierung und das geopolitisch neue Zeital-
ter der Bedrohungen und Instabilität – eng 
verknüpft sind. Daher ging es im Marktbericht 
Nachhaltige Geldanlagen 2025 wenig überra-
schend in Teilen auch um diese Spannungsfel-
der zwischen neuer Realität und ideologi-
schem Wunschdenken der Nachhaltigkeit. Das 
Forum Nachhaltige Geldanlagen (FNG), das 
den Bericht erstellt und vorgestellt hat, spricht 
dabei von mehreren zentralen Ergebnissen.

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine 
habe zuletzt eine Debatte entfacht, ob Rüs-
tungsinvestitionen mit Nachhaltigkeit kompa-
tibel sind. Dabei geht es – muss man entgeg-
nen – natürlich nicht nur um diesen Krieg an 
sich, sondern vielmehr um die Erkenntnis, dass 

es doch noch raumgreifende Diktatoren gibt, 
die Europas Sicherheit – von vielen als gottge-
geben oder zumindest von den USA garan-
tiert angesehen – bedrohen. Doch das jahr-
zehntelange Vertrauen in Gott und die USA 
wurde spätestens seit der Wahl Trumps in sei-
nen Grundfesten erschüttert. Die plötzliche 
Erkenntnis: Europa muss selbst wieder vertei-
digungsbereit werden. Das erfordert natürlich 
große Investitionen unter anderem in Rüs-
tungsgüter, was nachhaltig investierende Ka-
pitalgeber bislang kategorisch ausschließen. 

Das FNG hat dazu eine Top 10 der Ausschluss-
kriterien erstellt. Im Jahr 2024 haben 99 Pro-
zent der investoren Streubomben und Anti-
personenminen und auch ABC-Waffen 
ausgeschlossen. Doch 72 Prozent schließen 
auch sämtliche Waffen aus. Die Umfrage er-
fasste dabei ein Volumen nachhaltiger Geld-
anlagen in Höhe von 672 Milliarden Euro. Das 
ist natürlich nur ein Bruchteil der 4,1 Billionen 
Euro, die in Deutschland in Fonds investiert 
sind, dennoch stellt sich die Frage, ob diese 
Haltung nicht überdacht werden sollte. Was 
nützt Nachhaltigkeit ohne Freiheit? Dass die-
se in Gefahr sein könnte, wissen auch die Be-
fragten, denn eine der zentralen Beobach-
tungen des FNG ist, dass die Befragten mit 
steigender Besorgnis auf globale geopoliti-
sche Unsicherheiten schauen. 

Eine weitere zentrale Erkenntnis: fehlende 
Standards im Bereich der sozialen Kriterien in 
der nachhaltigen Geldanlage. Dazu Verena 
Menne, Geschäftsführerin des FNG: „Wir sehen, 
dass soziale Nachhaltigkeit immer stärker in 
den Fokus rückt – etwa bei der Kreditvergabe. 
Doch der Mangel an einheitlichen Standards 
verhindert eine systematische und messbare In-
tegration. Hier braucht es ein freiwilliges Rah-
menwerk für soziale Investitionen, wenn wir 
das volle Potenzial nachhaltiger Investitionen 
ausschöpfen wollen.“ Ob es ein Mangel an Rah-
menwerken und Vorgaben gibt und es jetzt 
noch ein weiteres – wenn auch freiwilliges – 
dazu braucht? Das ist eine Schlussfolgerung, die 
sicher nicht jeder in der Finanzindustrie teilt. 
Vielleicht wäre es sinnvoller, bestehende Rah-
menwerke zu entschlacken und an den Stellen, 
wo es noch Reglungsbedarf gibt, nachzuschär-
fen. Wenn es an einem ganz sicher nicht man-
gelt, sind es Rahmenwerke, die die Finanzindus-
trie gängeln und in ihrer Leistungsfähigkeit 
hemmen, die auch und gerade bei der nachhal-
tigen Transformation gebraucht wird!
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Rechtsfragen

BGH zur unwirksamen  
„Zustimmungsfiktionsklausel“

Die Kreditinstitute waren enttäuscht bis un-
gehalten, als der BGH mit Urteil vom 27. April 
2021 (AZ XI ZR 26/20) die von ihnen überwie-
gend verwendeten AGB-Klauseln für gesetz-
widrig und unwirksam erklärte. In der ZfgK, 
Heft 17/2022, wiesen wir dazu unter anderem 
auf kritische Meinungen aus der Rechtswis-
senschaft mit der Ansicht hin, der BGH richte 
mit seinem Urteil „einen Scherbenhaufen“ 
an. Inzwischen hat sich vermutlich die Ein-
sicht durchgesetzt, dass für alle Verträge, ge-
rade auch in dem subtilen Geschäft der Kre-
ditinstitute mit ihren Kunden, per se der 
Grundsatz gilt, dass Änderungen von Verein-
barungen und Bedingungen nur bei „akti-
ver“ Zustimmung beider Parteien wirksam 
werden können. Es war zu erwarten, dass 
dieses Votum des BGH weitere Fragen über 
rechtliche Folgewirkungen auslösen werde. 
Vor allem gilt das für die Frage, ob die Kre-
ditinstitute nun den Kunden, die Gebühren-
anhebungen nur „fiktiv“ zugestimmt haben 
und daher „ohne Rechtsgrund“ belastet wur-
den, die Mehrbeträge als „ungerechtfertigte 
Bereicherung“ im Sinne der §§ 812 ff BGB zu 
erstatten haben, und welche Modalitäten 
dafür gelten.

Auf diese Frage gibt die neue BGH-Entschei-
dung vom 2. Juni 2025 (AZ XI ZR 45/24) Ant-
wort. Sie geht von dem Sachverhalt aus, dass 
die Kreditinstitute zwar die unwirksame „Zu-
stimmungsfiktionsklausel“ (ZFK) nicht mehr 
anwenden, aber auf das Kundenverlangen, 
„unwirksam“ erhobene oder belastete Ge-
bührenbeträge den Konten wieder gut
zuschreiben, eher zögerlich oder ablehnend 
reagieren. Darüber entschied nun der „Ban-
kensenat“ des BGH in seinem Urteil über eine 
von der Bundeszentrale der Verbraucher-
schutzverbände (Klägerin) gegen eine Spar-
kasse („Musterbeklagte“) erhobene „Muster-
feststellungsklage“. Die Klägerin hatte mit 
ihrer Klageaktion die rechtskräftige Bestäti-
gung mehrerer von ihr so bezeichneter „Fest-
stellungsziele“ angestrebt. Die Vorinstanz des 
BGH, das Berliner Kammergericht, folgte der 
Klage in wesentlichen Punkten, wies sie aber 
auch in Teilen ab. In dem folgenden Überblick 
ist über den wesentlichen Inhalt der BGH-Ent-

scheidung sowie deren Konsequenzen kon-
zentriert auf das Wesentliche zu berichten:

Die „musterbeklagte“ Sparkasse hatte die frü-
here Regelverwendung der ZFK aufgrund des 
BGH-Urteils aus 2021 in ihrem Geschäftsver-
kehr mit Verbraucherkunden eingestellt, aber 
Forderungen von Bestandskunden abgelehnt, 
die „ohne Rechtsgrund“ erhobenen Mehrbe-
träge zu erstatten beziehungsweise den Kon-
ten wieder gutzuschreiben. Es war daher folge-
richtig, dass der BGH den als „Feststellungsziel 
1“ (FeZiel) der Klage formulierten Antrag zu-
rückwies, der beklagten Sparkasse im Ge-
schäftsverkehr mit Verbrauchern die Verwen-
dung der ZFK zu verbieten und sie für 
unwirksam zu erklären. Dieser Antrag sei unzu-
lässig, weil die Frage mit dem BGH-Urteil aus 
dem Jahr 2021 entschieden worden sei und 
kein weiterer Klärungsbedarf dazu bestehe. 
Das – für den Rechtsstreit zentrale – FeZiel 3a) 
der Klägerin war die richterliche Musterfest-
stellung, dass die beklagte Sparkasse (und da-
mit zugleich praktisch alle Kreditinstitute) den 
Verbraucherkunden alle Entgelte beziehungs-
weise Gebühren zu erstatten habe, soweit dem 
keine wirksame ausdrückliche Vereinbarung 
zugrunde lag. Dieses FeZiel bestätigte der BGH 
in der Fassung des prozessualen Hilfsantrags 
der Klägerin. 

Diese Feststellung des BGH war als logische 
Konsequenz  zu dem Verdikt der ZFK des BGH 
in seinem Urteil aus dem Jahr 2021 eigentlich 
nicht anders erwartbar. Sie hat nun zur Folge, 
dass nicht nur die „musterbeklagte“ Sparkas-
se, sondern praktisch alle Kreditinstitute, die 
von der ZFK Gebrauch gemacht haben, gehal-
ten und verpflichtet sein werden, sich mit ih-
ren Verbraucherkunden über die Regulierung 
der „rechtsgrundlos“ erhobenen Gebühren-
beträge zu arrangieren und sie ihnen zurück-
zugewähren. Solche Arrangements erschei-
nen in einer Skala denkbar zwischen voller 
Rückerstattung (Gutschrift) aller geleisteten 
Mehrbeträge über individuell zu vereinbaren-
de Teilerstattungen bis – am Ende der Skala - 
der nachträglichen „aktiven“ Zustimmung (= 
Genehmigung) der Kunden zu den „rechts-
grundlos“ erhobenen Entgelten (unter Um-
ständen bei einem angemessenen Ausgleichs-
angebot des Instituts). 

Das Urteil des BGH hat aber noch weitere 
Komponenten: So weist das Gericht darauf 
hin, dass die Verbraucherkunden der Kredit-
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institute sich auch dann noch auf die Unwirk-
samkeit einer ZFK berufen und die ohne 
Rechtsgrund entrichteten oder abgebuchten 
Entgelte zurückfordern können, wenn sie 
diese länger als drei Jahre widerspruchslos 
gezahlt haben beziehungsweise von ihren 
Konten abbuchen ließen. Der BGH erklärte 
dazu, dass die Regelung für Energieliefe-
rungsverträge, bei der die dreijährige wider-
spruchslose Hinnahme einer Preiserhöhung 
durch den Verbraucher als Genehmigung 
gilt, auf Verträge über Zahlungsdienstleis-
tungen nicht übertragbar sei. Auch zum Fe-
Ziel 5 der Klägerin, dass sich die Beklagte ge-
genüber einem Verbraucherkunden nicht auf 
eine konkludente (also „faktische“) Zustim-
mung zu angebotenen Entgelten aufgrund 
des Umstands berufen könne, dass er sein 
Konto im vertragsmäßigen Umfang auch 
nach der Änderungsmitteilung weiter ge-
nutzt habe, äußerte sich der Bankensenat. 
Der BGH hielt dieses FeZiel für unzulässig, 
weil sich schlüssiges Verhalten dieser Art 
nicht verallgemeinernd als Akzeptanz geän-
derter Bedingungen auslegen lasse. Es kom-
me darauf an, wie das Verhalten des Ver-
brauchers objektiv im Einzelfall aus der Sicht 
des Vertragspartners zu verstehen sei; es 
könne daher in einem Musterfeststellungs-
verfahren nicht entschieden werden.

Von maßgebender Bedeutung für die Praxis 
ist die Frage der Verjährung der nach diesem 
Urteil nun rückforderbar erhobenen Leistun-
gen wegen „ungerechtfertigter Bereiche-
rung“ im Sinne der §§ 816 ff. BGB. Die Kläge-
rin hatte dazu als FeZiel 7 beantragt, die 
Verjährung solcher Ansprüche frühestens zu 
dem Zeitpunkt beginnen zu lassen, zu dem 
der Verbraucher Kenntnis von der Unwirksam-
keit der ZFK hatte oder „ohne grobe Fahrläs-
sigkeit hätte haben können“, also frühestens 
mit dem Schluss des Jahres 2021. Dieses FeZiel 
hielt der BGH für unbegründet und entschied 
die Frage so: Ansprüche von Verbrauchern auf 
Erstattung von ohne Rechtsgrund verein-
nahmten Entgelten unterliegen der regelmä-
ßigen Verjährungsfrist des § 195 BGB von drei 
Jahren. Diese Frist beginnt gemäß § 199 Abs. I 
BGB mit dem Schluss des Jahres, in dem der 
Anspruch entstanden ist und der Verbraucher 
als Gläubiger Kenntnis der den Anspruch be-
gründenden Umstände und der Person des 
Schuldners (hier also dem „bereicherten“ Kre-
ditinstitut) erlangt oder ohne grobe Fahrläs-
sigkeit hätte erlangen können. 

Dazu ist die spezielle Feststellung des BGH 
wichtig, dass die Ansprüche auf Erstattung 
nicht schon mit der Abbuchung der Beträge 
von den Kundenkonten entstehen würden, 
sondern erst mit der Genehmigung der Sal-
doabschlüsse der Girokonten durch die Ver-
braucher. Diese Genehmigung trete mit Ab-
lauf der 6-wöchigen Frist ein, die den 
Verbrauchern nach Nr. 7 Abs. 3 S. 1 der AGB 
Sparkassen für Einwendungen gegen einen 
Saldoabschluss zustehen. Es komme dabei 
nicht darauf an, ob der Verbraucher Kenntnis 
von der Unwirksamkeit der ZFK hatte. Auch 
werde der Verjährungsbeginn, so der BGH, 
nicht durch eine etwaige Unkenntnis des Ver-
brauchers über die Unwirksamkeit der ZFK 
bis zum Urteil des BGH vom 27. April 2021 hi-
nausgeschoben. Denn den Verbrauchern sei 
eine Klage auf Rückerstattung auch bereits 
vor diesem Urteil zumutbar gewesen. Den 
Grundsatz, dass „Schweigen“ auf eine Mit-
teilung über eine Vertragsänderung nicht de-
ren fiktive Genehmigung bedeute, habe die 
Rechtsprechung auch schon früher aufge-
zeigt und sie geprägt. Bankkunden hätten 
also auch schon früher rechtsgrundlos geleis-
tete Zahlungen erfolgreich zurückfordern 
können. Auch wenn hier manche Aussagen 
des BGH nicht ohne Weiteres auf Anhieb ver-
ständlich sein mögen, sollte man für die Pra-
xis den Schluss ziehen können, dass für die 
Rückforderung von aufgrund einer ZFK 
rechtsgrundlos erhobenen Zahlungen grund-
sätzlich die allgemeine dreijährige Verjäh-
rungsfrist mit dem Ende des Jahres beginnt, 
in dem der Verbraucherkunde die zu den 
Monatsenden  erteilten Saldoabschlüsse sei-
nes Girokontos (auch durch sechswöchiges 
Schweigen) genehmigt hat. Es ist nicht aus-
zuschließen, dass es zum Thema Verjährung 
in Zukunft noch weitere differenzierende 
Entscheidungen des BGH geben könnte (und 
vielleicht sogar müsste).

Ergebnis mithin: Das neue Urteil des BGH 
schließt an sein Grundsatzurteil vom 
27.4.2021 konsequent und nahtlos an. Es er-
scheint jedoch in Bezug auf den konkreten 
Beginn der Verjährungfristen für die Rücker-
stattungsansprüche der Verbraucher nicht 
ohne Weiteres verständlich und in der Praxis 
nachvollziehbar zu sein; das Thema mag da-
her auch Stoff für die weitere rechtswissen-
schaftliche Durchdringung der Rechtsmaterie 
bilden.

RA Dr. Claus Steiner, Wiesbaden
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5. Juni bis 24. Juni 2025

Mit der Eintragung in das Genossen-
schaftsregister ist die Fusion der Volks-
bank Mittelhessen mit drei kleineren In-
stituten auf die Zielgerade gegangen. 
Die Fusion mit dem VR-Bankverein Bad 
Hersfeld-Rotenburg ist am 2. Juni 2025 
in das Genossenschaftsregister einge-
tragen worden. Die Eintragung der Fu-
sionen mit den Volksbanken Schupbach 
und Feldatal folgten am 10. bezie-
hungsweise 11. Juni 2025. Damit ist die 
Verschmelzung der Banken rechtlich ab-
geschlossen. Nun fehlt lediglich noch 
die technische Umsetzung, um die 
Banksysteme und technische Infrastruk-
tur der beteiligten Häuser zusammen-
zuführen. Diese „technische Fusion“ soll 
rund um das zweite Wochenende im 
Juli 2025 stattfinden. 

Die Allianz hat den Verkauf ihrer 
50-Prozent-Beteiligungan der Unicredit 
Allianz Vita SpA, einem Lebensversiche-
rungs Joint Venture mit der Unicre-
dit-Gruppe in Italien, abgeschlossen. 
Der Verkaufspreis betrug 0,8 Milliarden 
Euro. Die Allianz macht nach eigenen 
Angaben mit der Transaktion einen Ge-
winn von 0,2 Milliarden Euro, was sich 
mit plus 1 Prozent auf die Solven-
cy-II-Kapitalisierungsquote auswirken 
werde. Diese Transaktion betreffe nicht 
die anderen Partnerschaften zwischen 
den beiden Unternehmen. 

Die Privatbank Donner & Reuschel hat 
im Maintower in Frankfurt am Main 
neue Räume bezogen und damit einen 
festen Standort in Frankfurt etabliert. 
Inhaltlich liegt der Fokus des neuen 
Standorts auf dem institutionellen 
Fixed-Income- und Alternatives-Ge-
schäft sowie dem Asset Servicing. Den 
Sitz hat die Privatbank in Hamburg und 
München. 

Mit der technischen Fusion haben die 
Bank für Kirche und Caritas eG (Pader-
born) und die Pax-Bank eG (Köln) Mitte 
Juni 2025 ihre Verschmelzung zur Pax-
Bank für Kirche und Caritas eG erfolg-
reich abgeschlossen. Die Eintragung ins 
Genossenschaftsregister erfolgte be-

reits Anfang Juni. Mit einer Bilanzsum-
me von rund 8,6 Milliarden Euro und 
einem Kundengeschäftsvolumen von 
mehr als 18 Milliarden Euro zählt das 
neue Institut nach eigenen Angaben zu 
den größten christlich-nachhaltigen 
Banken Deutschlands. 

Die Deutsche Pfandbriefbank beschleu-
nigt die Umsetzung ihrer Strategie 2027 
und wird sich aus den USA zurückzie-
hen und künftig voll auf den europäi-
schen Markt konzentrieren. Das 
US-Portfolio im Volumen von rund 4,1 
Milliarden Euro mit einer gewichteten 
durchschnittlichen vertraglichen Rest-
laufzeit von rund 2,5 Jahren soll wert-
schonend abgebaut, veräußert oder 
verbrieft werden. Dennoch warnt das 
Institut, dass ein Sonderaufwand ent-
stehen könnte, der für das Geschäfts-
jahr 2025 zu einem Jahresverlust führen 
könnte. 

Seit dem 13. Juni 2025 bietet die Finanz
aufsicht BaFin auf ihrer Melde- und Ver-
öffentlichungsplattform (MVP) ein neu-
es Fachverfahren an. Erstmals können 
Verpflichtete ihre geldwäscherechtli-
chen Anzeigepflichten laut BaFin digi-
tal, schnell und nachweisbar erfüllen. 
Gemäß § 7 Absatz 4 Geldwäschegesetz 
(GwG) müssen von der BaFin beaufsich-
tigte Verpflichtete die Bestellung und 
Abberufung von Geldwäschebeauftrag-
ten und deren Stellvertretungen der 
BaFin vorab anzeigen. Das Fachverfah-
ren „Geldwäscheprävention und Terro-
rismusfinanzierung“ richtet sich an die 
Verpflichteten nach dem GwG, die un-
ter der Aufsicht der BaFin stehen (§ 50 
Nr. 1 und Nr. 2 GwG). Eine Anleitung zur 
Abgabe der Anzeige bei der BaFin fin-
det sich in der Anleitung zum Fachver-
fahren „Geldwäscheprävention und Ter-
rorismusfinanzierung“. Der Verweis in 
Kapitel 3.2.1 der Auslegungs- und An-
wendungshinweise zum Geldwäschege-
setz (AuA AT) wird entsprechend ange-
passt.

Das Fintech Finom hat eine Serie-C-Fi-
nanzierungsrunde in Höhe von 115 Mil-

lionen Euro abgeschlossen, die von AVP 
zusammen mit Headline Growth ange-
führt wurde, mit kontinuierlicher Un-
terstützung durch die bestehenden In-
vestoren General Catalyst, Northzone 
und Cogito Capital. Zusammen mit der 
jüngsten Wachstumsinvestition in Höhe 
von 92,7 Millionen Euro aus dem 
Customer Value Fund von General Cata-
lyst habe Finom nun insgesamt über 
300 Millionen Euro an Finanzmitteln 
aufgebracht. Finom hat im Jahr 2024 
nach eigenen Angaben seinen Umsatz 
verdoppelt und die Mitarbeiterzahl auf 
500 gesteigert. 

Die ING Deutschland hat gemeinsam 
mit der digitalen Vermittlungsplattform 
Komuno einen standardisierten Prozess 
zur Vergabe nachhaltiger Kommunal-
kredite für Bauvorhaben entwickelt. Ein 
erster Meilenstein wurde gestern er-
reicht: Die Stadt Essen hat den ersten 
über die Plattform vermittelten grünen 
Kommunalkredit in Höhe von 100 Milli-
onen Euro erhalten.

Groupe BPCE, die zweitgrößte Bank in 
Frankreich und die viertgrößte in Euro-
pa, hat eine Vereinbarung über den Er-
werb einer 75-Prozent-Beteiligung an 
der viertgrößten portugiesischen Bank 
Novobanco von der Private-Equity-Fir-
ma Lone Star Funds unterzeichnet. Die 
Transaktion, die einen Barbetrag von 
etwa 6,4 Milliarden Euro – für 100 Pro-
zent der Aktien – und ein Vielfaches des 
neunfachen Jahresgewinns darstellt, ist 
laut BPCE die größte grenzüberschrei-
tende Akquisition in der Eurozone seit 
mehr als 10 Jahren. BPCE führt Gesprä-
che mit der portugiesischen Regierung 
und dem portugiesischen Bankenregu-
lierungsfonds, um ihre Beteiligungen 
an Novobanco (11,5 Prozent bezie-
hungsweise 13,5 Prozent) zu gleichen 
Bedingungen zu erwerben. BPCE will 
mit den notwendigen Konsultationen 
mit den Arbeitnehmervertretungen 
fortfahren, um den Erwerbsvertrag zu 
unterzeichnen. Das Projekt soll in der 
ersten Hälfte des Jahres 2026 abge-
schlossen sein.



PERSONALIENP 

Economist berufen. In seiner neuen 
Funktion soll er das Global Economics & 
Strategy Team von AGI leiten, das für 
die Erstellung makroökonomischer Ana­
lysen und Markteinschätzungen zustän­
dig ist. Schulz soll künftig an den CIO 
Public Markets Michael Krautzberger 
berichten. Zuvor war er Deputy Chief  
European Economist bei Citigroup Glo­
bal Markets.

Olaf Sleijpen (Foto) ist seit 
dem 1. Juli 2025 neuer 
Präsident der niederländi­
schen Zentralbank De Ne­
derlandsche Bank (DNB). 
Auf Empfehlung des DNB-

Aufsichtsrats hat Finanzminister Eelco 
Heinen am Freitag Olaf Sleijpen zur Er­
nennung per königlichem Dekret nomi­
niert. Sleijpen, seit Anfang 2020 Mit­
glied des Vorstands der DNB, tritt die 
Nachfolge von Klaas Knot an, der seit 
2011 Präsident der DNB ist.

Sparkassen-Finanzgruppe

Matthias Nester, Vorstandsvorsitzender 
der Sparkasse Koblenz, wird Ende April 
2026 in den Ruhestand treten. Vom Ver­
waltungsrat des Instituts wurde bereits 
die Nachfolge geklärt: Jörg Perscheid, 
Vorstand der Sparkasse Koblenz, soll ab 
Mai 2026 das Amt des Vorstandsvorsit­
zenden übernehmen. Die im Mai 2026 
freiwerdende Position als Vorstandsmit­
glied der Sparkasse Koblenz wird im 
Sommer dieses Jahres öffentlich ausge­
schrieben.

Christian Spindler, Vorstandsmitglied 
der Sparkasse Bad Tölz-Wolfratshausen, 
verzichtet aus persönlichen Gründen 
und auf eigene Entscheidung auf eine 
Verlängerung seines Vertrags. Dem Un­
ternehmen werde er „in einer anderen 
Position als Angestellter verbunden blei­
ben“. Der Vertrag des Vorstands endet 
am 30. September 2026. Die Nachfolge 
soll Michael Kinshofer antreten, derzeit 
Vertriebsvorstand der Kreissparkasse 
Traunstein-Trostberg.

Genossenschaftliche 
Finanzgruppe 

Michael Hoeck (Foto) wird 
zum 1. September 2025 
neuer Vorstandsvorsitzen­
der des Genoverband e. V. 
Die Entscheidung über  
die Nachfolge von Ingmar 

Rega im Vorstandsvorsitz hat der Ver­
bandsrat des Genoverbandes in seiner 
gestrigen Sitzung getroffen. Stellvertre­
tender Vorstandsvorsitzender wird Mar­
co Schulz. Seit 2009 ist er Co-Vorstands­
sprecher der Vereinigten Volksbank 
Raiffeisenbank eG mit Sitz in Simmern.

Feier-Tage

Am 20. Juni 2025 feierte Dr. Johann Ru­
dolf Flesch, ehemaliges Vorstandsmit­
glied der DG Bank, seinen 75. Geburts­
tag.

Seinen 75. Geburtstag beging am 6. Juni 
2025 Jean Lemierre, Chairman of the 
Board of Directors der BNP Paribas.

Am 18. Juni 2025 hat Norbert Lohöfer, 
ehemaliges Vorstandsmitglied der LBS 
Südwest, seinen 70. Geburtstag gefei­
ert.

Klaus Rehbaum, Vorstandsmitglied in 
Ruhestand der Sparkasse Herford, wur­
de am 20. Juni dieses Jahres 75 Jahre alt.

Am 25. Juni 2025 beging Horst Schön­
feld, Vorstandsmitglied der Kreisspar­
kasse Augsburg, seinen 70. Geburtstag.

Bernhard Termühlen, ehemaliges Vor­
standsmitglied der MLP AG, hat am 3. 
Juni 2025 sein 70. Lebensjahr vollendet.

Finastra, ein Anbieter von Software­
lösungen für die Finanzindustrie, hat Er­
weiterungen seines Führungsteams be­
kannt gegeben. So wird Don Baptiste 
neuer Chief Operating Officer und soll 
die Bereiche Analytics, Customer In­
sights, Cross-Selling, Partnerschaften, 
Sales Operations und strategisches Pro­
grammmanagement verantworten. Zu­
dem wird Shirly Powell neuer Head of 
Strategic Communications.

Nach über 28 Jahren im Dienst der Hoer­
ner Bank AG und knapp 50 Jahren im 
Bankwesen ist der Vorstandsvorsitzende 
Ralf Hirschfeld zum 31. Mai 2025 in den 
Ruhestand getreten. Zum 1. Juni 2025 
besteht der Vorstand der Hoerner Bank 
aus Stefan Baumann und Christoph 
Winkhart.

Die Deutsche Wertpapier 
Service Bank (DWP Bank) 
hat Kristina Lindenbaum 
zum 1. Juli 2025 in den 
Vorstand berufen. Als 
Vorständin soll sie künftig 

für den Verantwortungsbereich Kunde 
und digitale Transformation zuständig 
sein. 

Die Bank of New York  
Mellon Corporation hat 
Christopher Porter zum 
BNY Country Manager 
Deutschland ernannt. Mit 
sofortiger Wirkung soll er 
in seiner neuen Position für die Umset­
zung der Wachstumsstrategie von BNY 
in Deutschland als einem der globalen 
Kernmärkte für das Unternehmen ver­
antwortlich sein. Christopher Porter 
bekleidet mehrere Vorstandsmandate  
in wichtigen Branchenverbänden in 
Deutschland, darunter bei dem Verband 
der Auslandsbanken in Deutschland e.V., 
der American Chamber of Commerce in 
Deutschland sowie dem regionalen Ar­
beitsausschuss „Bankenverband Mitte“ 
des Bundesverbandes deutscher Banken.

Allianz Global Investors (AGI) hat Chris­
tian Schulz zum 1. Juli 2025 als Chief 
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5. Juni bis 24. Juni 2025

Wichtige Basis für Personalien ist neben den Pres- 
semitteilungen der jeweiligen Institute und den  
eigenen Recherchen insbesondere bei den Volks- 
und Raiffeisenbanken das Unternehmensregister, 
dessen Veröffentlichungstermine leider nicht sehr 
zeitnah sind.
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INTERVIEWI 

Herr Forst, wie schätzen Sie die 
wirtschaftliche Lage in Deutsch-
land derzeit ein?

Wir erleben aktuell eine Situation, die 
von zahlreichen geopolitischen Unsi-
cherheiten geprägt ist. Deshalb halten 
sich Unternehmen mit Investitionen zu-
rück, genauso wie private Haushalte 
trotz gestiegener Reallöhne bei Ausga-
ben vorsichtig sind. Zwar gibt es erste 
Anzeichen einer Stabilisierung – etwa 
durch ein leichtes BIP-Wachstum im ers-
ten Quartal 2025 oder bessere ifo-Werte 
–, dennoch spricht der Sachverständi-
genrat weiterhin von einer Phase der 
wirtschaftlichen Stagnation. Die Aus-
sichten verbessern sich, wenn es gelingt, 
Vertrauen durch planbare Rahmenbe-
dingungen und gezielte Investitionen zu 
stärken. Die wirtschaftspolitische Auf-
gabe bleibt daher anspruchsvoll.

Was erwarten Sie von der neuen 
Bundesregierung?

Das Wichtigste ist, dass die Unterneh-
men verlässliche Rahmenbedingungen 
für ihre Planungen haben. Und der Bü-
rokratieabbau sollte entschieden ange-
gangen werden.

Können denn die Förderbanken 
einen Beitrag leisten, um die 
Wachstumsschwäche zu über-

winden?

Sie können keine Wunder bewirken, 
aber einen Beitrag leisten können sie in 
der Tat. Vieles hängt an der Frage, ob 
Unternehmen jetzt investieren oder 
weiter abwarten. Mit gut durchdachten 
Förderprogrammen für die gewerbliche 

Wirtschaft können Förderbanken Impulse 
geben und Anreize für Investitionen set-
zen, ergänzend zu den Steuererleichte-
rungen, die die neue Bundesregierung 
auf den Weg bringt. In der NRW-Bank 
haben wir zum Beispiel das neue 
Programm NRW-Bank-Invest Zukunft 
entwickelt, das mit einer spürbaren 
Zinsvergünstigung und hohen Tilgungs-
nachlässen dafür sorgt, dass sich Investi-
tionen in Transformation für Unterneh-
men schnell rechnen. 

Wie sehen Sie die Zukunft des 
Industriestandorts Deutschland? 
Ist er langfristig noch wettbe-

werbsfähig?

Es ist zwar richtig, dass wir an Wettbe-
werbsfähigkeit verloren haben. In die 
allgemeine Schwarzmalerei möchte ich 
aber nicht einstimmen. Unsere Wirt-
schaft steht immer noch auf einem sta-
bilen Fundament, mit hochqualifizierten 
Arbeitnehmern, innovativen Unterneh-
men und einem breiten, gut aufgestell-
ten Mittelstand. Natürlich haben wir 
Baustellen wie die Digitalisierung oder 
den Aufbau zukunftsfähiger Infrastruk-
turen. Da müssen wir ran. 

Wird das neue Sondervermögen 
Infrastruktur da helfen und wel-
che Rolle werden die Förderban-

ken dabei spielen?

Ich denke schon, dass das neue Sonder-
vermögen einen wesentlichen Beitrag zur 
Modernisierung und Erneuerung unserer 
Infrastruktur leisten wird. Und die För-
derbanken werden mit ihrem Know-how 
und ihrer regionalen Verankerung auf je-
den Fall eine wichtige Rolle spielen. 

Man hört im Zusammenhang mit 
dem Sondervermögen Infra-
struktur jetzt häufiger etwas 

von einer „Hebelwirkung“. Was ist da-
mit gemeint?

Durch klug konzipierte Förderung lassen 
sich durch den Einsatz öffentlicher Mit-
tel Investitionsanreize setzen, die private 
Gelder mobilisieren und so ein insge-
samt deutlich höheres Investitionsvolu-
men generieren. Das kann auf unter-
schiedlichen Wegen geschehen. Aus dem 
Sondervermögen können Zuschüsse an-
geboten werden, mit denen wir Haus-
bank-Kredite ergänzen – schon dadurch 
steigt das Gesamtvolumen der Investitio-
nen. Darüber hinaus können Förderban-
ken die Mittel einsetzen, um spezielle 
Darlehensprogramme mit besonders at-
traktiven Konditionen auszustatten. Da-
durch vervielfacht sich das investierte 
Gesamtvolumen – und das meint der Be-
griff „Hebelwirkung“.

Beim Thema Bürokratie geht der 
Blick oft nach Brüssel. Wie schät-
zen Sie die Entwicklung dort ein?

Die EU-Kommission hat angekündigt, Bü-
rokratie abbauen zu wollen. Sie scheint es 
nach meinem Eindruck ernst zu meinen, 
was ich ausdrücklich begrüße. Die Ankün-
digungen sind im Kontext der politischen 
Neuausrichtung in Brüssel zu sehen, bei 
der die Verbesserung der Wettbewerbsfä-
higkeit Europas stärker in den Fokus 
rückt. Auch dies ist positiv zu sehen.

Wie blicken Sie in diesem Zu-
sammenhang auf die Verände-
rungen bei der Nachhaltigkeits-

berichterstattung?

Redaktionsgespräch mit Eckhard Forst

„�Unsere Wirtschaft steht  
immer noch auf einem stabilen 
Fundament“
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Zunächst: Viele Banken, wie auch die 
NRW-Bank, veröffentlichen bereits 
Nachhaltigkeitsberichte nach den neuen 
europäischen Berichtsstandards, um In-
vestoren und Öffentlichkeit Transparenz 
im Bereich Soziales und Umwelt zu ge-
ben. Aus den Erfahrungen bei der Be-
richtserstellung wissen wir aber auch, 
dass es bei der Nachhaltigkeitsberichter-
stattung administrative Erleichterungen 
geben muss. Daher begrüßen wir die in 
Brüssel angestoßenen Erleichterungen. 
Zur Wahrheit gehört allerdings auch, 
dass Banken im Rahmen ihrer Geschäfts-
modelle, ihrer förderpolitischen Zielset-
zung und ihres Risikomanagements auf 
ESG-Daten angewiesen sind. Im Zweifel 
werden Banken diese Daten von ihren 
Geschäftspartnern erfragen müssen, un-
abhängig von gesetzlichen Berichts-
pflichten. 

Die öffentlichen Banken haben 
sich in der Vergangenheit als 
Treiber der Transformation posi-

tioniert. Gilt das immer noch?

Das gilt heute mehr denn je. Die ge-
samtgesellschaftlichen Herausforderun-
gen haben in jüngster Zeit ja eher zuge-
nommen. Und damit auch die 
Transformations- und Anpassungsher-
ausforderungen für Unternehmen und 
Haushalte. Es ist weiterhin das Selbst-
verständnis der öffentlichen Banken, 
diese Transformation zu begleiten. Da-
her haben wir unseren Transformations-
begriff auch erweitert.

Das heißt konkret?

In den vergangenen Jahren stand zum 
einen die ökologische Transformation 
im Fokus, vielfach ging es um Maßnah-
men zum Klimaschutz und für ein 
nachhaltiges Wirtschaften. Zum ande-
ren lag ein Schwerpunkt bei der digita-
len Transformation, also bei grundle-
genden Veränderungsprozessen beim 
Einsatz digitaler Technologien. In die-
sen Themenfeldern werden wir weiter-
hin mitgestalten. 

Was aber zukünftig wichtiger werden 
wird, sind einerseits Anpassungen an 

den demografischen Wandel, also insbe-
sondere an die Alterung der Gesell-
schaft und daraus folgend das Fehlen 
einer ausreichenden Zahl von Arbeits-
kräften. Andererseits zeigt die Entwick-
lung der letzten Jahre, dass der geoöko-
nomische Wandel vielfach eine 
Neuausrichtung der Wirtschaft erfor-
dert. Förderbanken können Unterneh-
men unterstützen, die die eigene Resili-
enz stärken, indem sie unabhängiger 
von Rohstoffzulieferungen und Energie-
preisen werden.

Viele Förderbanken haben histo-
rische Wurzeln in der Wohn-
raumförderung. Die bleibt ver-

mutlich ein wichtiges Förderfeld?

Das ist richtig. Vor allem in den Ballungs-
räumen ist bezahlbarer Wohnraum wei-
terhin Mangelware. Daraus ergeben sich 
soziale Spannungen, die wir unbedingt 
auflösen müssen. Das gilt übrigens nicht 
nur in Deutschland, sondern für viele eu-
ropäische Länder. Es ist daher folgerich-
tig, dass es in Brüssel jetzt einen EU-Kom-
missar gibt, der für Wohnraum zuständig 
ist. In Nordrhein-Westfalen erleben wir 
gerade eine Renaissance des geförderten 
Wohnraums. Durch attraktive Kreditkon-
ditionen werden Wohnbauprojekte reali-
siert, die ansonsten unter den aktuell 
schwierigen Rahmenbedingungen kaum 
noch tragfähig wären. 

Könnte die EU hier auch unter-
stützen?

Das könnte ich mir in der Tat gut vorstel-
len, etwa durch eigene EU-Förderpro-
gramme. Wichtig ist allerdings, dass die 
EU-Unterstützung mit den jeweils natio-
nalen Regeln kompatibel ist.

Vor welchen Aufgaben stehen 
die Förderbanken hinsichtlich ih-
rer internen Prozesse?

Bei den Themen IT und Digitalisierung 
wurde in den vergangenen Jahren 
schon viel erreicht. Es gibt aber gleich-
wohl noch viel zu tun. Wir sollten 
Fördernehmern möglichst viel Papier-
kram ersparen. Digitale Antragswege 
sollten überall das Ziel sein. Hier sind 

viele Häuser schon sehr weit, aber 
sicherlich noch nicht jeder am Ziel. Da-
her werden viele Institute auch weiter-
hin in ihre IT investieren. Hierzu wird es 
übrigens auch eine engere Zusammen-
arbeit unter den Förderbanken geben. 
Wir haben im VÖB den neuen IT-Aus-
schuss für Förderbanken gegründet. Es 
freut mich, dass meine Vorstandskolle-
gin Claudia Hillenherms hier den Vorsitz 
einnehmen wird. 

Eckhard Forst

Präsident, Bundesverband Öffentlicher 
Banken Deutschlands, VÖB, e.V., Berlin

Geopolitische Unsicherheiten und verhalte-
ne Investitionsbereitschaft prägen aktuell 
die wirtschaftliche Lage in Deutschland – 
trotz erster Anzeichen einer Stabilisierung 
bleibt das Umfeld herausfordernd. Förder-
banken wie die NRW-Bank setzen gezielt 
Impulse, um die Transformation der Wirt-
schaft zu unterstützen. Programme wie 
beispielsweise das „NRW-Bank-Invest Zu-
kunft“ sollen Investitionen durch Zinsvor-
teile und Tilgungsnachlässe attraktiver ma-
chen. Der Industriestandort Deutschland 
gilt trotz Wettbewerbsverlusten weiterhin 
als robust, jedoch sind Digitalisierung, In
frastruktur und demografischer Wandel 
zentrale Baustellen. Förderbanken sehen 
sich als aktive Treiber der Transformation – 
ökologisch, digital und geoökonomisch. 
Auch in der Wohnraumförderung gewinnt 
ihre Rolle angesichts wachsender sozialer 
Spannungen an Bedeutung. Bürokratie
abbau, Digitalisierung und stärkere EU-
Kooperationen bleiben dabei zentrale Auf-
gaben. (Red.)
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https://www.xing.com/pages/nrw-bank
https://www.linkedin.com/company/nrw-bank/
https://x.com/voeb_banken
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Deutschland steht vor einer doppelten 
Herausforderung: Die öffentliche Infra­
struktur muss umfassend modernisiert 
werden – und zugleich gilt es, die öko­
logische, ökonomische und digitale 
Transformation entschlossen voranzu­
treiben. Jahrzehntelang wurden Stra­

ßen, Brücken und Schienen vielerorts 
auf Verschleiß gefahren und warten auf 
Erneuerung. Gleichzeitig erfordern Kli­
maneutralität, Digitalisierung und de­
mografischer Wandel ein neues Den­
ken. Die Herausforderungen sind groß, 
der Investitionsbedarf ist immens – das 
stemmt der Staat nicht allein. 

Mutig handeln

Transformation gelingt nur mit massi­
ven Investitionen. Das gilt für staatliche 
ebenso wie für private Investitionen. 
Doch gerade in wirtschaftlich ange­
spannten Zeiten fällt es schwer, lang­
fristige Zukunftsaufgaben gegen kurz­
fristige Konsolidierungsbedarfe durch­
zusetzen. 

Umso wichtiger ist es, dass Deutschland 
jetzt mutig handelt – mit einem klaren 
ordnungspolitischen Rahmen, pragma­
tischen Instrumenten und starken Part­
nern. Dazu gehören stark aufgestellte 
Förderbanken. Sie verbinden strategi­
sche Zielsetzungen mit konkreten Fi­
nanzierungslösungen – schnell, wirksam 

und nahe an den Bedarfen vor Ort. So 
können sie Motor der Entwicklung in 
die Zukunft sein.

Förderbanken sind Spezialisten für den 
Ausgleich von Marktschwächen: Sie grei­
fen dort ein, wo privatwirtschaftliche 

Finanzierung nicht ausreicht oder zu 
teuer ist, etwa bei sozialer Infrastruktur, 
nachhaltiger Mobilität, Wohnungsbau 
oder klimafreundlichen Technologien. 
Sie leisten damit einen unverzichtbaren 
Beitrag für gleichwertige Lebensverhält­
nisse in Stadt und Land und für die 
Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschafts­
standorts Deutschland. Ob die Council of 
Europe Development Bank in der Euro­
päischen Union, die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau auf Bundesebene oder 
die Landesförderinstitute: Sie sind eine 
tragende Säule für das Gelingen der Inf­
rastrukturmodernisierung und auch der 
Transformation insgesamt.

Denn: Die Investitionslücke ist gewaltig. 
Allein für die Energiewende werden laut 

Institut der deutschen Wirtschaft bis 
2030 rund 600 Milliarden Euro benötigt. 
Gleichzeitig zeigen Studien wie der 

Draghi-Bericht zur Wettbewerbsfähig­
keit Europas, dass auch Investitionen in 
Digitalisierung, Bildung, Verteidigung 
und Innovation auf breiter Front hoch­
gefahren werden müssen – auf bis zu 
800 Milliarden Euro jährlich EU-weit. Die 
staatlichen Haushalte allein können das 
nicht leisten. Es braucht ein intelligentes 
Zusammenspiel aus öffentlichen Impul­
sen und privaten Mitteln – strukturiert, 
abgesichert und verstetigt durch starke 
Finanzierungsakteure wie die Förder­
banken.

Tempo machen bei den Planungen

Wie groß der politische Handlungsdruck 
ist, zeigt die aktuelle bundespolitische 
Entscheidung für die Einrichtung eines 
Sondervermögens zur Infrastrukturfi­
nanzierung. Mit einem Volumen von 500 
Milliarden Euro könnten Bund, Länder 
und Kommunen dringend notwendige 
Investitionen anstoßen und damit auch 
eine wirtschaftliche Dynamik erzeugen. 

Entscheidend wird sein, dass die zur Ver­
fügung stehenden Mittel schnell und 
zielführend zur Wirkung kommen. Dazu 
braucht es flexible, bürokratiearme 
Strukturen in der Umsetzung sowie klare 
Prioritäten. Und selbstverständlich müs­

sen auch die Akteure, die die Infrastruk­
tur praktisch ausbauen, Tempo machen 
bei den Planungen.

Von der Kohle zur KI – 
Förderbanken als Motor der 
Transformation

Marcus Optendrenk

„Transformation gelingt nur  
mit massiven Investitionen.“

„Förderbanken sind Spezialisten für  
den Ausgleich von Marktschwächen.“
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Ein Blick nach Nordrhein-Westfalen 
zeigt, wie Förderbanken flankierend gro­
ße Transformationsprozesse unterstüt­
zen können: Als größtes Landesförderin­
stitut unterstützt die NRW-Bank seit 
Jahren Kommunen, Unternehmen und 
Privatpersonen mit gezielten Program­
men bei der Transformation. Mit dem 
neu geschaffenen Vorstandsressort „In­
novation und Transformation“ hat sie 
sich strategisch neu ausgerichtet und 
bündelt ihre Programme im neuen För­
derangebot „NRW-Bank-Invest Zukunft“. 

Es fördert gezielt Digitalisierung, nach­
haltige Technologien, Elektromobilität 
und künstliche Intelligenz mit Darlehen 
von bis zu 10 Millionen Euro, Zinsvor­
teilen von bis zu zwei Prozentpunkten 
und Tilgungsnachlässen von bis zu 20 
Prozent.

Entscheidende Rolle bei der 
kommunalen Infrastruktur

Das schafft konkrete Anreize für Investiti­
onen in eine zukunftsfähige Wirtschaft. 
Ein Beispiel für den nordrhein-westfäli­
schen Weg „von der Kohle zur KI“. Denn 
wir wollen die erste klimaneutrale Indust­
rieregion Europas werden. Die NRW-Bank 
unterstreicht mit diesem Programm ihre 
Rolle als Partnerin dieses Wandels im be­
völkerungsreichsten Bundesland.

Und: Förderbanken leisten mehr als rei­
ne Finanzierung. Sie begleiten Transfor­
mationsprozesse auch beratend – mit 
Marktkenntnis, Projektverständnis und 

regionaler Nähe. Gerade bei der kom­
munalen Infrastruktur spielt das eine 
entscheidende Rolle. Der Investitions­
stau in vielen Städten und Gemeinden 
ist enorm – bundesweit. 

Die Förderbanken helfen hier, Finanzie­
rungen zu strukturieren und Förderkulis­
sen sinnvoll zu kombinieren. Ihr Wissen 

um Kapitalmärkte, ihre Erfahrung mit 
dem Programmdesign und ihre Nähe zur 
Praxis machen sie zu unverzichtbaren 
Partnern der öffentlichen Hand. Und sie 
sind in der Lage, externe Investoren 
sinnvoll in die Finanzierung öffentlicher 
Infrastruktur einzubinden.

Ein entscheidender Baustein

Gleichzeitig treiben sie Innovation auch 
im eigenen Haus voran. Nachhaltige Re­
finanzierung über Green Bonds, digitale 
Antragsstrecken, Einsatz von KI: Förder­
banken selbst verändern sich und gestal­
ten neue Standards für eine moderne 
Förderpolitik. Das gilt für die KfW eben­
so wie für die Landesbanken. Das macht 
deutlich: Transformation ist keine Ein­
bahnstraße.

Förderbanken sind ein entscheidender 
Baustein, um ordnungspolitische Ziele in 
konkrete Projekte zu übersetzen. Sie 
verbinden staatliche Strategien mit un­
ternehmerischem Handeln. Und sie 
schaffen Vertrauen in einer Zeit, in der 
langfristige Planungssicherheit und Ver­
lässlichkeit wieder zur knappen Ressour­
ce geworden sind.

Starke institutionelle Partner 
frühzeitig einbinden

Ob bei Infrastruktur, Innovation oder 
Klimaschutz: Für den Erfolg der Transfor­
mation insgesamt wird es entscheidend 
darauf ankommen, starke institutionelle 

Partner frühzeitig einzubinden. Förder­
banken sind hier längst etabliert. Ihre 
Expertise kann helfen, Mittel zielgenau 
zu lenken, Mitnahmeeffekte zu vermei­
den und echte Impulse für eine nachhal­
tige Entwicklung zu setzen.

Deutschland hat die Ressourcen, das 
Wissen und den Willen, um als führende 

Industrienation auch im 21. Jahrhun­
dert erfolgreich zu sein. Was es jetzt 
braucht, sind intelligente Allianzen 
zwischen Staat, Wirtschaft und Gesell­
schaft. Förderbanken sind dabei die 
leisen, aber entscheidenden Möglich­
macher. Bei der Bewältigung der großen 
Aufgaben unserer Zeit sind sie nicht 
mehr wegzudenken.

Dr. Marcus Optendrenk

Minister der Finanzen, Land Nordrhein-
Westfalen, Düsseldorf

Deutschlands Modernisierung steht unter 
doppeltem Druck: Marode Infrastruktur 
trifft auf enorme Anforderungen durch Kli-
mawandel, Digitalisierung und demografi-
schen Wandel. Der Investitionsbedarf ist 
gewaltig – allein für die Energiewende 
werden bis 2030 rund 600 Milliarden Euro 
benötigt. In dieser Gemengelage gewin-
nen Förderbanken an strategischer Bedeu-
tung. Sie kompensieren Marktschwächen, 
mobilisieren privates Kapital und überset-
zen politische Ziele in konkrete, regional 
wirksame Projekte. Beispiele wie die NRW-
Bank zeigen, wie zielgerichtete Programme 
– etwa für KI, nachhaltige Technologien 
oder Elektromobilität – Transformations-
prozesse aktiv beschleunigen. Förderban-
ken bieten dabei nicht nur Finanzierung, 
sondern auch Beratung, Strukturierung 
und Marktnähe. Mit innovativen Ansätzen 
wie Green Bonds und digitaler Antragsver-
arbeitung entwickeln sie sich selbst weiter. 
Ihre Rolle als verbindendes Element zwi-
schen öffentlicher Hand, Wirtschaft und 
Zivilgesellschaft macht sie laut Marcus Op-
tendrenk zu unverzichtbaren Akteuren im 
Wandel. (Red.)

Fo
to

: M
in

is
te

ri
u

m
 d

er
 F

in
an

ze
n

 N
R

W

„Der Investitionsstau in vielen Städten und  
Gemeinden ist enorm – bundesweit.“

https://www.linkedin.com/in/marcus-optendrenk-3b928786/
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Deutschland im Jahr 2025: Ein Land der 
Kontraste, Herausforderungen und 
Chancen. Die deutsche Wirtschaft ist 
stark von geopolitischen Veränderungen 
betroffen. Die Unternehmen sehen sich 
mit hohen Energiekosten und Hemmnis­
sen im internationalen Handel konfron­
tiert. Hinzu kommt der demografische 
Wandel, der in den kommenden Jahren 
den Arbeitsmarkt bestimmen dürfte. Die 
Produktivität hat nachgelassen, die Büro­
kratie ist gestiegen. 

Deutschlands Wettbewerbsfähigkeit ist 
angeschlagen. Im IMD World Competitive­
ness Ranking ist das Land von Platz 6 im 
Jahr 2014 auf Platz 24 im Jahr 2024 abge­
rutscht. Während die Weltwirtschaft in 
den vergangenen fünf Jahren (2019 bis 
2024) um beeindruckende 15 Prozent ge­
wachsen ist, verzeichnet Deutschland ku­
muliert nur 0,3 Prozent Wachstum – weit 
abgeschlagen gegenüber den USA mit 
über 12 Prozent. Für das Jahr 2025 prog­
nostiziert der Internationale Währungs­
fonds ein globales Wachstum von 3,3 Pro­
zent, für Deutschland hingegen wird laut 
Ifo ein Nullwachstum – magere 0,3 Pro­
zent – erwartet – ein Zustand, der kumu­
liert bereits seit sieben Jahren anhält. 

Wäre die deutsche Wirtschaft in diesem 
Zeitraum nur halb so stark gewachsen 
wie die der USA, hätte der Staat – unter 
sonst gleichen Bedingungen – zusätzliche 
50 Milliarden Euro an Steuereinnahmen 
generieren können, um die Investitions­
lücke in zentralen Bereichen zu verrin­
gern. Die Debatten um den richtigen Ein­
satz knapper Haushaltsmittel hätte 
dadurch entschärft, die Dringlichkeit kre­
ditfinanzierter Sondervermögen verrin­
gert werden können.

Die Stagnation hat vor allem strukturelle 
Gründe. Es muss deshalb jetzt gelingen, 
die wirtschaftlichen Muskeln Deutsch­
lands nachhaltig zu stärken. Der Weg zu 
einem wirtschaftlich starken Deutschland 
führt über drei zentrale Hebel:

Investitionen zur Modernisierung der In­
frastruktur – einem zentralen Standort­
faktor. Die Investitionslücke ist groß: 
Deutschland benötigt laut KfW Research 
bis 2045 rund 5 Billionen Euro zur Errei­
chung der Klimaziele. Weitere Milliarden 
sind nötig für den Ausbau digitaler Infra­
strukturen, Rechenzentren, 5G und nach­
haltige Mobilität. Allein bis 2030 fehlen 
laut Fortschrittsmonitor von BDEW und 
EY rund 500 Milliarden Euro im Verkehrs- 
und Energiesektor und 150 Milliarden 
Euro im Digitalbereich.

Für die öffentliche Hand ist es unmög­
lich, diese enormen Summen allein auf­
zubringen. Vielmehr müssen in großem 
Umfang privates Kapital, vor allem von 
institutionellen Investoren, mobilisiert 
werden. Die Chancen hierfür stehen 
gut. In den vergangenen Monaten hat 
sich das Sentiment gegenüber Deutsch­
land international bemerkenswert ver­
bessert. Noch Ende 2024 galt das Land 
als wenig attraktiv, inzwischen ist das 
Interesse, hier zu investieren, deutlich 
gestiegen. Dafür gibt es im Wesent­
lichen drei Faktoren: Zum einen hat  
die Wirtschaftspolitik der aktuellen 
US-Administration die Investoren ver­
unsichert. Zum anderen sorgt die 
Wachstumsagenda der neuen Bundes­
regierung für Zuversicht. Sie rückt 
Wachstum und Stärkung der Wettbe­
werbsfähigkeit der deutschen Wirt­
schaft ins Zentrum und bestätigt zu­

gleich die gesetzlichen Klimaziele bis 
2045. Und der Ton in Brüssel bei der EU-
Kommission hat sich hörbar verändert – 
hin zu einer wachstumsorientierten, 
weniger auf Regulierung und mehr auf 
Integration setzende Wirtschaftspolitik.

Innovationen und Technologie als not­
wendige Katalysatoren für Wachstum. 
Eine wettbewerbsfähige Volkswirtschaft 
ist notwendigerweise innovativ und tech­
nologiestark. Noch verfügt Deutschland 
über ein leistungsfähiges Innovationssys­
tem. Im Innovationsindikator 2024 des 
Bundesverbandes der Deutschen Indust­
rie (BDI) und der Unternehmensberatung 
Roland Berger belegt Deutschland bei 
Schlüsseltechnologien Platz 7 von 35 Na­
tionen; schaut man nur auf die großen 
Industrieländer, steht nur Südkorea bes­
ser da als Deutschland.* Zu denken ge­
ben sollte aber, dass Deutschland im Ge­
samtranking um zwei Plätze auf Rang 12 
abgerutscht ist. Kein Zweifel: Deutsch­
land muss seine Position als führender In­
novations- und Technologiestandort wie­
dererlangen.

Die Voraussetzungen hierfür sind gut, 
denn noch immer hält das Land eine Spit­
zenstellung in der wissenschaftlichen 
Grundlagenforschung – insbesondere in 
Bereichen wie zum Beispiel Quantenfor­
schung, künstliche Intelligenz, Luft- und 
Raumfahrttechnik, Green Tech oder La­
sertechnologie. Dabei profitieren wir von 
hohen Investitionen in Forschung und 
Entwicklung, die eine starke Forschungs­
landschaft, global angesehene Universi­
täten und eine wachsende Start-up-Sze­
ne fördern. Diese Investitionen müssen 
durch eine breite Wachstums- und 
Innovationsfinanzierung möglichst in 

Investitionen, Innovationen, 
Reformen: Deutschlands Zukunft  
im globalen Wettbewerb

Stefan B. Wintels
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Deutschland monetarisiert werden, da­
mit wir den Anschluss um Schlüsseltech­
nologien nicht verlieren. Allein der Markt 
für grüne Technologien könnte in 
Deutschland bis 2030 auf über eine Billi­
on Euro anwachsen.

Neben den Start-ups muss Deutschland 
seinen traditionellen Mittelstand mit­
denken: Laut KfW Research bieten mit­
telständische Unternehmen mit eigener 
Forschung und Entwicklung entschei­
dende Impulse für den Markt, indem sie 
über zwei Drittel der Innovationsausga­
ben tätigen und mehr als die Hälfte des 
Umsatzes mit Produktinnovationen er­
wirtschaften. Diese Unternehmen erzie­
len durchschnittlich eine höhere Umsatz­
rendite und tragen entscheidend zur 
Wettbewerbsfähigkeit des Landes bei. 
Die Innovationskraft im breiten Mittel­
stand nimmt jedoch aktuell ab. Ein zu­
nehmender Anteil, mittlerweile von 42 
Prozent, bringt keine Innovationen her­
vor, überwiegend aufgrund begrenzter 
Ressourcen kleinerer Unternehmen. Ur­
sachen wie Fachkräftemangel und hohe 
Kosten müssen unbedingt adressiert 
werden. Ebenso entscheidend sind In­
vestitionen in immaterielles Kapital wie 
Weiterbildung, Software und Datenban­
ken, die zur Produktivitätssteigerung 
beitragen. Deutschland muss diese 
Hemmnisse überwinden und seine Inno­
vationskraft insgesamt stärken, um wie­
der als Vorreiter für Wirtschaft und 
Technologie zu glänzen. 

Reformen zur Verbesserung der Rahmen­
bedingungen. Um Investitionen zu stär­
ken und Innovationen zu fördern, muss 
Deutschland die notwendigen Rahmen­
bedingungen aktiv gestalten. Das Land 
steht vor einem großen Reformbedarf 
und gleichzeitig bietet es attraktive 
Standortfaktoren, die international ge­
fragter sind denn je. 

Im Mittelpunkt einer entschlossenen 
Reformagenda stehen der Abbau büro­
kratischer Hürden, steuerliche Erleich­
terungen und die umfassende Digitali­
sierung des öffentlichen Sektors, 
insbesondere der Verwaltung. Diese 
Maßnahmen sollten jetzt entschlossen 
umgesetzt werden.

Der Koalitionsvertrag der Bundesregie­
rung setzt klare Ziele: Deutschland soll 
wieder handlungsfähig, wettbewerbsfä­
hig und digital gerüstet sein für die 
Zukunft, um die Herausforderungen der 
kommenden Jahrzehnte zu meistern. Die 
KfW unterstützt die geplante Stärkung 
der sozialen Marktwirtschaft und der 
Wettbewerbsfähigkeit sowie das Fest­
halten an den deutschen beziehungs­
weise europäischen Klimazielen.

Drei zentrale Handlungsfelder für 
Deutschlands Zukunft

Die KfW ist nicht nur finanziell, sondern 
auch strategisch gut aufgestellt, um einen 
wichtigen Beitrag für die Stärkung der 
deutschen Wettbewerbsfähigkeit sowie 
der Resilienz und Souveränität zu leisten. 
Fundament dieser Stärke ist die Transfor­
mationsagenda KfWplus, die seit ihrer 
Verabschiedung im April 2022 konsequent 
umgesetzt wird. Der Fokus liegt auf drei 
strategischen Handlungsfeldern, die im 
Folgenden erläutert werden. Sie geben 
Orientierung, indem sie dazu beitragen, 
die Wettbewerbsfähigkeit und Zukunftssi­
cherheit Deutschlands nachhaltig zu stär­
ken. Voraussetzung ist hierfür eine leis­
tungsstarke KfW. Deshalb legt das Institut 
auch intern den Schwerpunkt auf einen 
klaren Modernisierungskurs mit Fokus auf 
IT & Digitalisierung, Mitarbeiterpotenzia­
le, ein gutes Operating Model & Gover­
nance sowie Kultur & Innovation. 

Erstes Handlungsfeld: „Digitalisierung & 
Innovation“. Ein entscheidender Faktor 
für die Innovationskraft des Landes sind 
junge, technologieorientierte Unterneh­
men mit großem Wachstumspotenzial. 
Deutschland erfreut sich inzwischen einer 
lebhaften und hochinnovativen Start-up-
Szene sowie einem dynamische Venture-
Capital-Markt, der zunehmend das Inte­
resse internationaler Investoren weckt. 
Doch diese jungen Unternehmen stehen 
vor der Herausforderung, ihr Wissen 
marktfähig zu machen und hierfür die 
notwendige Finanzierung zu sichern. Es 
muss darum das Ziel sein, dass ein mög­
lichst großer Teil, der in Deutschland ent­
stehenden „Forschungsdividende“ auch 
hier wirksam wird – idealerweise zum 

Vorteil der Bürger, die als Aktionäre die­
ser innovativen Unternehmen partizipie­
ren sollten.

Im internationalen Vergleich wird deut­
lich, dass Deutschland beim Wachstums­
kapital den USA hinterherhinkt, vor 
allem im Verhältnis zum Bruttoinlands­
produkt. Um deutschen Start-ups ein Fi­
nanzierungsumfeld zu schaffen, das es 
ihnen ermöglicht, ihre Erfolgsgeschich­
te fortzuschreiben und zunehmend 
mehr Wertschöpfung hierzulande zu 
generieren, sind jährlich mindestens 
etwa 30 Milliarden Euro erforderlich.

Stefan B. Wintels

Vorsitzender des Vorstands, KfW 
Bankengruppe, Frankfurt am Main

Die deutsche Wirtschaft bleibt 2025 hinter 
ihren Möglichkeiten zurück: Wachstums­
schwäche, Investitionszurückhaltung und 
Innovationsdefizite gefährden Wettbe­
werbsfähigkeit und Wohlstand. Internatio­
nale Rankings verweisen auf strukturelle 
Schwächen – von Bürokratie über Digitali­
sierung bis zur Steuerlast. Zugleich stehen 
enorme Zukunftsaufgaben an: Klimaneu­
tralität, Digitalisierung, demografischer 
Wandel. Um diesen Herausforderungen zu 
begegnen, braucht es einen strategischen 
Investitions- und Innovationsschub. Büro­
kratieabbau, bessere Standortbedingun­
gen, gezielte Förderpolitik und kluge Kapi­
talmobilisierung sind laut Stefan Wintels 
zentrale Hebel. Förderbanken wie die KfW 
können dabei eine Schlüsselrolle spielen – 
als Impulsgeber, Risikopuffer und Partner 
für die Transformation. (Red.)
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Die KfW leistet hier unter anderem mit 
der WIN-Initiative, aber auch dem Zu­
kunftsfonds einen wesentlichen Beitrag. 
Die WIN-Initiative ist eine gemeinsame 
Anstrengung von Politik, Wirtschaft und 
Verbänden, die darauf abzielt, das 
Wachstums- und Innovationskapital im 
deutschen Start-up-Ökosystem zu stär­
ken. Die KfW hat die Rolle des öffentli­
chen Partners übernommen, um diese 
Initiative zu koordinieren. Sie hat drei 
zentrale Stoßrichtungen, um die Bedin­
gungen für junge, innovative Unterneh­
men in Deutschland nachhaltig zu ver­
bessern: 

1. Die regulatorischen Rahmenbedin­
gungen werden überprüft, um den Zu­
gang zu privatem Kapital zu erleich­
tern. Ein Beispiel ist die Anpassung der 
Anlageverordnung, die kleineren und 
mittelständischen Versicherungen so­
wie der Pensionsindustrie zusätzliche 
Spielräume eröffnet.

2. Die WIN-Initiative erarbeitet Impulse 
für die Verbesserung der steuerlichen 
Rahmenbedingungen. Hier haben die 
beteiligten Partner bereits eine Vielzahl 
von Ansatzpunkten identifiziert und 
den Dialog mit der Politik intensiviert. 
Das Zukunftsfinanzierungsgesetz 2 hat 
einige dieser Impulse aufgenommen.

3. Eine verstärkte Werbung für die 
Attraktivität dieser Anlageklasse ge­
genüber institutionellen Investoren ist 
notwendig. Durch zielgerichtete Dia­
logformate mit unter anderem Stiftun­
gen, Family Offices und Pensionskassen 
soll die Asset-Allokation zugunsten von 
alternativen Anlagen (zum Beispiel Ven­
ture Capital) erhöht werden.

Der Koalitionsvertrag der neuen Bundes­
regierung bekräftigt die Fortführung 
und Expansion der WIN-Initiative, mit 
dem ehrgeizigen Ziel, die Zusagen auf 
über 25 Milliarden Euro mehr als zu ver­
doppeln. Das Interesse aufseiten der 
Marktakteure ist erheblich, und die KfW 
rechnet damit, dass für 2026 weitere Zu­
sagen aus der Wirtschaft folgen werden.

Mit dem 2021 gestarteten Zukunfts­
fonds stärkt die KfW gemeinsam mit 

KfW Capital das VC-Ökosystem. Ziel ist, 
bis 2030 gemeinsam mit privaten Inves­
toren rund 30 Milliarden Euro für tech­
nologieorientierte Start-ups zu mobili­
sieren – davon 10 Milliarden Euro 
öffentliches Kapital, das über verschie­
dene Module entlang des Lebenszyklus 
der Start-ups investiert wird. 

KfW Capital verfolgt dabei einen dop­
pelten Hebel: Einerseits werden VC-
Fonds gestärkt, die gezielt in for­
schungs- und technologieintensive 
Start-ups investieren. Andererseits wird 
durch die Beteiligung des öffentlichen 
Sektors privates Kapital aktiviert, das in 
der Vergangenheit zu oft auf andere 
Anlageklassen ausgewichen ist. 

Der deutsche Mittelstand – 
Rückgrat der Wirtschaft 

Will Deutschland seine Position als füh­
render Innovations- und Technolo­
giestandort wiedererlangen, reicht der 
Fokus auf Spitzenforschung und High-
tech-Start-ups nicht aus. Auch die mittel­
ständischen Unternehmen sind gefor­
dert, noch innovativer zu sein und neue 
technologische Entwicklungen zu nut­
zen. 

Für die KfW zählt die Unterstützung 
des deutschen Mittelstands unverän­
dert zu ihren Kernaufgaben. Eine wich­
tige Rolle spielt in diesem Kontext der 
ERP-Digitalisierungs- und Innovations­
kredit der KfW, der insbesondere klei­
nen und mittleren Unternehmen (KMU) 
zinsgünstige Kredite zur Verfügung 
stellt. Er zielt darauf ab, Investitionen in 
digitale Technologien, IT-Sicherheit, da­
tengetriebene Geschäftsmodelle und 
Prozessinnovationen zu ermöglichen 
und zu beschleunigen. Das Besondere: 
Die KfW verbilligt das Förderprodukt 
mit Eigenmitteln.

Mittelständische Unternehmen sind ge­
prägt durch Vielfalt und starke regiona­
le Verwurzelung, wobei viele „Hidden 
Champions“ fernab der großen Metro­
polen ihren Sitz haben. Für sie ist der 
Zugang zu einer leistungsfähigen digi­
talen Infrastruktur entscheidend, um 

wettbewerbsfähig zu bleiben. Die KfW 
sowie die KfW IPEX Bank setzen sich ak­
tiv für den Ausbau dieser Infrastruktur 
in Deutschland ein, insbesondere mit 
Blick auf Breitbandnetze und Rechen­
zentren. Ziel ist es, die Potenziale der 
Digitalisierung, einschließlich der künst­
lichen Intelligenz, auch für den breiten 
Mittelstand zugänglich zu machen. 

Digitale Bildung – Voraussetzung 
für die Fachkräfte von morgen

In einer zunehmend digitalisierten Welt 
entscheidet der kompetente Umgang 
mit Technologie über die wirtschaftli­
che Zukunftsfähigkeit ganzer Länder. 
Für Deutschland ist digitale Bildung 
nicht nur ein bildungspolitisches Ziel, 
sondern ein zentraler Hebel zur Stär­
kung der Wettbewerbsfähigkeit. Denn 
nur wenn junge Menschen frühzeitig 
digitale Kompetenzen erwerben, kann 
der Wirtschaftsstandort Deutschland 
langfristig Innovationen vorantreiben, 
den Fachkräftemangel im IT-Bereich ab­
federn und global wettbewerbsfähig 
bleiben.

Hier setzen die TUMO-Zentren an. Sie 
fördern innovative Bildungsangebote, 
die Jugendliche zwischen 12 und 18 Jah­
ren kostenlos an digitale Technologien 
heranführen. Die TUMO-Zentren kom­
binieren selbstgesteuertes Lernen mit 
Workshops zu Themen wie Program­
mieren, Grafikdesign, Robotik oder 
künstliche Intelligenz. Sie schaffen da­
mit niedrigschwellige, praxisorientierte 
Zugänge zur digitalen Welt – unabhän­
gig von Herkunft oder schulischer Vor­
bildung.

TUMO Berlin dient als Blaupause mit 
1 000 Kindern und Jugendlichen pro 
Woche. Inzwischen sind 6 weitere Zent­
ren in Deutschland eröffnet worden be­
ziehungsweise stehen kurz vor der Er­
öffnung noch in diesem Jahr.

Handlungsfeld „Klima & Biodiversität“. 
Inmitten globaler Konflikte und drän­
gender wirtschaftspolitischer Herausfor­
derungen gerät das drängende Problem 
des Klimawandels zunehmend in den 
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Hintergrund. Dennoch bleiben die selbst 
gesteckten Klimaziele 2045 oben auf der 
Agenda und erfordern erhebliche Inves­
titionen – nämlich rund 190 Milliarden 
Euro pro Jahr, etwa 5 Prozent des Brut­
toinlandsprodukts Deutschlands.

Deutsche Unternehmen investieren be­
reits intensiv in Klimaschutzmaßnah­
men. Das KfW-Klimabarometer 2024 
zeigt eine Steigerung des Engagements 
im Klimaschutz um 5,3 Prozent. Diese 
positive Entwicklung wird vor allem von 
Großunternehmen getragen, die ihre 
Investitionen um beeindruckende 19 
Prozent auf 50 Milliarden Euro erhöht 
haben. Im Gegensatz dazu haben die 
kleinen und mittleren Unternehmen 
ihre Investitionen um 10 Prozent auf 35 
Milliarden Euro reduziert. Zudem sank 
die Zahl der Unternehmen, die in Klima­
schutz investieren, deutlich um 150 000. 
Der Anteil der investierenden Unter­
nehmen fiel auf nur 9 Prozent, vergli­
chen mit 13 Prozent im Jahr 2022 und 
23 Prozent im Jahr 2021. 

Das Förderangebot der KfW im Bereich 
Klimaschutz, wie zum Beispiel die Klima­
schutzoffensive für den Mittelstand mit 
zinsgünstigen Krediten für Investitionen 
in klimafreundliche Technologien und 
Maßnahmen, unterstützt diese positive 
Entwicklung. Seit 2017 hat die KfW be­
reits rund 350 Milliarden Euro für Klima- 
und Umweltschutzfinanzierungen zuge­
sagt, insbesondere auch im deutschen 
Wohn- und Gebäudesektor. Für das lau­
fende Jahr 2025 ist ein Volumen von 
rund 40 Milliarden Euro geplant.

Eine Studie von KfW Research zeigt, 
dass mittelständische Unternehmen in 
Deutschland bei der Finanzierung ihrer 
Klimaschutzinvestitionen stark auf öf­
fentliche Fördermittel angewiesen sind. 
Im Jahr 2023 hatten Fördermittel wie 
staatliche Investitionszuschüsse oder 
zinsverbilligte Darlehen einen Anteil 
von 22 Prozent am Finanzierungsmix – 
ein Anstieg von drei Prozentpunkten 
gegenüber 2021. Besonders bei größe­
ren Klimainvestitionen mit einem Volu­

men von über 80 000 Euro waren För­
dermittel sehr wichtig, sie machten 
durchschnittlich 24 Prozent aus. Ein 
solch hoher Anteil an Fördermitteln bei 
großen Projekten zeigt, dass die Umset­
zung oft die Finanzkraft der Unterneh­
men übersteigt.

Bauen & Wohnen – zentraler Hebel 
zur Senkung des CO2 Ausstoßes

Es reicht nicht, allein auf die Unterneh­
men zu schauen. Der Fokus muss ver­
stärkt auf den Gebäudebestand gerich­
tet werden. Eine Erhöhung der 
Sanierungsrate von 0,8 auf 2,0 Prozent 
ist entscheidend, um die Klimaziele zu 
erreichen. Die KfW steht seit langer Zeit 
an der Seite von privaten Kunden bei 
der Sanierung und dem klimafreundli­
chen Neubau von Eigentum. So förderte 
die KfW im Jahr 2024 den Kauf, den 
Neubau die Sanierung und den alters­
gerechten Umbau von 645  000 Wohn­
einheiten mit 20,8 Milliarden Euro. 

Innovative Ideen treiben Berlin voran. Mit vielfältigen Fördermöglichkeiten  
tragen wir zur Entwicklung der Stadt und zur Stärkung der Wirtschaft bei.  
Wir fördern, was Berlin voranbringt und gestalten so die Zukunft unserer 
Stadt. 

ibb.de

#jetztfürberlin

Innovation. 
Fördern.Berlin.
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Für Förderungen im privaten Sektor 
plant die künftige Regierung unter an­
derem, die KfW- Förderprogramme im 
Bereich des klimafreundlichen Bauens 
und Wohnens zu vereinfachen und in 
zwei zentralen Programmen für den 
Neubau beziehungsweise die Moderni­
sierung von Bestandsgebäuden zusam­
menzufassen sowie einen Investitions­
fonds für den Wohnungsbau zur 
Vergabe von Eigen- und Fremdkapital 
im Zusammenspiel von öffentlichen Ga­
rantien (zum Beispiel durch die KfW) 
und privatem Kapital aufzulegen. 

Handlungsfeld „Resilienz & Souveräni­
tät“. In einer Ära wachsender geopo­
litischer Spannungen ist es ein Gebot 
verantwortungsbewusster Politik, die 
Resilienz und Souveränität Deutsch­
lands und Europas zu stärken. Die KfW 
legt dabei besonderes Augenmerk auf 
drei zentrale Bereiche: 

1. Zuverlässige Versorgung der Wirt­
schaft mit essenziellen Rohstoffen. 
Deutschlands Abhängigkeit von be­
grenzten Rohstoffquellen gefährdet die 
Handlungsfähigkeit und damit die 
Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft. 
Das Land steht vor bedeutenden Her­
ausforderungen in der Rohstoffversor­
gung, insbesondere bei Kupfer, Lithium 
und Seltenen Erden, die essenziell für 
die industrielle Wertschöpfung, die grü­
ne Transformation und unsere grund­
sätzliche Unabhängigkeit sind. Eine di­
versifizierte Rohstoffversorgung ist 
daher unerlässlich für die Souveränität 
Deutschlands. 

Die KfW wird sich im Auftrag der Bun­
desregierung intensiv für die Verbesse­
rung der Rohstoffversorgung in Europa 
einsetzen, unter anderem durch einen 
Rohstofffonds, der Investitionen in 
Bergbau, Weiterverarbeitung und Recy­
cling fördern soll. Der Fokus soll dabei 
auf Projekten liegen, die langfristig 
Produktionsstandorte in Deutschland 
und der EU sichern.

2. Nachhaltige und klimaneutrale Ener­
gieversorgung. Der russische Angriff 
auf die Ukraine hat unter anderem die 
Fragilität der Energieversorgung offen­

bart. Der Aufbau einer zukunftsfähigen 
Energieinfrastruktur ist entscheidend 
für Deutschlands Wettbewerbsfähig­
keit. Hier unterstützt die KfW die Bun­
desregierung bei der Modernisierung 
und dem Ausbau durch den geplanten 
Energieinfrastruktur-Investitionsfonds. 

Mobilisierung privaten Kapitals

Das Ziel ist es, unter anderem die Erzeu­
gung und Verteilung von Strom und 
Wärme zu fördern und den Ausbau von 
Übertragungs- und Verteilnetzen, die 
Entwicklung und Speicherung von Was­
serstoff sowie die CO2-Abscheidung zu 
unterstützen. Der entscheidende Faktor 
für die Entwicklung einer klimafreundli­
chen Energieversorgung ist die Mobili­
sierung von privatem Kapital. 

Der KfW kommt auch hier eine zentrale 
Rolle zu: Sie agiert als Ratgeberin und 
Impulsgeberin wenn es darum geht, Ka­
pitalnachfrage und -angebot zusam­
menzuführen. Gemeinsam mit Partnern 
wie der Deutschen Bank fördert sie den 
Dialog zwischen Wirtschaft und Politik, 
um die Rahmenbedingungen für ein 
stärkeres Engagement internationaler 
Investoren zu erörtern und zu verbes­
sern. 

Ein erster Schritt war die im Sommer 
2024 mit großem Erfolg durchgeführte 
Capital Market Conference on Energy 
Transition for Germany. Die KfW setzt 
sich dafür ein, den angestoßene Dialog 
soll auch in den kommenden Jahren 
fortführen.

3. Die Entwicklung maßgeschneiderter 
Finanzierungsangebote für die deut­
sche und europäische Sicherheits- und 
Verteidigungsindustrie. Seit Jahrzehn­
ten engagiert sich die KfW für Krisen­
prävention und friedliches Konfliktma­
nagement in Europa. Ihre regulären 
Finanzierungsangebote stehen grund­
sätzlich auch den Unternehmen der Si­
cherheits- und Verteidigungsindustrie 
offen. Seit dem 1. Mai 2025 hat die 
Tochtergesellschaft KfW Capital ihre Fi­
nanzierungsregelungen angepasst und 
ermöglicht den von ihnen mitfinanzier­

ten Fonds, in Unternehmen im Bereich 
Sicherheizt und Verteidigung zu inves­
tieren. Zudem können nicht nur Unter­
nehmen aus der EU, sondern auch Nor­
wegen, dem Vereinigten Königreich 
und der Schweiz finanziert werden. 

Daneben ist die KfW im Sommer 2025 
mit den großen nationalen Förderban­
ken aus Frankreich, Italien, Polen, Spa­
nien sowie der Europäischen Investiti­
onsbank übereingekommen, bei der 
Unterstützung der europäischen Sicher­
heits- und Verteidigungsindustrie enger 
zusammenzuarbeiten und hat ein ent­
sprechendes Memorandum of Under­
standing unterzeichnet.

Aufbruch zu einem 
zukunftssicheren Deutschland

Deutschland im Jahr 2025: Ein Land der 
Chancen und Möglichkeiten, den Stand­
ort nachhaltig attraktiver zu gestalten 
und zukunftssicher zu machen. Interna­
tionale Investoren schauen mit viel Zu­
versicht auf Deutschland und dieses 
Momentum gilt es jetzt zu nutzen. Die 
KfW wird als strategische Partnerin der 
Bundesregierung und der deutschen 
Wirtschaft hierzu einen wirkungsvollen 
Beitrag leisten.

Es gilt jetzt, das Land mit aller Kraft zu 
modernisieren – durch gezielte Investi­
tionen in die Infrastruktur, die Digitali­
sierung und die Klimaneutralität. Es ist 
jetzt der Moment, die Anstrengungen 
zu intensivieren, die dringend notwen­
digen Reformen entschlossen umzuset­
zen und so die Zukunft Deutschlands zu 
sichern.

Die gute Nachricht: Viele der notwendi­
gen Veränderungen haben die Deut­
schen selbst in der Hand! Jetzt müssen 
sie ins Machen kommen.

Fußnote
* https://bdi.eu/artikel/news/innovationsindikator-
2024-deutschlands-innovationsfaehigkeit-erodiert-
weiter (Innovationsindikator 2024 – Deutschlands 
Innovationsfähigkeit erodiert weiter)
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Europa steht an einem Wendepunkt: un-
terschiedliche Herausforderungen und 
Krisen überlagern sich – von den Folgen 
der Klimakrise über Energieengpässe und 
geopolitische Spannungen bis hin zu 
einer stark gestiegenen Belastung der 
Bürgerinnen und Bürger durch Lebens-
haltungs- und Wohnkosten. Nach Schät-
zungen der Europäischen Zentralbank1) 
beläuft sich die öffentliche Investitionslü-
cke in der EU zwischen 2025 und 2031 
auf über 900 Milliarden Euro pro Jahr – 
zusätzlich zum aktuellen Niveau. Diese 
Investitionen wären notwendig, um die 
Ziele der digitalen und nachhaltigen 
Transformation sowie der europäischen 
Verteidigungsfähigkeit zu erreichen. Al-
lein für die Umsetzung der Klimaziele 
fehlen bis 2030 Investitionen in Höhe von 
rund 620 Milliarden Euro jährlich.2) 

Diese Summen machen bereits deutlich, 
dass diese Herausforderung allein mit öf-
fentlichem Geld nicht zu meistern ist. Pri-
vates Kapital muss hierfür zusätzlich mo-
bilisiert werden. Private Kapitalgeber 
folgen dabei anderen Entscheidungskri-
terien als die öffentliche Hand. Wenn das 
Zusammenspiel von privatem und öffent-
lichem Kapital richtig kalibriert wird, 
können sie sich gegenseitig in ihrer Wir-
kung stärken. Verfehlte Abstimmung 
führt jedoch zu Fehlinvestitionen und Ef-
fizienzverlusten, die sich Deutschland 
und die Europäische Union angesichts 
der Herausforderungen nicht leisten kön-
nen. Das ist die zentrale Herausforderung 
der künftig als „Spar- und Investitions-
union“ bezeichnete Kapitalmarktunion.

Diese Herausforderungen treffen nicht 
nur einzelne Mitgliedsstaaten, sondern 
bedrohen die wirtschaftliche und soziale 

Stabilität der gesamten Union, wodurch 
diese im globalen Wettbewerb an Boden 
zu verlieren droht. Der massive Finanzbe-
darf in den Bereichen Energie, Wohnen, 
Verkehr und Digitalisierung wirft die Fra-
ge auf, wie Investitionen klug priorisiert 
und verteilt werden können, ohne beste-
hende Ungleichheiten zu verschärfen 
oder Marktverzerrungen zu schaffen.

Die 19 Förderbanken des Bundes und der 
Länder sowie die Europäische Investiti-
onsbank (EIB) spielen in diesem Span-
nungsfeld eine Schlüsselrolle: Sie können 
Risiken reduzieren und so gezielt Investi-
tionen im öffentlichen Interesse mobili-
sieren und Projekte ermöglichen, die im 
freien Markt keine ausreichende Finan-
zierung fänden – und dabei sicherstellen, 
dass der notwendige Umbau Europas ge-
recht, inklusiv und innovationsfördernd 
gestaltet wird. Ihre strategische Unter-
stützung ist zentral, um Europas grüne 
und soziale Transformation nachhaltig zu 
gestalten und die Wettbewerbsfähigkeit 
langfristig zu sichern.

Der Ausbau klimafreundlicher und digita-
ler Infrastruktur entscheidet über die 
künftige Wettbewerbsfähigkeit Europas. 
Dabei geht es nicht nur um Hochtechno-
logiezentren oder industrielle Großpro-
jekte, sondern insbesondere um Investitio-
nen in die nachhaltige Daseinsvorsorge: 
etwa in Energieinfrastruktur, Schienenver-
kehr, Wärmenetze, nachhaltige Gebäude, 
Wasserversorgung, Biodiversitätsschutz 
sowie klimaresiliente urbane Räume. 

Laut dem Zentrum für Europäische Wirt-
schaftsforschung (ZEW)3) ist insbesondere 
der Ausbau grenzüberschreitender Ener-
gie- und Stromverbindungen ein zentrales 

Element für Europas industrielle Zukunft 
– etwa um Lastflüsse aus erneuerbaren 
Quellen effizient zu steuern und europäi-
sche Energiemärkte zu integrieren. Doch 
viele strukturschwache Regionen bleiben 
von dieser Entwicklung bislang ausge-
schlossen.

Nachhaltige Wettbewerbsfähigkeit 
braucht Infrastruktur 

Ein zentrales Hemmnis für diese Transfor-
mation ist jedoch weniger fehlendes Ka-
pital, sondern der Mangel an Personal, 
technischer Kompetenz und Ko-Finanzie-
rungsmöglichkeiten, wie die EIB4) in ihrer 
Kommunalstudie 2023 zeigt. Mehr als die 
Hälfte der europäischen Städte möchten 
ihre Klimainvestitionen ausbauen, schei-
tern jedoch an den genannten strukturel-
len Defiziten.

Förderbanken wie die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW), EIB, die baden-
württembergische L-Bank oder die Säch-
sische Aufbaubank (SAB) übernehmen 
hier eine Schlüsselfunktion: Sie bieten 
nicht nur finanzielle Unterstützung, son-
dern auch strategische und technische 
Beratung. Durch gezielte Programme auf 
Landes- und Bundesebene können För-
derbanken zunehmend auch Start-ups 
und technologieorientierte Mittelständ-
ler erreichen. So tragen sie zur Entwick-
lung und Skalierung nachhaltiger Ge-
schäftsmodelle bei – mit positiven 
Effekten auf Wertschöpfung, Beschäfti-
gung und Innovationsdynamik auch au-
ßerhalb etablierter Clusterregionen.

Ein zentraler Hebel ist dabei die Investiti-
on in Wagniskapitalfonds: Allein über KfW 

Wachstum mit Verantwortung – 
Europas Infrastruktur im Wandel

René Repasi / Alissa Nanami Ostendorf
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Capital, eine Tochter der KfW, wurden bis 
Ende 2024 rund 2,5 Milliarden Euro in 132 
europäische VC-Fonds investiert5) – mit Un-
terstützung des ERP-Sondervermögens 
und des Zukunftsfonds. Diese Fonds er-
reichten über 2 400 Start-ups und junge 
Technologieunternehmen, viele davon im 
Bereich Klimaschutz, Digitalisierung oder 
Gesundheit. Durchschnittlich investieren 
die Fonds fast das Vierfache des von KfW 
Capital bereitgestellten Kapitals in deut-
sche Unternehmen. Das trägt maßgeblich 
dazu bei, auch strukturschwache Regionen 
in den Innovations- und Transformations-
prozess einzubeziehen.

Gesamtgesellschaftliches und 
gesamteuropäisches Projekt 

Nachhaltige Wettbewerbsfähigkeit darf 
nicht zur exklusiven Domäne einzelner 
Innovations-Cluster werden. Eine gerech-
te europäische Industriepolitik muss ge-
zielt Regionen mit Strukturwandelpoten-
zial einbinden – ob in Ostdeutschland, 
Südosteuropa oder ländlichen Räumen. 
Förderbanken sind in der Lage, EU-Instru-
mente wie InvestEU, REPowerEU oder 
den Innovationsfonds mit lokalen Gege-
benheiten zu verzahnen – und so Investi-
tionen dorthin zu lenken, wo sie am 
meisten bewirken. 

Der viel zitierte Bericht von Mario Draghi 
betont zu Recht die Notwendigkeit von 
Produktivität und technologischer Souve-
ränität für die Zukunft der europäischen 
Wettbewerbsfähigkeit – doch ohne eine 
faire Infrastrukturstrategie bleibt dieser 
Anspruch unvollständig. Es braucht einen 
europäischen Politikansatz, der regionale 
Gerechtigkeit zum integralen Bestandteil 
von Wettbewerbsfähigkeit macht. Eine 
europäische Förderpolitik, die im Gleich-
schritt mit einer dezentralen Infrastruk-
turstrategie agiert, kann hier entschei-
dende Impulse setzen.

Die klimaneutrale Transformation kann 
nur gelingen, wenn sie als gesamtgesell-
schaftliches und gesamteuropäisches Pro-
jekt gedacht wird – wirtschaftlich, sozial 
und räumlich ausgewogen. Förderban-
ken sind dabei nicht nur Kapitalgeber, 
sondern strategische Partner im Wandel. 

Wegen ihres öffentlichen Auftrags sind 
sie in der Lage, Investitionen dorthin zu 
lenken, wo sie heute noch nicht selbst-
verständlich sind – und damit Europas In-
novationskraft auf ein breiteres, gerech-
teres Fundament zu stellen.

Steigende Lebenshaltungskosten und ex-
plodierende Wohnpreise zählen heute zu 
den drängendsten sozialen Problemen 
Europas. Laut einer aktuellen Eurobaro-
meter-Umfrage von Juli 20246) waren dies 
die Hauptgründe, die viele Bürgerinnen 
und Bürger bei der Wahl zum Europäi-
schen Parlament motivierten. Zwischen 
2015 und 2023 stiegen die Immobilien-
preise in der EU im Durchschnitt um 48 
Prozent. Parallel dazu erhöhten sich die 
Mietpreise im Zeitraum 2010 bis 2022 um 
durchschnittlich 18 Prozent. Immer mehr 
Haushalte geben mehr als 40 Prozent ih-
res Einkommens für Wohnen aus – in 
Städten betrifft dies rund 10,6 Prozent al-
ler Haushalte, in ländlichen Regionen im-
merhin 7 Prozent.7) Gleichzeitig zeigen 
Einschätzungen der KfW8) einen Abfall in 
privaten und öffentlichen Investitionen, 
die auch den Wohnungsbereich betreffen. 
Diese lagen in Deutschland zuletzt 13 Pro-
zent unter dem Investitionswert von 2019.

Eine soziale Frage und eine 
Infrastrukturherausforderung

Diese Entwicklung trifft insbesondere 
jene, die ohnehin am stärksten belastet 
sind: junge Menschen, Familien mit ge-
ringem oder mittlerem Einkommen so-
wie ältere Menschen. Wohnraum, der 
eine Grundlage für soziale Teilhabe und 
wirtschaftliche Sicherheit bildet, wird zu-
nehmend zur Ware und damit zum 
Spekulationsobjekt. Dies widerspricht zu-
tiefst dem Verständnis von Wohnen als 
Menschenrecht und öffentlichem Gut.

Trotz der Dringlichkeit bleibt die Moder-
nisierung und der Ausbau bezahlbarer 
Wohninfrastruktur eine enorme He
rausforderung. Produktivitätseinbrüche, 
hohe Baukosten und Fachkräftemangel 
verzögern Neubauten, während gleich-
zeitig der ökologische Umbau des 
Gebäudebestands durch hohe Energie-
preise und ineffiziente Bestandsgebäude 

erschwert wird. Insbesondere die energe-
tische Sanierung des Bestandswohn-
raums bietet ein großes Wirkungsfeld für 
Förderbanken. Etwa zwei Drittel des 
Energieverbrauchs privater Haushalte in 
Europa entfällt auf das Heizen und rund 
46 Millionen Europäer leben heute in 
Energiearmut.9)

Fokussierung auf Bestandsgebäude

Die Bezahlbarkeit von Sanierungen wird 
zur Schlüsselfrage, ob die nachhaltige 
Transformation von den Bürgern gestützt 
wird. Führt sie zur Überlastung der priva-
ten Haushalte, bricht die öffentliche Un-
terstützung für diese Herausforderung 
ein. Die Sanierung des Hausbestands 
stellt dabei ein Geschäftsmodell dar, des-
sen Risiken überschaubar sind. Steigt die 
Energieeffizienz des Hauses, reduzieren 
sich die Ausgaben für den Energiever-
brauch, was seinerseits einen entspre-
chenden Nachhaltigkeitskredit refinan-
ziert. Zu häufig erscheint jedoch die 
Sanierung eines Hauses für dessen Eigen-
tümer als ein finanzieller Kraftakt, den 
diese nicht mehr stemmen können. Hier 
müssen neue Finanzprodukte entwickelt 
und deren Entwicklung durch die Finanz-
marktregulierung befördert werden.

Förderbanken sind bereits heute wichtige 
Akteure in diesem Bereich, wenn bei-
spielsweise die KfW Kredite10) von bis zu 
150 000 pro Wohneinheit ermöglicht und 
Tilgungszuschüsse von bis zu 45  Prozent 
bewilligt in Abhängigkeit vom erreichten 
Effizienzstandard. Solche Finanzprodukte 
führen zu einer verbesserten Wohnquali-
tät und reduzieren Energiekosten für 
Haushalte mit geringen Einkommen – und 
adressieren somit die gemeinwohlorien-
tierten Zielsetzungen von Förderbanken. 
Gleichzeitig eröffnet die Fokussierung auf 
Bestandsgebäude neue Wirkungsfelder 
für Förderbanken: Sanierungsvorhaben in 
ländlichen Regionen oder Städten mit 
schrumpfender Bevölkerung, die für 
private Investoren oft unattraktiv sind, 
können durch öffentliche Förderung 
angestoßen werden. Hierzu bedarf es kla-
rer Rahmenbedingungen – etwa einer 
Weiterentwicklung der EU-Beihilferegeln, 
die öffentliche Investitionen in gemein-
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wohlorientierte Wohnprojekte erleichtert, 
ohne den Wettbewerb zu verzerren.

Vor diesem Hintergrund dürfte sich die 
neue politische Priorisierung durch die 
Europäische Kommission – mit einem ei-
genen Kommissar für Energie und Woh-
nen sowie einer Sonderkommission für 
bezahlbares Wohnen – auch aus Sicht der 
Förderbanken als strategisch sinnvoll er-
weisen. Die Bündelung von Energie- und 
Wohnungspolitik auf EU-Ebene eröffnet 
Synergien, von denen Förderbanken un-
mittelbar profitieren können. Diese ent-
stehen einerseits durch eine stärkere Aus-
richtung bestehender EU-Instrumente 
wie InvestEU oder REPowerEU auf den 
Wohnbereich, andererseits durch eine 
bessere Verknüpfung mit nationalen För-
derprogrammen. 

Die beispielsweise von der EIB angekün-
digte Investitionsplattform11) für bezahl-
baren Wohnraum, die in Zusammenar-
beit mit der Kommission nationale und 
lokale Akteure einbindet, wird in den 
kommenden zwei Jahren rund 10 Milliar-
den Euro mobilisieren, um bis zu 1,5 Mil-
lionen neue oder sanierte Wohneinhei-
ten zu schaffen. Durch solche Initiativen 
können bestehende Finanzierungslücken 
effizient adressiert werden – und die 
Transformation des europäischen Wohn-
raums gelingt nicht nur ökologisch, son-
dern auch sozial ausgewogen.

Mehr als strategische Zielsetzungen

Damit Europa im globalen Wettbewerb 
um eine klimaneutrale Industrie nicht zu-
rückfällt, braucht es mehr als strategische 
Zielsetzungen – es braucht investitionsfä-
hige Infrastrukturen, und zwar überall. 
China und die USA machen vor, wie ent-
schlossene Investitionspolitik Innovati-
onskraft und wirtschaftliche Souveränität 
sichern kann. China zum Beispiel ist 
längst zur dominanten Macht in den 
Märkten für erneuerbare Energien, Elek-
trofahrzeuge und Batteriespeicher auf-
gestiegen und baut seine grüne Infra-
struktur mit enormem Tempo weiter aus. 

Die Vereinigten Staaten haben mit dem 
Inflation Reduction Act nachgezogen, 

der mit über 370 Milliarden12) US-Dollar 
vor allem über steuerliche Anreize massi-
ve private Investitionen in grüne Techno-
logien auslöst. Europa darf in diesem 
Wettlauf nicht zögern. Doch gerade in 
der Vielfalt Europas liegt seine Stärke: 
Eine dezentrale, gerechte und zielgerich-
tete Investitionsstrategie – getragen von 
Förderbanken – kann die Transformation 
wirtschaftlich, ökologisch und sozial trag-
fähig gestalten.

Förderbanken wie die KfW, EIB und ihre 
Partner auf Landes- und Regionalebene 
haben bereits bewiesen, dass sie nicht 
nur Kapitalgeber, sondern strategische 
Partner für eine nachhaltige Zukunft 
sind. Wenn Europa es jetzt schafft, diese 
Institutionen stärker mit europäischer In-
dustriepolitik, regionaler Strukturförde-
rung und sozialer Wohnungspolitik zu 
verzahnen, kann die EU nicht nur verlo-
renes Terrain zurückgewinnen, sondern 
mit einem „Green Industrial Deal“ zum 
Vorreiter einer gerechten, inklusiven und 
zukunftsfähigen Wirtschaft werden. För-
derbanken sind das Rückgrat dieser 
Transformation – und ein Hoffnungsträ-
ger für ein Europa, das Klimaschutz mit 
Wohlstand, Gerechtigkeit und technolo-
gischer Souveränität verbindet.

Mitglied des Europäischen Parlaments, 
Brüssel

Parlamentarische Assistentin, Europäisches 
Parlament, Brüssel

Europa steht angesichts massiver Transfor-
mationsbedarfe unter hohem Handlungs-
druck: Klimaziele, digitale Infrastruktur, 
Energieversorgung und bezahlbarer Wohn-
raum erfordern jährlich Investitionen in drei-
stelliger Milliardenhöhe – weit über das ak-
tuelle öffentliche Budget hinaus. Der Schlüs-
sel liegt laut den Autoren in einer intelligenten 
Verzahnung von öffentlichem und privatem 
Kapital. Förderbanken wie die KfW und EIB 
übernehmen hierbei eine zentrale Rolle: Sie 
mildern Risiken, schließen Finanzierungslü-
cken und fördern gezielt Innovation, Nach-
haltigkeit und regionale Ausgewogenheit. 
Ob Wagniskapital für Start-ups, energeti-
sche Sanierung von Wohnraum oder grenz-
überschreitende Netzinfrastrukturen – ihre 
Strategien reichen weit über reine Finanzie-
rung hinaus. Die Zukunftsfähigkeit Europas 
hängt maßgeblich von ihrer Einbindung in 
eine integrierte Industrie-, Energie- und So-
zialpolitik ab. Eine resiliente „Green Industri-
al Strategy“ könnte laut René Repasi und 
Alissa Nanami Ostendorf so zur tragfähigen 
Antwort auf globale Wettbewerbsdynami-
ken werden. (Red.)

Prof. Dr. René Repasi

Alissa Nanami Ostendorf
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Brücken werden gerne als Symbol für et-
was Verbindendes genommen. In 
Deutschland waren sie zuletzt allerdings 
eher ein Symbol für Vernachlässigung, 
und zwar die Vernachlässigung der hei-
mischen Infrastruktur. Bilder der einge-
stürzten Carolabrücke in Dresden gin-
gen um die Welt. Die Brücke am 
Magdeburger Damaschkeplatz sowie 
eine Autobahnbrücke im Westen Berlins 
mussten wegen Einsturzgefahr kurzfris-
tig gesperrt werden, was zu erheblichen 
Verkehrsbehinderungen führte. 

Vorfälle wie diese haben sicherlich dazu 
beigetragen, die Akzeptanz für eine er-
hebliche Ausweitung der öffentlichen 
Verschuldung zu erhöhen. Noch mit den 
Mehrheiten des alten Bundestages wur-
de im März per Grundgesetzänderung 
ein 500 Milliarden Euro schweres Son-

dervermögen Infrastruktur auf den Weg 
gebracht. Mit diesen Mitteln soll in den 
kommenden zwölf Jahren die Verkehrs-, 
Energie- und soziale Infrastruktur umfas-
send modernisiert werden. Davon kom-
men 100 Milliarden Euro den Bundeslän-
dern zugute. In den Klima- und 
Transformationsfonds fließen weitere 
100 Milliarden Euro, um das Ziel der Kli-
maneutralität bis 2045, das jetzt auch im 
Grundgesetz steht, zu erreichen. 

Eine Behebung des Investitionsstaus bei 
der öffentlichen Infrastruktur ist klar zu 
begrüßen. Der Bedarf ist zweifelsfrei 

auch jenseits maroder Brücken vorhan-
den, etwa für den Ausbau des Schienen-
netzes, die energetische Sanierung öf-
fentlicher Gebäude, die Stärkung der 
Gesundheitsinfrastruktur oder die Digi-
talisierung kommunaler Dienste – um 
nur einige Beispielfelder zu nennen. 
Zudem können die vorgesehen Investi
tionen dringend benötigte Wachstums
impulse geben und die Wettbewerbs
fähigkeit der deutschen Wirtschaft 
erhöhen.

Effiziente Mittelverwendung 

Die Finanzierung über ein Sondervermö-
gen schafft Handlungsspielräume, die so 
vorher nicht vorhanden waren. Aller-
dings sollte sichergestellt werden, dass 
die Investitionen auch tatsächlich zusätz-

lich durchgeführt werden. Ansonsten 
besteht die Gefahr, dass es zu Verschie-
bemanövern und einer Ausweitung kon-
sumtiver staatlicher Ausgaben kommt. 
Die im Referentenentwurf eines Errich-
tungsgesetzes zum Sondervermögen 
festgehaltene Zusätzlichkeit sowie die 
entsprechend definierten Zielfelder un-
terstützen wir daher ausdrücklich.

Zudem sollte es das Ziel sein, die Mittel 
nicht nur bereitzustellen, sondern sie 
auch effizient und zielgerichtet zu ver-
wenden. Hierbei wird den öffentlichen 
Banken, insbesondere den Förderban-

ken, eine besondere Rolle zukommen. 
Sie sind langjährige Partner der öffentli-
chen Hand und haben ihre Expertise in 
der Finanzierung von Infrastrukturvor-
haben vielfach unter Beweis gestellt. 
Ihre regionale Verankerung ermöglicht 
es ihnen, flexible und passgenaue Lösun-
gen für die vielfältigen Bedarfe von 
Kommunen, Unternehmen und anderen 
Akteuren anzubieten. Sie kennen die re-
gionalen Besonderheiten und können 
gezielt auf unterschiedliche Bedarfs-
strukturen reagieren.

Über einen intelligenten Einsatz der Mit-
tel aus dem Sondervermögen können die 
deutschen Förderbanken dazu beitragen, 
ein vielfach höheres Investitionsvolumen 
zu generieren. Ureigene Methodik ist da-
bei das Hebeln privaten Kapitals. In erster 
Linie sind dabei revolvierende Finanzinst-
rumente wie Förderdarlehen zu nennen, 
um den großen Investitionsbedarfen mit 
den bereitgestellten Mitteln gerecht zu 
werden. Durch weitere Finanzierungsins-
trumente wie Tilgungszuschüsse oder Ga-
rantien kann zusätzliches privates Kapital 
mobilisiert werden. Über eine solche He-
belung beziehungsweise Skalierung kann 
der erhebliche Investitionsbedarf deut-
lich besser gedeckt werden. Auf europäi-
scher Ebene sind solche Ansätze schon 
lange erprobt.

Kommunen als Träger des 
Infrastrukturausbaus

Auf kommunaler Ebene ist der Investiti-
onsbedarf besonders hoch, beispielswei-
se für die energetische Sanierung von 
Schulen und öffentlichen Einrichtungen, 
den Ausbau der Ladeinfrastruktur für 

Förderbanken: Schlüsselakteure  
für den Infrastrukturausbau

Iris Bethge-Krauß

„Die Finanzierung über ein Sondervermögen 
schafft Handlungsspielräume.“
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Elektromobilität, die Modernisierung der 
Energie- und Wasserversorgung oder die 
Erstellung klimafreundlicher Verkehrs-
konzepte. Förderbanken stehen den 
Kommunen als verlässliche Partner zur 
Seite und unterstützen sie bei der Finan-
zierung und Umsetzung ihrer Projekte.

Durch Maßnahmen wie die vom VÖB vor 
kurzem vorgeschlagene zweckgebunde-
ne Umwandlung von Fremdkapital in 
Eigenkapital können zudem kommunal-
nahe Unternehmen, etwa Stadtwerke, 
gestärkt werden. Diese spielen eine ent-
scheidende Rolle bei der Umsetzung lo-
kaler Infrastrukturvorhaben im Wärme- 
und Energiebereich und somit auch bei 
der Erreichung der Klimaziele. Der VÖB 
schlägt daher vor, die Kommunalordnun-
gen der Länder entsprechend zu flexibi-
lisieren.

Gleichzeitig bietet die Integration von 
Banken in Infrastrukturfinanzierungen 
Effizienzvorteile. Durch innovative Reali-
sierungsmodelle, etwa öffentlich-private 
Partnerschaften (ÖPP), können Lebens-
zykluskosten optimiert und qualitativ 
bessere Ergebnisse erzielt werden. Be-
trachtet man die Kosten über den ge-
samten Lebenszyklus von Investitionen, 
erweisen sich ÖPPs oft als wirtschaftlich 
vorteilhaft.

Eine stärkere Beteiligung privater Akteu-
re wird dazu beitragen, die Investitions-
kraft nachhaltig zu erhöhen und die 
Standortattraktivität Deutschlands zu si-
chern. Darüber hinaus stärkt dies den 
Markt für infrastrukturbezogene Finanz-
produkte, was langfristig die Finanzie-
rungsmöglichkeiten für Investitionen am 
Standort Deutschland verbessert.

Der VÖB schlägt zudem vor, die Bund-
Länder-Koordination zu verbessern. Ge-
meinsame Förderprogramme und insti-
tutionalisierte Dialogformate können 
dazu beitragen, Synergien zu heben 
und die Effektivität der eingesetzten 
Mittel zu erhöhen. Ein weiterer Vor-
schlag des VÖBs ist daher die Einrich-
tung einer neuen Gemeinschaftsaufga-
be Infrastruktur, analog zur 
erfolgreichen Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirt-

schaftsstruktur“. Hierdurch könnten In-
vestitionen in die Energie- und Wärme-
wende ebenso wie in die digitale 
Infrastruktur nachhaltig unterstützt 
werden. Besonders für finanzschwache 
Kommunen wäre dies ein entscheiden-
der Hebel, um notwendige Zukunftsin-
vestitionen zu realisieren.

Flankierende Maßnahmen als 
Erfolgsvoraussetzung

Damit die Ziele des Sondervermögens er-
reicht werden, bedarf es aber nicht nur 
intelligenter Finanzierungsmodelle, son-
dern weiterer flankierender Maßnah-
men. Hierzu zählen vor allem schnellere 
Planungs- und Genehmigungsverfahren. 
Wir können uns Fertigstellungszeiten von 
über einem Jahrzehnt für große Infra-
strukturvorhaben nicht mehr leisten. Da-
bei sollte auch die Digitalisierung konse-
quent vorangetrieben werden. So 
könnten digitale Plattformen Genehmi-
gungszeiten verkürzen und die Umset-
zung von Infrastrukturprojekten be-
schleunigen. In diesem Rahmen begrüßt 
der VÖB auch die angekündigte Einfüh-
rung einer Genehmigungsfiktion.

Aber auch eine investitionsfreundliche 
Steuer- und Arbeitsmarktpolitik sowie 
eine gezielte Fachkräftezuwanderung 
sind vonnöten. Nur so werden zu erwar-
tende Engpässe, insbesondere in der Bau-
wirtschaft, überwunden werden können.

Die öffentlichen Banken sind prädesti-
niert, die Modernisierung und Erneue-
rung der heimischen Infrastruktur aktiv 
zu gestalten. Ihre Erfahrung, ihr Spezial-
wissen sowie ihre enge Verzahnung mit 
der öffentlichen Hand machen sie bei  
der anstehenden Mammutaufgabe zu 
unverzichtbaren Partnern. In diesem 
Zusammenhang empfiehlt der VÖB die 
Einrichtung eines „Föderalen Kompe-
tenznetzwerkes für nachhaltige Infra-
strukturfinanzierung“. Die Förderbanken 
stehen bereit, sich an einem solchen 
Bund-Länder-Netzwerk konstruktiv zu 
beteiligen.

Das neue Sondervermögen ist ein histori-
scher Schritt – seine erfolgreiche Umset-

zung wird auch davon abhängen, wie gut 
es gelingt, die Stärken der öffentlichen 
Banken gezielt zu nutzen. Es ist eine ein-
malige Chance, den Investitionsstau der 
vergangenen Jahrzehnte zu überwinden 
und damit die Grundlage für eine nach-
haltige Wettbewerbsfähigkeit des Landes 
zu schaffen. Damit die deutsche Wirt-
schaft Schwung bekommt und die Wachs-
tumsraten wieder nach oben zeigen. Und 
Brücken wieder Symbole für etwas Ver-
bindendes werden.

Iris Bethge-Krauß

Hauptgeschäftsführerin und 
geschäftsführendes Vorstandsmitglied, 
Bundesverband Öffentlicher Banken 
Deutschlands, VÖB, e. V., Berlin

Der massive Investitionsstau in Deutsch-
lands Infrastruktur rückt durch marode Brü-
cken und zunehmende Verkehrsprobleme 
verstärkt ins öffentliche Bewusstsein. Mit 
einem 500-Milliarden-Euro-Sondervermö-
gen sollen nun gezielt Verkehrswege, Ener-
gieversorgung und soziale Infrastruktur mo-
dernisiert werden. Förderbanken spielen 
dabei laut Iris Bethge-Krauß eine Schlüssel-
rolle: Dank ihrer Erfahrung, regionalen Ver-
ankerung und Finanzierungsinstrumente 
wie Förderdarlehen und Garantien können 
sie Investitionen hebeln und effektiv steu-
ern. Insbesondere Kommunen profitieren 
von ihrer Expertise. Um die Wirkung der 
Mittel zu maximieren, braucht es klare För-
derkriterien, zügige Genehmigungen, neue 
Koordinierungsstrukturen und eine stärkere 
Einbindung privater Akteure. Ein Kompe-
tenznetzwerk könnte die Umsetzung zu-
sätzlich stärken. (Red.) 
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Herr Schwab, welche Hauptfak-
toren führen derzeit zur Zurück-
haltung bei Investitionen – sind 

es eher konjunkturelle Unsicherheiten, 
hohe Zinsen, Energiepreise oder Fach-
kräftemangel? 

Wir führen die Zurückhaltung bei Inves-
titionen in erster Linie auf die heraus-
fordernde konjunkturelle Lage sowie 
strukturelle und politische Unsicherhei-
ten zurück. Den einen alles entscheiden-
den Grund gibt es aus meiner Sicht 
dabei nicht, sondern es ist das unge-
wöhnliche Zusammentreffen der ge-
nannten Faktoren, dass die Unterneh-
men abwartend agieren lässt. Im 
Moment deuten die Anzeichen leider 

darauf hin, dass die Gesamtumstände 
auf absehbare Zeit nicht einfacher wer-
den. Positive Wirkung erhoffen wir von 
den angekündigten Wachstumsimpul-
sen der Bundesregierung. Einen positi-
ven Effekt auf das Investitionsgesche-
hen, zumindest was Förderkredite 
angeht, sollte darüber hinaus der seit 
Jahresbeginn gesunkene EU-Referenz-
zinssatz haben. Dadurch ist die Attrakti-
vität von Förderkrediten wieder gestie-
gen.

Und wie bewerten Sie aktuell 
die Investitionsbereitschaft im 
deutschen Mittelstand? Wie 

spiegelt sich das in Ihren Förderzahlen 
wider?

Auch im Mittelstand beobachten wir 
seit einiger Zeit leider ein zurückhal-
tendes Investitionsgeschehen. Das 
zeigt sich auch in unseren Förderzah-
len. So war 2024 ein eher verhaltenes 
Förderjahr. Das Gesamtfördervolumen, 
also Kredite und Risikoübernahmen zu-
sammengenommen, lag bei 1,86 Milli-
arden Euro. In unserem Kerngeschäft 
mit den programmgebundenen För-
derkrediten betrug das Fördervolumen 
1,37 Milliarden Euro. Das sind knapp  
15 Prozent weniger im Vergleich zum 
Vorjahr. 

Es gibt aber auch Lichtblicke. Trotz des 
Rückgangs beim Gesamtfördervolumen 
ist beispielsweise die Zahl der zugesag-

ten Programmkredite für neue Investi
tionen, Innovationen und Unterneh-
mensübernahmen an mittelständische 
Unternehmen, Selbstständige und Kom-
munen um zwei Prozent gestiegen. 
Erfreulich ist außerdem die positive 
Tendenz im Jahresverlauf: In den ver-
gangenen beiden Quartalen 2024 war 
die Fördernachfrage am höchsten. Die-
se vorsichtig positive Entwicklung hat 
sich in den ersten Monaten des laufen-
den Jahres fortgesetzt. 

Insgesamt gehen die Prognosen der 
Forschungsinstitute für den weiteren 
Verlauf des Jahres jedoch von einer 
schwachen konjunkturellen Entwick-
lung und einer weiterhin eher zögerli-

chen Investitionsneigung bei den mit-
telständischen Betrieben aus. Vieles 
wird sicherlich davon abhängen, wel-
chen Effekt die wirtschaftspolitischen 
Unsicherheiten wie die internationalen 
Zollkonflikte, aber auch wirtschafts
politische Maßnahmen auf Konjunktur 
und Wirtschaft tatsächlich haben 
werden.

Gab es aber auch Förderpro-
gramme mit besonders hoher 
Nachfrage – und wenn ja, in 

welchen Bereichen?

Die größte Nachfrage gab es auch im 
vergangenen Jahr wieder bei unseren  
Finanzierungsangeboten für Gründung 
und Unternehmensnachfolge sowie für 
Modernisierungs- und Wachstumsinves-
titionen. Entgegen dem allgemeinen 
Trend hat sich unsere Gründungsförde-
rung mit einem leichten Anstieg ge-
genüber dem Vorjahr auf nun 472 Milli-
onen Euro positiv entwickelt. In diesem 
Rahmen haben wir nicht nur über 320 
Neugründungen, sondern auch über 
550 Existenzgründungen durch Be-
triebsübernahmen finanziert.

Erfreulich ist auch die Entwicklung in 
unserem Schlüsselprogramm für die 
digitale Transformation, dem Innovati-
onskredit 4.0. Hier wuchs das Gesamt-
volumen auf nun knapp 200 Millionen 
Euro – ein Anstieg von über sieben Pro-
zent. Ein weiterer Schwerpunkt mit Zu-
sagen von 722 Millionen Euro lag auf 
der Finanzierung weiterer Modernisie-
rungs- und Wachstumsvorhaben. Einen 
positiven Anteil daran hat die Öffnung 
unseres Standardprogramms für die 
Gründungs- und Wachstumsfinanzie-

Redaktionsgespräch mit Bernhard Schwab

„�Die Wirtschaft wünscht sich 
grundsätzlich möglichst wenige, 
einfache und klare Vorgaben“

„Die größte Nachfrage gab es bei Finanzierungsangeboten  
für Gründung und Unternehmensnachfolge.“
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rung dem Gründungs- und Wachstums-
kredits (GuW) für Betriebsmittel im 
Juni vergangenen Jahres. Seither ist die 
Nachfrage spürbar gestiegen. 

Wie schätzen Sie die Finanzie-
rungsmöglichkeiten für mittel-
ständische Unternehmen aktu-

ell allgemein ein – sind Kredite 
schwerer zu bekommen als früher?

Der Eindruck, dass es für mittelständi-
sche Unternehmen seit einiger Zeit 
schwieriger geworden ist, Kredite zu 
bekommen, drängt sich in der Tat auf. 
Auch die jüngsten Zahlen der soge-
nannten KfW-ifo-Kredithürde bestäti-
gen diesen Trend. Ungeachtet der her-
ausfordernden Umstände bleibt der 
Investitionsbedarf des Mittelstands 
aber hoch. Als Förderbank kommt uns 
vor diesem Hintergrund eine besonders 
wichtige Rolle zu. 

Ein wichtiges Instrument sind dabei un-
sere Risikoübernahmen. Prinzipiell lei-
ten die Hausbanken unsere Förderdar-
lehen in ihrem eigenen Risiko an die 
Endkunden weiter. Bei Bedarf können 
wir ihnen aber in vielen Fällen mit einer 
Haftungsfreistellung einen großen Teil 
des Ausfallrisikos abnehmen. Durch ihr 
so reduziertes Risiko können die Haus-
banken Förderdarlehen leichter auch 
an Unternehmen weitergeben, die 
zwar nur wenige Sicherheiten, wohl 
aber ein zukunftsfähiges Geschäftsmo-
dell haben. Auf diese Weise können wir 
den Zugang zu Krediten deutlich er-
leichtern. Zuletzt haben wir unsere Risi-
koübernahmen auch aufgrund der ak-
tuellen Lage deutlich ausgeweitet.

Gibt es spezifische Hürden für 
kleinere Mittelständler oder fa-
miliengeführte Unternehmen 

beim Zugang zu Kapital?

Kleine und mittlere Unternehmen ha-
ben gegenüber Großunternehmen in-
sofern strukturelle Finanzierungsnach-
teile, als diese sich neben der 
klassischen Bankfinanzierung auch am 
Kapitalmarkt refinanzieren können. 
Um für Chancengleichheit zu sorgen, 
liegt ein Schwerpunkt unserer Förde-

rung deshalb auf speziellen Förderan-
geboten für kleine und mittlere Unter-
nehmen sowie Gründer. Neben 
Förderkrediten spielt auch hier das Inst-
rument der Haftungsfreistellungen 
eine wichtige Rolle. Denn gerade klei-
nere oder jüngere Unternehmen haben 
häufig wenige Sicherheiten und stehen 
daher auf dem „klassischen“ Kredit-
markt häufig vor besonderen Heraus-
forderungen.

Wie stark wirken sich aktuelle 
oder geplante Regulierungen 
zum Beispiel im Bereich Nach-

haltigkeit, Lieferketten, ESG auf Inves-
titionsentscheidungen aus?

Pauschal lässt sich das schwer beant-
worten. Komplexe Regulierungen und 
der mit ihnen verbundene (finanzielle) 
Aufwand können Unternehmen auf der 
einen Seite vom Wesentlichen abhalten 
und so ein Hemmschuh für Investitio-
nen sein. Auf der anderen Seite können 
Vorgaben zumindest dann zu Investiti-
onen anregen, wenn sich aus ihnen 
konkreter Handlungs- und Investitions-
bedarf ergibt. Es kommt dabei immer 
auch ein Stück weit auf die Ausgestal-
tung der Regeln an: Die Wirtschaft 
wünscht sich grundsätzlich möglichst 
wenige, einfache und klare Vorgaben 
und gegebenenfalls Berichtspflichten. 

Welche Trends oder Entwicklun-
gen sehen Sie in den nächsten 
Jahren – wo wird der Investiti-

onsbedarf am stärksten wachsen? Und 
welche Rolle können dabei Förderban-
ken wie die LfA oder staatliche Förder-
programme spielen?

In den kommenden Jahren bleibt die 
Transformation hin zu Digitalisierung 
und nachhaltigem Wirtschaften die al-
les überlagernde Aufgabe für die hei-
mische Wirtschaft. Damit ist enormer 
Investitionsbedarf verbunden, für den 
es gezielter Förderung bedarf. Deshalb 
und um in dem aktuell schwierigen 
wirtschaftlichen Umfeld Wachstums
investitionen anzustoßen, will die Baye-
rische Staatsregierung die LfA zur 
starken Mittelstands- und Transforma-
tionsbank weiterentwickeln und stellt 

hierfür neue Finanzmittel für zinsgüns-
tige Kredite und Hightech-Unterneh-
mensgründungen zur Verfügung. Wir 
konnten dank der finanziellen Unter-
stützung durch den Freistaat im April 
unser Förderangebot deutlich auswei-
ten. Das ist ein echter Meilenstein in 
unserer bald 75-jährigen Geschichte.

Wie sehen die Neuerungen kon-
kret aus? Was ist jetzt möglich, 
was zuvor nicht ging?

Dr. Bernhard Schwab

Vorsitzender des Vorstands, LfA Förderbank 
Bayern, München

Die Investitionszurückhaltung im Mittel-
stand ist laut Bernhard Schwab, Vor-
standschef der LfA Förderbank Bayern, Er-
gebnis eines komplexen Zusammenspiels 
aus konjunkturellen, strukturellen und 
politischen Unsicherheiten. Trotz eines 
Rückgangs beim Gesamtfördervolumen im 
Jahr 2024 zeigt sich in bestimmten Berei-
chen wie Gründungsfinanzierung und di-
gitaler Transformation eine stabile oder 
gar steigende Nachfrage. Besonders stark 
nachgefragt waren Programme für Unter-
nehmensnachfolge und Modernisierung. 
Um Investitionen zu fördern, hat die LfA 
ihre Förderinstrumente erheblich ausge-
weitet – etwa durch höhere Kreditober-
grenzen und mehr Haftungsfreistellungen. 
Auch bei Venture Capital baut sie ihr Enga-
gement deutlich aus. Die LfA versteht sich 
als finanzieller Enabler und zugleich bera-
tender Partner – mit klarem Ziel: Förde-
rung möglichst einfach und wirksam ge-
stalten. (Red.)
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Mit der Erweiterung unserer Förderinst-
rumente können wir jetzt sowohl die 
bisherigen Zielgruppen wie KMU und 

Selbstständige noch besser unterstüt-
zen als auch bislang nur eingeschränkt 
erreichbare Zielgruppen wie größere 
Mittelständler und öffentliche Unter-
nehmen fördern. Damit wollen wir ins-
besondere für mehr Investitionen in 
Gründung, Innovation und nachhaltige 
Transformation sorgen.

Im Förderkreditgeschäft gibt es folgen-
de Verbesserungen: Die Darlehens-
höchstbeträge in zahlreichen Kreditpro-
grammen liegen jetzt deutlich höher. 
Im Gründungs- und Wachstumskredit 
sind es statt bisher 10 nunmehr 20 Milli-
onen Euro und im universell einsetzba-
ren Universalkredit gab es einen An-
stieg von 15 auf jetzt 25 Millionen Euro. 
In unserer Innovations- und Digitalisie-
rungsförderung wurde der maximale 
Kreditbetrag zudem auf 15 Millionen 
Euro verdoppelt. In der bereits Anfang 
des Jahres neu aufgestellten Produkt
familie unserer Energiekredite haben 
wir des Weiteren die Darlehenshöchst-
beträge des Energiekredits Produktion 
und des Energiekredits Regenerativ von 
bislang jeweils 10 Millionen Euro auf 
nun 15 beziehungsweise sogar 40 Milli-
onen Euro erhöht. Damit können wir 
beispielsweise die teilweise hohen Fi-
nanzierungsbedarfe beim Ausbau der 
erneuerbaren Energien noch umfang-
reicher unterstützen. 

Für die Finanzierung der Wärmewende 
wird zudem der neue Energiekredit Wär-
me im dritten Quartal voraussichtlich auf 
bis zu 50 Millionen Euro je Vorhaben 
ausgebaut. Die Darlehensprogramme 
zur digitalen und nachhaltigen Transfor-
mation haben wir zudem für den größe-
ren Mittelstand geöffnet. Es sind jetzt 
alle bayerischen Unternehmen mit ei-
nem Jahresumsatz bis 500 Millionen 
Euro antragsberechtigt.

Wie bereits angeklungen haben wir dar-
über hinaus auch die Risikoentlastungen 
durch Haftungsfreistellungen stark aus-

geweitet. Bei den Förderprogrammen 
Gründungs- und Wachstumskredit, 
Energiekredit Produktion, Innovations-
kredit 4.0 und Universalkredit können 
nun Darlehensbeträge von bis zu 5 be-
ziehungsweise 7,5 Millionen Euro zu 50, 
60 beziehungsweise 70 Prozent haf-
tungsfreigestellt werden. Auch damit 
ermöglichen wir mehr Wachstum und 
Transformation.

Und machen Sie passend zum 
Ruf Bayerns als führendem High-
tech- und Start-up-Standort auch 

etwas für Start-ups?

In Verbund mit unserer 100-prozenti-
gen Venture-Capital-Tochter Bayern Ka-
pital sowie der BayBG Bayerische Betei-
ligungsgesellschaft sind wir nach der 
KfW bereits jetzt führender Venture-
Capital-Geber in Deutschland. Wie bie-
ten eine breite Auswahl an Eigenkapi-
talinstrumenten für alle betrieblichen 
Entwicklungsphasen an. Diesen Weg 
gehen wir konsequent weiter. Im Rah-
men der von der Bayerischen Staatsre-
gierung beschlossenen VC4 Start-ups In-
itiative werden nun Wagniskapitalfonds 

mit einem zusätzlichen Volumen von 
insgesamt 750 Millionen Euro geschaf-
fen. Im Fokus stehen insbesondere 
Hightech-Unternehmen und der Deep-
tech-Bereich. Es gibt dabei keine Bran-
chenausschlüsse. 

Im Einzelnen wird der Bayern Kapital 
Wachstums- und ScaleUp-Fonds mit ei-
nem Fondsvolumen von 500 Millionen 

Euro neu aufgelegt. Dabei wird auch 
das maximale Investment pro Start-up 
auf bis zu 50 Millionen Euro angeho-
ben. Dazu kommt der Bayern Kapital In-
novationsfonds in Höhe von 100 Millio-
nen Euro für Start-ups in frühen Phasen 
und der LfA Dachfonds für den Ausbau 
der LfA-Investments in Venture-Capital-
Fonds um 150 Millionen Euro.

Wie reagiert die LfA auf das 
ganze Thema Sicherheit und 
Verteidigung? Werden Sie sich 

hier verstärkt engagieren?

Bayern ist ein führender Standort der 
Rüstungs- und Verteidigungsindustrie. 
Wir sehen uns als einen wichtigen Fi-
nanzierungspartner für Unternehmen 
dieses Bereichs. Unsere Förderangebote 
können für die Finanzierung von Rüs-
tungsgütern eingesetzt werden. Daran 
wird sich auch nichts ändern. Ausge-
schlossen waren und sind lediglich die 
Produktion und der Handel mit soge-
nannten „kontroversen“ Waffen. Das 
ist seit vielen Jahren unveränderte Linie 
bayerischer Förderpolitik.

In diesem Rahmen unterstützen wir na-
türlich auch Unternehmen aus der baye-
rischen Zuliefererbranche, die ihr Ge-
schäft in Richtung Verteidigung 
ausweiten möchten. Ihnen stehen wir 
mit unseren Angeboten bei der Er-
schließung dieser neuen Märkte zur 
Verfügung. Wir haben aber den Ein-
druck, dass die Möglichkeiten öffentli-
cher Förderangebote beim Thema Si-

cherheit und Verteidigung noch 
bekannter sein könnten. Dafür setzen 
wir uns ein.

Unterschätzt wird beim Thema Sicher-
heit und Verteidigung teilweise auch 
die Bedeutung von Start-ups als Inno
vationstreiber. Dabei gibt es in diesem 
Feld eine ganze Reihe von Gründe
rinnen und Gründer mit vielverspre-

„Im Mittelstand beobachten wir seit einiger  
Zeit leider ein zurückhaltendes Investitionsgeschehen.“

„Förderung kann nur Wirkung haben,  
wenn sie einfach zugänglich ist.“
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chenden Anwendungen, oft auch als 
Dual-Use-Geschäftsmodell – Stichwort 
Drohnen. Auch ihnen soll der Ausbau 
unseres Venture-Capital-Angebots zu-
gutekommen.

Sehen Sie sich bei der Wirt-
schaftsförderung allgemein 
eher in einer beratenden oder 

finanziell ermöglichenden Rolle – oder 
beides?

Als Förderbank haben wir in erster Linie 
eine finanziell ermöglichende Rolle. Da-
bei bildet naturgemäß auch die Beratung 
einen wichtigen Baustein. Herzstück un-
serer Informations- und Beratungsarbeit 
ist die Förderberatung. Unsere Expertin-
nen und Experten beraten Gründer, Un-
ternehmen und Hausbanken kostenfrei 
und wettbewerbsneutral bei allen Fragen 
zu Förderkrediten und Risikoübernah-
men. In diesem Rahmen sind wir auch 
ganzjährig in ganz Bayern auf zahlrei-
chen Veranstaltungen und bei unseren 
Beratungstagen in Zusammenarbeit mit 

Der Mittelstand ist das Rückgrat unseres Wohlstands. Damit das so 
bleibt, unterstützt ihn die KfW, die Herausforderungen des Wandels 
zu bestehen. Bei der Digitalisierung, bei Innovationen und beim 
Klimaschutz. Beim Gründen, Nachfolgen und vielem mehr. Mit einem 
breiten Förderangebot für eine wettbewerbsfähige Zukunft. 
 
Jetzt informieren unter: kfw.de/mittelstand-stärken

Irgendwann Förderung  
für Vorsprung nutzen. 
Oder einfach jetzt.

den Kammern präsent, um über unsere 
Förderangebote zu informieren.

Unternehmen in wirtschaftlichen Krisen 
können sich darüber hinaus Hilfe bei 
der LfA-Individualberatung suchen. Das 
Team berät Unternehmen im Rahmen 
unseres staatlichen Förderauftrags kos-
tenfrei und neutral zu Wegen aus der  
finanziellen Schieflage. Wichtig: Die In-
dividualberatung führt jedoch keine 
Unternehmens-, Steuer- oder Rechtsbe-
ratung durch und tritt daher nicht in 
Konkurrenz zu selbstständigen Beratern 
oder Beratungsgesellschaften.

Und zu guter Letzt: Wie gehen 
Sie mit der Herausforderung um, 
Fördermittel zugänglich und un-

bürokratisch zu gestalten?

Förderung kann nur Wirkung haben, 
wenn sie einfach zugänglich ist. Das ist 
unser Anspruch und mit Blick auf die 
hohe Komplexität der Rahmenbedin-
gungen keine ganz einfache und auch 

wohl nie endende Aufgabe. Zunächst 
einmal müssen wir die Bedürfnisse der 
Unternehmen und Kommunen so gut 
wie möglich kennen, um gute Förder-
angebote anbieten zu können. Deshalb 
ist ein kontinuierlicher, vertrauensvol-
ler Austausch mit unseren Partnern in 
Wirtschaft, Verbänden, Banken und 
Politik unverzichtbar. Dann gilt auch 
für unsere Förderinstrumente der Leit-
satz: so viele Regelungen wie nötig – 
vor allem aber so wenige wie möglich. 

Darüber hinaus müssen wir uns und un-
sere Prozesse auch selbst transformieren. 
Wir arbeiten zurzeit daran intensiv dar-
an, die Bearbeitungszeiten bei der Kre-
ditvergabe weiter zu beschleunigen. 
Hier wollen wir effizienter und noch 
kundenfreundlicher werden. Und wir 
müssen Sorge dafür tragen, dass unsere 
Angebote bei unseren Zielgruppen auch 
bekannt sind. Auch deshalb sind wir das 
ganze Jahr über in Bayern unterwegs 
und freuen uns über Gesprächsmöglich-
keiten wie diese.



AUFSÄTZEA 
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Deutschland verdankt seine wirtschaftli-
che Stärke und Attraktivität maßgeblich 
einem leistungsfähigen Mittelstand. Für 
Baden-Württemberg gilt das ganz beson-
ders: familiengeführte Betriebe mit langer 
Tradition, innovative High-Tech-Unterneh-
men mit Weltmarktanspruch, moderne 
Handwerksbetriebe und Dienstleistungs-
unternehmen zeichnen den Wirtschafts-
standort aus. Rund 99 Prozent aller Unter-
nehmen in Baden-Württemberg sind nach 
gängiger Definition KMU, also kleine und 
mittlere Unternehmen mit bis zu 250 Be-
schäftigten. Drei Millionen Frauen und 
Männer arbeiten in diesen Unternehmen, 
das sind fast zwei Drittel aller Beschäftig-
ten in Baden-Württemberg. 

Seit einigen Jahren stehen sehr viele mit-
telständische Unternehmen aber vor ei-
ner wachsenden Herausforderung: Es 
gilt, die Nachfolgelücke zu schließen. 

Zahlen sind eindeutig und 
alarmierend

Die KfW geht in ihrem Nachfolge-Monito-
ring Mittelstand 2024 von 215 000 Unter-
nehmen in Deutschland aus, die bis Ende 
2025 eine Nachfolgeregelung anstreben. 
Demgegenüber stehen aber auch 231 000 
Unternehmen, die entweder sicher oder 
vielleicht stillgelegt werden.  

Die Nachfolgelücke wird größer, stellt die 
KfW fest. Unternehmerinnen und Unter-
nehmer aus den Babyboomer-Jahren wer-
den älter und ziehen sich zurück, die An-
zahl möglicher Nachfolgepersonen sinkt 
dagegen, ebenso wie das Interesse, beste-
hende Unternehmen weiterzuführen. Die 
Folge: Unabhängig von einem konkreten 

Zeitpunkt könnte fast ein Viertel aller mit-
telständischen Unternehmen, 920 000 an 
der Zahl, stillgelegt werden, wenn die ak-
tuelle Unternehmensleitung ausscheidet. 
Beim KfW-Nachfolge-Monitoring 2023 lag 
der Prozentsatz derjenigen, die diese Op-
tion zumindest erwägen, noch bei 15 Pro-
zent. Entsprechend hat sich auch der Pro-
zentsatz der Unternehmen entwickelt, für 
die die aktuelle Unternehmensleitung 
eine Nachfolgelösung suchen will. Er ist 
von 41 Prozent im Monitoring 2023 auf 33 
Prozent im Monitoring 2024 zurückge-
gangen. 

Die Zahlen, die der Deutsche Industrie- 
und Handelskammertag auf Basis seiner 
Unternehmensberatungen zumeist klei-
nerer Unternehmen (weniger als 50 Be-
schäftigte) erhoben hat, sprechen eine 
ebenso klare Sprache: 28 Prozent der be-
ratenen und zur Nachfolge anstehenden 
Unternehmen droht das Aus (DIHK-Re-
port Unternehmensnachfolge 2024). Der 
Bericht nennt die Zahl von einer Viertel-
million Betriebe, die bis Ende 2028 abge-
wickelt werden könnten.

Nachfolgelücke bedroht 
Wirtschaftsstandort und Wohlstand

Welche Risiken die Nachfolgelücke birgt, 
lässt sich unschwer vorstellen. Massive 
Abwicklungen kleiner und mittlerer Un-
ternehmen gehen zu Lasten der wirt-
schaftlichen Vielfalt, entziehen dem Ar-
beitsmarkt in großer Zahl wertvolle 
Arbeitsplätze, schwächen die Wirtschafts-
leistung und bedrohen damit letztlich 
den Wohlstand und die künftige Ent-
wicklung des gesamten Wirtschaftsstand-
orts Deutschland.

Auch für die wirtschaftliche Entwicklung 
Baden-Württembergs sind Unterneh-
mensübernahmen von zentraler Bedeu-
tung. Das trifft besonders auf die ländli-
che Struktur weiter Teile des Landes zu. 
Durch eine Übernahme der ortsansässi-
gen kleinen und mittleren Betriebe wer-
den diese Strukturen geschützt und er-
halten. Das Bestehende und Bewährte 
wird gleichermaßen stabilisiert und zu-
kunftsfähig weiterentwickelt. Genau das 
sind die wesentlichen Anliegen von der 
L-Bank als Förderbank: stabilisieren und 
entwickeln.

Nachfolgeförderung ist für die L-Bank 
Teil der Existenzgründungsförderung – 
denn nichts anderes ist es im Kern für die 
Unternehmerin oder den Unternehmer, 
die einen Betrieb übernehmen. Er oder 
sie gründet eine neue Existenz. Oft ist 
das finanzielle Risiko dabei hoch. Größe-
re Investitionen, etwa in Modernisierung 
und Transformation oder in Maschinen, 
Ausstattung und Infrastruktur, machen 
die Unternehmensübernahme schwierig.

Diese spezielle Form der Existenzgrün-
dung muss die Wirtschaftspolitik genau-
so in den Fokus nehmen wie die L-Bank 
als staatliche Förderbank und ihre Part-
ner, beispielsweise die Bürgschaftsbank 
Baden-Württemberg. Die Landesregie-
rung bietet seit einigen Monaten gebün-
delt Informationen rund um das Thema 
Unternehmensnachfolge an und hat da-
für eigens die Plattform Nachfolge BW 
gegründet. Auf dieser Plattform finden 
sich nützliche Kontaktadressen, Bera-
tungsangebote und eine Auflistung der 
wichtigsten Fördermöglichkeiten für 
übergebende und übernehmende Unter-
nehmerinnen und Unternehmer.

Aufgeben oder übergeben – 
Herausforderungen der 
Unternehmensnachfolge

Edith Weymayr
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Mit Blick auf das kommende Jahrzehnt 
werden Beratung und Förderung bei an-
stehenden Unternehmensübergaben auch 
in der L-Bank ein noch größeres Gewicht 
erhalten, als es bisher schon der Fall war.

In einer von der L-Bank und der Bürg-
schaftsbank Baden-Württemberg ge-
meinsam in Auftrag gegebenen Studie 
zur Unternehmensnachfolge wird aktuell 
untersucht, wo die größten Herausforde-
rungen für die Beteiligten bei einer Un-
ternehmensübergabe liegen und aus 
welchen Gründen Übergaben scheitern. 
Ein besonderer Fokus liegt dabei auf As-
pekten der Finanzierung und damit auf 
der Frage, wie eine Förderbank zum Ge-
lingen einer Unternehmensnachfolge 
beitragen kann. Von den Ergebnissen der 
Studie erhoffen sich die beiden Institute  
Hinweise darauf, wie sie ihre Beratungs- 
und Förderangebote noch besser auf den 
Bedarf der Senior-Generation einstellen 
können, die in den kommenden Jahren 
aus der Leitung vieler mittelständischer 
Unternehmen ausscheiden wird.     

Neue Nachfolgestudie im Auftrag 
der L-Bank

Die Studie basiert im Wesentlichen auf 
der qualitativen Inhaltsanalyse von 21 
umfassenden Experteninterviews und auf 
Daten der Nachfolgemonitore, die die 
FOM Hochschule für Ökonomie und Ma-
nagement in Kooperation mit dem Ver-
band Deutscher Bürgschaftsbanken und 
Creditreform Rating herausgibt. Verant-
wortlich für die Studie sind Prof. Dr. Hol-
ger Wassermann und Prof. Dr. Carsten 
Kruppe von der FOM Hochschule.

Für die 21 Interviews konnten Expertinnen 
und Experten aus Kammern und Verbän-
den beziehungsweise Fachleute mit einem 
Beratungshintergrund im Bereich der Un-
ternehmensnachfolge und der Finanzie-
rung gewonnen werden. Die interviewten 
Expertinnen und Experten sind ausschließ-
lich dem Bundesland Baden-Württemberg 
zuzuordnen, was die Aussagekraft der 
Analyseergebnisse für die L-Bank als För-
derinstitut des Landes noch erhöht. Die 
erste Auswertung der Interviews ist bereits 
erfolgt und schon jetzt lassen sich zentrale 

Herausforderungen und Muster im Nach-
folgeprozess erkennen. 

Matching und Finanzierung sind 
wesentliche Hürden 

Eine wesentliche Hürde steht bereits ganz 
am Anfang des Prozesses: das Matching. 
Übergeber und Übernehmer müssen zu-
sammenpassen und zusammenfinden. Für 
ein Unternehmen den geeigneten Nach-
folger zu finden, erweist sich aber zuneh-
mend als Problem. Hauptgrund ist, dass 
die Anzahl potenzieller Kandidaten schon 
aufgrund des demografischen Wandels 
abnimmt. Dazu kommen insbesondere fi-
nanzielle Risiken, die mit einer Unterneh-
merschaft verbunden sind, sodass viele 
grundsätzlich geeignete Nachfolgeper
sonen die abhängige Beschäftigung der 
unternehmerischen Existenzgründung vor-
ziehen. Und schließlich scheinen Existenz-
gründerinnen und -gründer die Übernah-
me eines bestehenden Unternehmens und 
damit bestehender Strukturen nur als 
zweitbeste Gründungsoption zu betrach-
ten. Gut drei Viertel ziehen laut KfW-
Nachfolgemonitoring Mittelstand 2024 
eine Übernahme gar nicht erst in Betracht.

Als zweite große Hürde im Nachfolge-
prozess gilt die Finanzierung. Dabei wur-
den die Bedingungen für eine Finanzie-
rung der Unternehmensübernahme in 
Baden-Württemberg von den interview-
ten Expertinnen und Experten nahezu 
durchgehend als sehr gut beschrieben. 
Die Finanzierung stellt grundsätzlich nur 
dann eine Hürde dar, wenn der Kaufpreis 
insgesamt sehr beziehungsweise zu hoch 
ist. Außerdem treten Finanzierungslücken 
oft auch einige Zeit nach der Übernahme 
auf. In dem Moment, in dem die Überneh-
menden das Unternehmen besser kennen-
gelernt haben und sich Finanzbedarfe er-
geben, die zum Zeitpunkt der Übernahme 
nicht im Vordergrund standen. 

L-Bank-Programme sind 
nachgefragt und wirksam 

Sowohl bei der Investition der Übernahme 
als auch bei der Nachfinanzierung sind 
gute Beratungsangebote und Finanzie-

rungsangebote mit möglichst niedriger 
Zugangsschwelle von großer Bedeutung 
für einen erfolgreichen Nachfolgeprozess. 
Zwar spielen Förderkredite bei der Über-
nahmefinanzierung insgesamt eine relativ 
kleine Rolle. Der Nachfolgemonitor der 
FOM Hochschule für Ökonomie und Ma-
nagement, des Verbandes Deutscher 
Bürgschaftsbanken und der Creditreform 
Rating AG gibt den Anteil von Förderkre-
diten an den Fremdmitteln bei der Nach-

Edith Weymayr

Vorsitzende des Vorstands, L-Bank, 
Karlsruhe

Ein wachsender Anteil mittelständischer 
Unternehmen in Deutschland, insbesondere 
in Baden-Württemberg, steht vor einem kri-
tischen Wendepunkt: der fehlenden Nach-
folge. Laut KfW könnten bundesweit bis 
2025 mehr Unternehmen stillgelegt als er-
folgreich übergeben werden. Die Gründe 
reichen von sinkendem Interesse potenziel-
ler Nachfolger über Matching-Probleme bis 
hin zu Finanzierungshemmnissen – trotz 
grundsätzlich guter Förderbedingungen im 
Land. Die L-Bank begegnet diesen Heraus-
forderungen mit gezielten Programmen zur 
Unterstützung von Unternehmensübernah-
men. Ihre Rolle als Förderbank sieht das Ins-
titut dabei zunehmend an Bedeutung ge-
winnen. Eine aktuelle Studie, initiiert von 
der L-Bank und der Bürgschaftsbank Baden-
Württemberg, analysiert erstmals systema-
tisch die konkreten Hürden im Nachfolge-
prozess und liefert erste Impulse für neue, 
bedarfsgerechte Förderinstrumente. Erste 
Ergebnisse der Studie hat Edith Weymayr im 
vorliegenden Gastbeitrag auch schon ein-
gearbeitet. (Red.)
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https://www.xing.com/pages/l-bank
https://www.linkedin.com/company/l-bank/
https://twitter.com/l_bank
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folgefinanzierung mit 6 Prozent an. Die 
Anzahl der von der L-Bank als Förderbank 
mitfinanzierten Übernahmen zeigt aber, 
dass Förderdarlehen einen festen Platz in 
Nachfolgeprozessen haben.

In den kommenden Jahren stehen laut 
KfW bundesweit rund 106 000 Unterneh-
men jährlich zur Übernahme an. In Ba-
den-Württemberg sind es mehrere Tau-
send jedes Jahr. Für 2023 und 2024 
beziffert das Statistische Landesamt die 
Menge der bestehenden Unternehmen, 
die im Zuge einer Nachfolgeregelung an 
eine neue Firmenleitung übergeben und 
damit erhalten werden konnten, mit je-
weils rund 6 000. Die meisten davon sind 
kleinere Handwerksbetriebe, aber in 
nennenswerter Anzahl auch Hotels und 
Gastronomiebetriebe, Dienstleistungs- 
und Einzelhandelsunternehmen sowie 
Unternehmen aus der Industrie.       

2024 konnte die L-Bank über ihre Förder-
programme 1 210 Übernahmen (Vorjahr: 
1 218) mit einem Betrag von etwa 460 
Millionen Euro (Vorjahr 484 Millionen 
Euro) fördern. Das heißt, die L-Bank hat 
rund ein Fünftel aller Übernahmen in Ba-
den-Württemberg finanziell unterstützt. 

Fast 120 Millionen Euro für 
Unternehmensnachfolgen

Die L-Bank hat vor allem zwei größere 
Förderprogramme im Bereich Existenz-
gründung und Unternehmensübernahme 
im Angebot für Baden-Württemberg. Die 
Gründungs- und Wachstumsfinanzierung 
BW (GuW) sowie die Startfinanzierung 
80. Beide Programme sind seit vielen Jah-
ren ausgesprochen erfolgreich.

Die Startfinanzierung 80 ist das insge-
samt kleinere Programm, das speziell 
auch für kleinere Unternehmen und für 
Existenzgründungen im Handwerk konzi-
piert ist, häufig also Unternehmen, die 
für einen größeren Kredit möglicherwei-
se nicht genügend Sicherheiten vorwei-
sen können. Attraktive Besonderheit des 
Programms ist die Übernahme einer (ob-
ligatorischen) Darlehensbürgschaft in 
Höhe von 80 Prozent durch die Bürg-
schaftsbank Baden-Württemberg.

Ausdrücklich bietet die L-Bank das Pro-
gramm als Unterstützung auch für die 
Aufnahme einer selbstständigen Tätigkeit 
durch die Übernahme eines bestehenden 
Unternehmens oder tätige Beteiligung an 
einem bestehenden Unternehmen an. 
Förderfähig sind Investitionen in die Er-
weiterung oder Modernisierung nach der 
Gründungsphase sowie Investitionen in 
Warenlager oder Betriebsmittel. Die Kre-
dithöhe beträgt maximal 175 000 Euro für 
eine übernehmende Person, bei mehre-
ren Personen maximal 700 000 Euro für 
die Unternehmensübernahme. Mit der 
Meistergründungsprämie in Form eines 
zusätzlichen Tilgungszuschusses des Lan-
des werden gezielt Gründer im Hand-
werk adressiert. Wer sich mit Meister-
brief selbstständig machen will, profitiert 
von einem Tilgungszuschuss in Höhe von 
10 Prozent des Bruttodarlehensbetrags.

Die Gründungs- und Wachstumsfinanzie-
rung BW ist breiter angelegt als die Start-
finanzierung 80 und richtet sich sowohl 
an junge als auch an etablierte Unterneh-
men. Aber auch in der GuW BW ist die 
Unternehmensübernahme erklärter För-
derzweck: Betriebsübernahmen sowie Er-
weiterung, Modernisierung oder Um-
strukturierung bestehender Unternehmen 
sind grundsätzlich förderfähig. Anders als 
bei der Startfinanzierung 80 also aus-
drücklich auch der Erwerb und die Stand-
ortverlagerung eines Unternehmens. 
Auch die Meistergründungsprämie ist Be-
standteil der GuW BW und dazu ein Nach-
haltigkeitsbonus für Unternehmen, die 
nachweislich und konkret daran arbeiten, 
ihre CO2-Emissionen zu reduzieren.   

Im gesamten vergangenen Jahr gingen 
fast 34 Prozent der Fördermittel im Pro-
gramm Startfinanzierung 80 in Unter-
nehmensübernahmen. Bei der GuW BW 
waren es im Bereich der jungen Unter-
nehmen fast 54 Prozent, womit 759 
Unternehmensübernahmen unterstützt 
wurden. Es war damit das erfolgreichste 
Nachfolgeprogramm der L-Bank.

Im ersten Quartal dieses Jahres hat die 
L-Bank bereits rund 96 Millionen Euro in 
der Gründungs- und Wachstumsfinanzie-
rung BW sowie in der Startfinanzierung 
80 bewilligen können, um die Nachfolge-

lücke schließen zu helfen. 295 Unterneh-
mensnachfolgen wurden damit gefördert. 
Neben den beiden großen Programmen 
werden Unternehmensübernahmen in 
kleinerem Maß auch in der Tourismusfi-
nanzierung mit dem Liquiditätskredit und 
über das Entwicklungsprogramm Ländli-
cher Raum unterstützt.

Unterstützungsbedarf wird weiter 
steigen

Die Auswertung der Interviews der Stu-
die zur Unternehmensnachfolge zeigt, 
dass Banken und Finanzierern bei der Be-
wältigung der Nachfolgelücke eine wich-
tige Rolle zugedacht wird, dass sie die in 
sie gesetzten Erwartungen aber nicht im-
mer erfüllen. Es besteht eine Kluft zwi-
schen dem Kapitalbedarf der Nachfolge 
und der Finanzierungsbereitschaft bezie-
hungsweise den Finanzierungsmöglich-
keiten. Kritisiert werden oft die hohen 
Anforderungen der Banken und deren 
Zurückhaltung bei der Finanzierung  
von Unternehmensübernahmen. In den 
nächsten Wochen und Monaten werden 
wir die ersten Studienergebnisse absi-
chern und mithilfe einer Befragung von 
mehreren hundert Teilnehmern noch kla-
rer herauszuarbeiten versuchen. Aktuell 
läuft die Befragung, erste Ergebnisse hier-
aus sind für den Spätsommer zu erwarten.  

Auch wenn die Startfinanzierung 80 in 
den Experteninterviews durchgehend po-
sitiv hervorgehoben wird, ebenso wie die 
Arbeit der Bürgschaftsbanken, dürfen 
wir uns nicht damit zufriedengeben. Der 
in den Interviews geäußerte Wunsch 
nach mehr Unterstützung für Beteili-
gungsfinanzierungen ist ein Hinweis, in 
welche Richtung es gehen könnte.

Im Zusammenspiel mit der Partnerinstitu-
tionen wie der KfW, der Bürgschaftsbank, 
aber auch allen Primärbanken und Spar-
kassen im Land, wird die L-Bank vorhan-
dene Finanzierungsangebote optimieren 
und neue Instrumente entwickeln. Im 
Zentrum der L-Bank-Wirtschaftsförderung 
steht dabei stets, mittelständische Unter-
nehmen in Baden-Württemberg bei ihren 
Entscheidungen und Investitionen best-
möglich zu unterstützen.
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Seit fünf Jahren arbeiten deutsche Un-
ternehmen unter erschwerten Bedin-
gungen. Die Corona-Pandemie samt 
Konjunktureinbruch und Kurzarbeit, 
Rohstoffknappheit, Engpässe in den Lie-
ferketten, Krieg, Energiekrise und In
flation zehrten an der Substanz. Eine 
verhaltene Konsumnachfrage sowie 
strukturelle Probleme in der deutschen 
Wirtschaft durch Bürokratie, Fachkräfte-
mangel sowie Rückstände bei Digitalisie-
rung und Infrastruktur bremsen das 
Wachstum weiterhin. Die schwächelnde 
konjunkturelle Lage und höhere Finan-
zierungskosten drücken zunehmend auf 
die Eigenkapitalausstattung insbesonde-
re von kleinen und mittleren Unterneh-
men (KMU). Dies dämpft die Investiti-
onsbereitschaft in Deutschland, was 
wiederum der Wettbewerbsfähigkeit 
schadet. Eigenkapitalbeteiligungen bei 

KMU durch Förderbanken können die-
sen Teufelskreis durchbrechen, indem sie 
die Substanz der Unternehmen stärken. 
Sie setzen zugleich Impulse, um Investiti-
onen in Produkte und Technologien im 
Mittelstand zu stimulieren.

Zum Mittelstand in Deutschland zählen 
mehr als drei Millionen Unternehmen, 
oft inhabergeführte und regional ver-
wurzelte Handwerks-, Industrie- und Zu-
lieferbetriebe, deren Jahresumsatz bis 
zu 50 Millionen Euro beträgt. Sie sind die 
tragende Säule für Beschäftigung, 
Wachstum und Wohlstand im Land. Ihre 

Innovationen sind wichtige Treiber für 
die kontinuierliche Modernisierung und 
Zukunftsfähigkeit der Wirtschaft. Solche 
Innovationen erfordern Investitionen. 
Allerdings ist laut dem Mittelstandspa-
nel 2024 der KfW die Investitionstätig-
keit in Deutschland ins Stocken geraten, 
obwohl gerade jetzt hoher Handlungs-
druck besteht.

Wirtschaftslage und 
Finanzierungskosten 

Unternehmen müssen investieren, um 
wettbewerbsfähig zu bleiben und die 
Transformation hin zu Klimaneutralität 
und Digitalisierung zu bewältigen. 
Doch statt Aufbruch herrscht Zurück-
haltung, vor allem im Mittelstand. Der 
Anteil investierender KMU sank bran-

chenübergreifend auf einen historisch 
niedrigen Wert. Die Gründe sind der 
Studie zufolge neben gestiegenen Ma-
terial-, Energie- und Lohnkosten sowie 
wirtschaftlicher Unsicherheit auch 
hohe Finanzierungkosten. Gleichzeitig 
fragen Mittelständler weniger Bank-
kredite zur Finanzierung ihrer Investiti-
onen nach. Dies zeigt eine weitere Un-
tersuchung der KfW. Demnach hat sich 
der Anteil der Mittelständler, die zur 
Finanzierung ihrer Investitionen Bank-
kredite genutzt haben, in den vergan-
genen 20 Jahren nahezu halbiert und 
liegt auf einem Tiefstwert.

Diese Entwicklung verwundert auf den 
ersten Blick. In Deutschland liegen die 
Finanzierungskosten für Fremdkapital 
auch ohne Niedrigzinsen immer noch 
im europäischen Durchschnitt. Die 
Gründe für die Zurückhaltung liegen 
denn auch eher bei den potenziellen 
Kreditnehmern, vor allem den mittleren 
und kleinen Unternehmen: Der Wunsch 
nach finanzieller Unabhängigkeit durch 
das Vermeiden von Schulden sowie ein 
stärkerer Fokus auf Eigenmittel zur 
Investitionsfinanzierung hält mehr 
mittelständische Unternehmer davon 
ab, Fremdfinanzierungen aufzuneh-
men. Ohnehin nutzen mittelständische 
Unternehmen dafür eher zusätzliches 
Eigenkapital von bestehenden Gesell-
schaftern, durch Factoring und Forfai-
tierung generierte Liquidität und aus 
gestiegenen Umsatzrentabilitäten so-
wie hohen Cashflow-Raten gebildete 
Rücklagen – laut der KfW-Studie aktuell 
so viel wie nie zuvor.

Die klassische Fremdfinanzierung durch 
Bankkredite abzuschreiben, ginge aber 
zu weit. In Kombination mit öffentli-
chen Fördermitteln sind sie bei fast 
jedem zweiten Mittelständler Teil der 
Investitionsfinanzierungen. Die Förder-
banken von Bund und Ländern spielen 
hierbei eine wichtige Rolle: Als Spezial-
banken setzen sie Wirtschaftspolitik mit 
bankmäßigen Mitteln um und unter-
stützen so die Unternehmen mit Dar
lehen, Zuschüssen, Bürgschaften und 
Kapitalbeteiligungen. Damit gelten För-
derbanken als Stabilitätsanker und 
Wachstumstreiber der deutschen Wirt-
schaft. Insbesondere während der Coro-
na-Pandemie und seit Ausbruch des rus-
sischen Angriffskriegs auf die Ukraine 

Öffentliches Beteiligungskapital – 
verlässliches Instrument zur 
Investitionsfinanzierung

Matthias Wierlacher / Dominik Lamminger

„Seit fünf Jahren arbeiten deutsche  
Unternehmen unter erschwerten Bedingungen.“

AUFSÄTZEA 
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haben sie ihre bedeutende Rolle für 
den Standort Deutschland bewiesen.

Bedarf an öffentlichen 
Eigenkapitalbeteiligungen steigt

Öffentliche Beteiligungen oder Private 
Equity zur Stärkung des Eigenkapitals 
kommen für Mittelständler neben der 
Fremdfinanzierung immer dann mit in 
Betracht, wenn die Selbstfinanzierung 
mit Eigenmitteln nicht ausreicht und die 
Eigenkapitalbeschaffung von außen auf 

dem Anleihemarkt oder durch einen Bör-
sengang nicht in Frage kommt. Gerade 
hoch entwickelte Industrieunternehmen, 
wie es sie in Deutschland in großem Um-
fang gibt, brauchen Unterstützung bei 
kapitalintensiven Investitionen, die aus 
eigener Kraft oft nicht allein zu stemmen 
sind. Eigenkapital- und Mezzanine-Finan-
zierung sind bei Mittelständlern daher 
wichtige Kernelemente einer nachhalti-
gen Eigenkapitalstrategie.

Laut einer Untersuchung der Beratungs-
gesellschaft Ernst & Young können mit 
Beteiligungskapital finanzierte Unter-
nehmen schneller expandieren und eine 
höhere Rentabilität erzielen, weil sie in-
vestitions- und forschungsstärker sind. 
Seit den 2000er Jahren hat der deut-
sche Mittelstand seine Eigenkapital

quote bis auf heute rund 30 Prozent 
gestärkt. Zuletzt sank die durchschnitt-
liche Eigenkapitalquote allerdings 
leicht. Zuwächse bei größeren KMU 
kompensierten stärkere Rückgänge des 
Eigenkapitals vor allem bei Unterneh-
men mit weniger als 50 Mitarbeitern. 
Damit vergrößert sich der Unterschied 
beim Eigenkapital im Mittelstand wei-
ter – zugunsten der größeren Unter-
nehmen. Im internationalen Vergleich 
ist die Eigenkapitalausstattung deut-
scher Unternehmen ohnehin eher un-
terdurchschnittlich.

Gleichzeitig steigt der Bedarf an ver-
lässlichen Eigenkapitalbeteiligungen 
bei KMU, seit der Markt für Private 
Equity und Venture Capital unter Druck 
ist. Private Geldgeber zögern angesichts 
globaler und konjunktureller Unsicher-
heiten, Investments für Eigen- und vor 
allem Risikokapital zur Verfügung zu 
stellen. Die öffentlichen Förderbanken 
der Bundesländer füllen hier eine Lücke 
und stärken die Substanz junger und 
etablierter Unternehmen. Mit ihren Be-
teiligungsgesellschaften stellen sie wirt-
schaftliches Eigenkapital für den Mittel-
stand zur Verfügung. Üblich sind stille 
Beteiligungen als Nachrangdarlehen 
oder Minderheitsbeteiligung am Kapi-
tal der Gesellschafter mit bis zu fünf 
Millionen Euro und bis zu zehn Jahren 
Laufzeit. 

Anders als bei privaten Beteiligungen 
mit Wagniskapital steht die Einflussnah-
me auf die unternehmerische Steuerung 
nicht im Fokus. Damit behalten die im 
Mittelstand häufig aus der Familie stam-
menden Gesellschafter die Kontrolle 
über ihr Unternehmen und profitieren 
gleichzeitig von den Vorteilen einer Be-
teiligung. Ermöglicht werden Wachstum 
in bestehenden oder neuen Märkten, In-
vestitionen in Forschung, Produkte und 
Anlagen, strategische Neuausrichtungen 
sowie Nachfolgevorhaben. Gefördert 
werden Unternehmen fast aller Bran-
chen. Dies folgt der Absicht der Wirt-
schaftsförderung von Bund und Län-
dern, den Mittelstand in seiner ganzen 
Breite und Tiefe resistenter zu machen 
gegen die aktuellen und zukünftigen 
Krisen sowie Investitionen in Fortschritt 
und Wachstum zu ermöglichen.

Neuauflage des erfolgreichen 
Mittelstandsfonds in Thüringen

In Thüringen hat sich die Wirtschaft seit 
der Wiedervereinigung im Vergleich der 
neuen Bundesländer positiv entwickelt. 
Die Produktivität liegt aber immer noch 
unter dem Bundesdurchschnitt. Eine 
wichtige Ursache hierfür sind vergleichs-
weise geringe Forschungs- und Entwick-
lungsaktivitäten der Thüringer Industrie-
unternehmen. Deswegen unterstützt 
das Land Thüringen gezielt die Entwick-
lung neuer Produkte, Prozesse und 
Dienstleistungen von Unternehmen mit 
hohem Wachstums- und Entwicklungs-
potenzial. Mit Förderprogrammen wie 
unter anderem FTI-Thüringen Technolo-

„Hoch entwickelte Industrieunternehmen brauchen  
Unterstützung bei kapitalintensiven Investitionen.“
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Sie ist damit ein anschauliches Beispiel 
für die vielfältigen Tätigkeiten der 
öffentlichen Banken in Deutschland, 
insbesondere der Förderbanken des 
Bundes und der Länder. Mit maßge-
schneiderten Förderprogrammen un-
terstützen sie gemeinsam mit dem VÖB 
nicht nur den Mittelstand, sondern ge-
stalten als Begleiter der Transformation 
wesentliche Bereiche von Wirtschaft 
und Gesellschaft. Sie tragen so dazu 
bei, Fortschritt und Wohlstand in unse-
rem Land zu sichern.

gie bündelt der Freistaat die Inno
vationsförderungen in den Bereichen 
Wirtschaft, Wissenschaft und Forschung. 
Neben klassischen Förderdarlehen und 
Zuschüssen sind hier auch Eigenkapi
talbeteiligungen mittels verschiedener 
Beteiligungsfonds je nach Unterneh-
mensphase möglich.

Die Thüringer Aufbaubank nimmt dabei 
eine zentrale Rolle ein. Als Förderinstitut 
des Freistaats Thüringen ist es ihr Auf-
trag, Investitionen anzustoßen und die 
wirtschaftliche Entwicklung im Land 
nachhaltig zu fördern. Das Unterneh-
mensbeteiligungsgeschäft Thüringens 
wird durch die BM-T Beteiligungsma-
nagement Thüringen GmbH betrieben, 
eine Tochtergesellschaft der Thüringer 
Aufbaubank. Die BM-T stellt seit über 20 
Jahren sowohl jungen Technologieunter-
nehmen als auch etablierten wachstums-
starken Industrieunternehmen Risiko- 
und Beteiligungskapital zur Verfügung. 
Sie verwaltet aktuell ein Fondsvolumen 
von fast einer halben Milliarde Euro und 
ist in 66 Unternehmen investiert. 

An den Erfolg anknüpfen

Der mit den Investments verbundene po-
sitive Effekt auf den Standort Thüringen 
ist signifikant – so wurden in den vergan-
genen 10 Jahren über 500 neue hochqua-
lifizierte Arbeitsplätze geschaffen und 
seit Gründung der BM-T über 1,3 Milliar-
den Euro an privaten Investments von Co-
Investoren nach Thüringen geholt. Au-
ßerdem gehört die BM-T zu den aktivsten 
Frühphaseninvestoren in Deutschland 
und konnte sowohl durch einen erfolgrei-
chen Nasdaq-Börsengang als auch durch 
den Verkauf von Portfoliofirmen an Face-
book, Evonik, Scanfil, Kerry, Euroapi oder 
Blockchains Inc. internationale Aufmerk-
samkeit erreichen. 

An den Erfolg des im Jahr 2015 mit 40 
Millionen Euro aufgelegten MFT Mit-
telstandsfonds Thüringen soll nun mit 
einem neuen Fonds angeknüpft wer-
den. Ziel ist unter anderem, mittelstän-
dische Unternehmen bei der Finanzie-
rung der Unternehmensnachfolge zu 
unterstützen – ein Thema, welches 

schon vor 10 Jahren aktuell war und 
zusehends an Brisanz gewinnt. Dies 
zeigt der aktuelle Thüringer Nachfol-
gereport, der vom Kammernetzwerk 
Unternehmensnachfolge erstellt wird, 
einem Projekt vom Thüringer Zentrum 
für Existenzgründungen und Unter-
nehmertum (ThEx). Rund 500 Inhaber 
und Geschäftsführer über 55 Jahre hat-
ten sich an der 2024er-Befragung der 
drei Industrie- und Handelskammern 
sowie der drei Handwerkskammern in 
Thüringen beteiligt. 

Nur noch 37 Prozent (2017: 56 Prozent) 
der Unternehmer verfolgen die feste 
Absicht, ihr Unternehmen an eine/n 
Nachfolger/in zu übergeben. Mehr als 
die Hälfte von ihnen hat dies schon in 
den nächsten ein bis drei Jahren vor. Als 
größte Herausforderungen für das Or-
ganisieren der Unternehmensnachfolge 
sehen sie die gesamtwirtschaftliche Si-
tuation in Deutschland, steuerliche Be-
lastungen, die Suche nach Nachfolge-
partnern, aber auch die Ermittlung des 
Unternehmenswertes und die Finanzie-
rung der Unternehmensübergabe. 

Auch deshalb hält die Thüringer Lan-
desregierung mehr öffentliches Beteili-
gungskapital in Thüringen für not
wendig. Hierzu soll in Kürze der 
Mittelstandsfonds Thüringen II mit 20 
Millionen Euro aufgelegt werden. Eta
blierte, mittelständische Unternehmen 
sollen so mittels Eigenkapitalbeteiligun-
gen die Spätphasenfinanzierung für 
ihre Wachstums- und Modernisierungs-
investitionen oder die Unternehmens-
nachfolge sicherstellen können. Unter-
stützt werden Unternehmen ab einem 
Alter von fünf Jahren und einem Min-
destumsatz von zwei Millionen Euro. 

Weil gerade in Ostdeutschland zu we-
nig privates Wagnis- und Beteiligungs-
kapital zur Verfügung steht, werden 
weitere öffentliche Förderprogramme 
folgen – auch mit der Möglichkeit für 
Eigenkapitalbeteiligungen, um Investi-
tionen sicherzustellen und Wachstum 
zu fördern. Die Thüringer Aufbaubank 
ist sich hierbei ihrer Verantwortung be-
wusst und wird diese Initiativen weiter-
hin aktiv begleiten und unterstützen. 

Vorsitzender des Vorstands, Thüringer 
Aufbaubank, Erfurt

Mitglied der Hauptgeschäftsführung,  
Bundesverband Öffentlicher Banken 
Deutschlands, VÖB, e. V., Berlin

Deutschlands Mittelstand steht unter 
Druck: Krisen, Transformation und hohe 
Finanzierungskosten belasten besonders 
kleine und mittlere Unternehmen (KMU). 
Die Investitionsbereitschaft sinkt, Eigen-
kapitalquoten nehmen ab – mit Folgen für 
Wettbewerbsfähigkeit und Innovations-
kraft. Klassische Bankkredite werden sel-
tener nachgefragt, privates Beteiligungs-
kapital bleibt knapp. Öffentliche Förder-
banken schließen diese Lücke: Mit 
Eigenkapitalbeteiligungen stärken sie ge-
zielt die Substanz von KMU, ermöglichen 
Wachstum, Innovation und Unterneh-
mensnachfolgen. Besonders in struktur-
schwächeren Regionen wie Thüringen 
zeigt sich das Potenzial dieser Instrumente 
– etwa durch den neuen Mittelstands-
fonds Thüringen II. Ein Beitrag über ein 
bewährtes Finanzierungsinstrument, das 
in Zeiten wirtschaftlicher Unsicherheit 
wichtiger denn je ist. (Red.)

Matthias Wierlacher

Dominik Lamminger
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„Was ist los mit unserem Land? Der Ver-
lust wirtschaftlicher Dynamik, die Erstar-
rung der Gesellschaft, eine unglaubliche 

mentale Depression – das sind die Stich-
worte der Krise.“ Diese Sätze stammen 
aus der berühmten Ruck-Rede von Alt-
bundespräsident Roman Herzog, die er 
1997 bei der Wiedereröffnung des Hotel 
Adlon in Berlin hielt. Im Kontrast zur 
festlichen Kulisse attestierte er seinen 
Landsleuten in seiner Ansprache eine al-
les überschattende Mutlosigkeit und ein 
Gefühl der Lähmung, während man 
gleichzeitig „wirtschaftlich und gesell-
schaftlich vor den größten Herausforde-
rungen seit 50 Jahren“ stünde.

Im Jahr 2025 wiederholt der Ökonom 
und Präsident des Deutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung (DIW), Profes-
sor Marcel Fratzscher, die eindringliche 
Mahnung Roman Herzogs vor über 200 
Vertreterinnen und Vertretern aus der 
Finanzbranche, der Politik, der Wirt-
schaft sowie Verbänden und Wissen-
schaft bei der Agrarfinanztagung der 
Rentenbank in Berlin. Ein Vierteljahr-
hundert nach der Rede des damaligen 
Bundespräsidenten scheinen seine Aus-
sagen die aktuelle Lage in Deutschland 
erneut treffend zu beschreiben. Denn 
auch heute beobachten wir eine menta-
le Depression, die das Land beherrscht, 
während wir wieder vor erheblichen – 
vielleicht sogar noch gewaltigeren – He-
rausforderungen stehen.

Fratzscher beschreibt diese Herausfor-
derungen anhand dreier zentraler Ent-
wicklungen, die auf Deutschland ein-

wirken: die Globalisierung, die sich 
durch Handelskonflikte, die Corona-
Pandemie und den Krieg in der Ukraine 
grundlegend verändert hat. Diese 
Faktoren haben Deutschlands bisherige 
Strategie, sich auf die USA (Sicherheit), 
Russland (günstige Energie) und China 
(Wachstumslokomotive) zu stützen, ins 
Wanken gebracht. Darüber hinaus ist 
Deutschland von der digitalen sowie 
der ökologischen Transformation be-
troffen, die die Technologielandschaft 
und die Unternehmen nachhaltig beein-
flusst. Zuletzt nennt er die soziale 
Transformation, die durch radikal ver-
änderte Produktionsprozesse geprägt 
ist und bereits jetzt für viele in der 
Gesellschaft spürbar ist.

Diese drei großen Transformations-
stränge waren bereits vor 25 Jahren 

präsent. Auch Herzog sprach in seiner 
Rede von der Globalisierung, der Digi-
talisierung und dem Wandel der Ar-
beitswelt. Um diese Herausforderungen 
zu bewältigen und zum Vorteil des Lan-

des zu nutzen, forderte er damals vor 
allem eines von den Menschen: Verän-
derungsbereitschaft. Genau diese zeig-
te das Land in den darauffolgenden 
Jahren. In einem gemeinsamen Kraftakt 
wurden wichtige Reformen auf den 
Weg gebracht, die den Weg ebneten 
für das über viele Jahre hinweg starke 
Wirtschaftswachstum. Gleichzeitig be-
gann Deutschland die Vorteile der Glo-
balisierung stärker für sich zu nutzen 
und wurde zum Exportweltmeister. 
Made in Germany stand wieder für 
weltweit führende Qualität. 

Wandel erfordert 
Veränderungsbereitschaft

Die Veränderungen im Land waren ein 
Erfolg. Doch irgendwann begann 
Deutschland, sich auf diesem Erfolg 
auszuruhen. Dabei ist klar, dass die Welt 
nicht stillsteht. Im Gegenteil: Während 
Deutschland immer langsamer wurde 
und aufgehört hat, sich weiterzuentwi-
ckeln, hat sich der Wandel um Deutsch-
land herum extrem beschleunigt. Ge-
nau deshalb befindet sich das Land 
heute erneut in einer ähnlichen, viel-
leicht sogar dramatischeren Situation 

als damals. Und genau wie damals ist es 
jetzt wieder an der Zeit, in den Verän-
derungsmodus zu schalten. Nur so kann 
man wieder erfolgreich werden und ak-
tiv die Zukunft gestalten. 

Deutschland muss 
Veränderungsweltmeister werden

Nikola Steinbock

„Es ist wieder an der Zeit, in den  
Veränderungsmodus zu schalten.“ 

„Fast ein Drittel der Landwirte plant  
Veränderungen in ihren Betriebszweigen.“
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Wie so oft im Leben ist die Analyse ver-
hältnismäßig leicht, während die Um-
setzung harte Arbeit erfordert. Dies 
liegt daran, dass der Wille zur Verände-
rung nicht Teil der genetischen Grund-
ausstattung ist. Zwei wesentliche Fak-
toren stehen dem Weg in eine bessere 
Zukunft entgegen: Gewohnheiten und 
Angst. Ein Großteil der täglichen Hand-
lungen erfolgt automatisch, was Ener-
gie spart und Raum für wichtigere Din-
ge schafft. Bei Veränderungen von 
Gewohnheiten oder Verhaltensweisen 
empfindet man zunächst Unbehagen, 
da das Gehirn jede Abweichung vom 
gewohnten Weg als unangenehm 
wahrnimmt. 

Veränderung ist nicht  
Teil der DNA

Diese individuelle Herausforderung 
lässt sich ebenso auf die Gesellschaft 
übertragen. Entsprechend bleibt man 
gern auf den vertrauten Pfaden, die 
Deutschland früher erfolgreich ge-
macht haben. Hinzu kommt die läh-
mende Angst vor dem Scheitern, das in 
Deutschland häufig mit einem Stigma 
behaftet ist, sowie eine generelle Ab-
neigung gegenüber Risiken. 

Nicht zuletzt mangelt es in unserem Land 
häufig an Eigenverantwortung, da für 
notwendige Veränderungen oft schnell 
nach dem Staat gerufen wird, anstatt im 
Kleinen bei sich selbst zu beginnen.

Fest steht, dass Veränderungen not-
wendig sind, jedoch oft äußerst schwer-
fallen. Die gute Nachricht ist, dass man 
Veränderungsfähigkeit erlernen kann, 
indem man sie wie einen Muskel trai-
niert. Neues auszuprobieren stimuliert 
die neuronalen Netzwerke und akti-
viert Teile des Belohnungssystems, was 
zur Ausschüttung des Glückshormons 
Dopamin führt. Die Erfolge, die durch 
Veränderungen sowohl mittel- als auch 
langfristig erzielt werden, verstärken 
diesen positiven Effekt. 

Was für das Individuum gilt, hat auch für 
die Gesellschaft als Ganzes eine wichtige 
Bedeutung. Wenn Veränderungen initi-

iert werden, spürt man eine positive 
Aufbruchstimmung und erkennt die 
langfristig positiven Auswirkungen des 
Wandels. Diese kollektive Erfahrung 
kann helfen, den Wandel als Chance zu 
begreifen und ihn voranzutreiben.

Landwirtschaft als Vorbild

Eine Branche, die zeigt, wie das gelingen 
kann, ist die deutsche Landwirtschaft. 
Auch sie ist von den grundlegenden Ver-
änderungen durch die Globalisierung so-
wie die ökologische, digitale und soziale 
Transformation betroffen – und auch 
hier war zeitweise eine gewisse Verän-
derungsmüdigkeit zu spüren. Die Ergeb-
nisse des Rentenbank-Agrarbarome-
ters1), einer regelmäßigen Befragung der 
Branche, zeigen, dass die Stimmung in 
den vergangenen Jahren gedrückt war, 
was mit einer spürbaren Investitions- 
und damit auch Veränderungszurückhal-
tung einherging.

Inzwischen ist jedoch ein deutlicher 
Aufwärtstrend zu erkennen. Landwirte 
schöpfen neuen Mut und stellen sich 
den Herausforderungen. Dies zeigt sich 
auch in ihrer hohen Bereitschaft, ihre 
Betriebe zu diversifizieren und breit 
aufzustellen. Laut dem aktuellen Agrar-
barometer plant fast ein Drittel der be-
fragten Landwirte, in den nächsten 
zwei bis drei Jahren Veränderungen in 
ihren Betriebszweigen vorzunehmen. 
23 Prozent beabsichtigen, den Acker-
bau auszubauen oder neu aufzubauen, 
während 30 Prozent in Photovoltaik in-
vestieren wollen. Fast ein Fünftel der 
Tierhalter plant, in den nächsten zwei 
bis drei Jahren auf eine höhere Hal-
tungsform umzustellen.

Innovative Beispiele schaffen 
Zuversicht

Gleichzeitig ist klar, dass nicht jeder in 
der Landwirtschaft seinen Betrieb ver-
ändern und dort neue Wege gehen 
will. Manche steigen angesichts der 
großen Herausforderungen sogar aus, 
weil sie für sich und ihr Unternehmen 
keine Zukunft sehen. Das ist nicht nur 

schade, sondern auch ein wirtschaftli-
cher und sicherheitspolitischer Verlust 
für unser Land – Stichwort Ernährungs-
sicherheit. Umso wichtiger ist es, dass 
es gelingt, positive Veränderungen zu 
kommunizieren und praktische Beispie-
le transparent zu machen – um vonein-
ander zu lernen, Mut zu machen und 
zukunftsweisende Veränderungen an-
zustoßen. 

Nikola Steinbock

Sprecherin des Vorstands, 
Landwirtschaftliche Rentenbank,  
Frankfurt am Main

Ein Vierteljahrhundert nach Roman Herzogs 
Ruck-Rede greift DIW-Präsident Marcel 
Fratzscher deren Kernbotschaft erneut auf: 
Deutschland steckt in einer tiefgreifenden 
mentalen und wirtschaftlichen Krise – und 
steht zugleich vor historischen Umbrüchen. 
Globale Machtverschiebungen, digitale und 
ökologische Transformation sowie gesell-
schaftlicher Wandel erfordern ein neues 
Maß an Veränderungsbereitschaft. Die 
deutsche Landwirtschaft zeigt laut Nikola 
Steinbock, wie Wandel gelingen kann: Trotz 
anfänglicher Investitionszurückhaltung neh-
men Mut und Innovationskraft wieder zu. 
Beispiele wie die Diversifizierung von Betrie-
ben oder die Integration digitaler Techno-
logien zeigen Potenzial auf. Unterstützt 
wird dieser Weg von der Rentenbank, die 
über gezielte Förderprogramme, Start-up-
Finanzierung und praxisnahe Beratung Ver-
änderung aktiv ermöglichen will. Der Appell 
der Autorin: Transformation darf nicht auf-
geschoben werden – nur wer sich bewegt, 
bleibt zukunftsfähig. (Red.) 
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Diese Beispiele sieht man immer wieder, 
wenn man auf den Höfen unterwegs ist 
– und sie machen stolz, für diese Bran-
che zu arbeiten. Menschen wie Torsten 

Krawczyk2), landwirtschaftlicher Unter-
nehmer und Präsident des Sächsischen 
Bauernverbands, sind dafür exempla-
risch. Gemeinsam mit seinem Bruder be-
wirtschaftet er das 400 Hektar große 
Landgut Westewitz in Sachsen, auf dem 
er verschiedene Getreide- und Gemüse-
sorten anbaut. 

Ergänzend zum Ackerbau betreibt er 
eine Biogasanlage, eine Logistiksparte 
und die Haltung von Schweinen und 
Rindern. Krawczyk ist besonders erfolg-
reich, weil er Veränderungen als Chan-
cen begreift und sie aktiv vorantreibt. Er 
ruht sich nicht auf seinen Erfolgen aus, 
sondern analysiert kontinuierlich Trends 
und zukünftige Chancen, die sich bie-
ten. So sieht er beispielsweise großes 
Potenzial bei den Themen CO2-Bilanzie-
rung und Digitalisierung. Ein weiteres 
positives Beispiel ist Tobias Babel, Land-
wirt des Jahres 2024 (Ceres Award), der 
Anfang Juni 2025 auf einem Panel beim 
Parlamentarischen Abend der Renten-
bank diskutiert hat. Seine Verände-
rungsbereitschaft und Innovationsfreu-
de ziehen sich durch den gesamten 
Familienbetrieb und tragen entschei-
dend zu dessen Erfolg bei.

Unterstützung durch die 
Rentenbank

Diesen Menschen – Torsten Krawczyk, 
Tobias Babel und den vielen weiteren in-
novativen und veränderungsfreudigen 
Landwirten in Deutschland – steht die 
Rentenbank als Förderbank für die Ag-
rarwirtschaft und den ländlichen Raum 
als starker Partner zur Seite. Sie bietet 
Unterstützung und Beratung, um Her-
ausforderungen zu bewältigen und die 
Zukunft erfolgreich zu gestalten.

Förderung der Veränderungsfähigkeit: 
Durch ihr umfangreiches Förderportfo-
lio unterstützt die Rentenbank land-
wirtschaftliche Unternehmer bei Verän-

derungen, die sie und die Branche 
zukunftssicher machen. Dazu gehört 
zum Beispiel die Förderung von Investi-
tionen in die Steigerung der Energieef-
fizienz, die Minderung von Emissionen 
und die Verbesserung der Tierhaltung. 

Ebenso unterstützt die Förderbank 
wirtschaftlich sinnvolle Investitionen in 
Zukunftsthemen wie Agri-Photovoltaik-
Anlagen, den Umstieg auf ökologischen 
Landbau, effiziente Bewässerung und 
Speicherbecken sowie vieles mehr. 

Unterstützung für Start-ups: Die Ren-
tenbank fördert zudem junge und inno-
vative agrarnahe Start-ups, die neue 
Ideen zur Bewältigung aktueller und 
zukünftiger Herausforderungen entwi-
ckeln. Dies geschieht zum einen durch 
die Vergabe von Nachrangdarlehen in 
Zusammenarbeit mit dem Bundesland-
wirtschaftsministerium. Zum anderen 
unterstützt die Förderbank das Start-
up-Ökosystem durch ihr Engagement 
im Bereich Venture Capital.

Praktische Hilfestellung: Neben der 
klassischen Finanzierung fördert die 

Rentenbank die Veränderungsbereit-
schaft der grünen Branche auch durch 
praktische Hilfestellungen, beispiels-
weise bei der Verknüpfung von Nach-
haltigkeit und Wirtschaftlichkeit. Das 
Fachkonzept, das die Rentenbank im 
vergangenen Jahr veröffentlicht hat, 
hilft Bankberatern dabei, das Thema 
Nachhaltigkeit bei Agrarkunden einfach 

und sinnvoll zu bewerten, um die Finan-
zierbarkeit der Branche sicherzustellen. 
Die Sicherung der Finanzierung der 
Landwirtschaft ist auch der Fokus bei 
der Klimastrategie der Rentenbank, die 
Anfang des Jahres veröffentlicht wurde. 
Mit ihr zeigt die Förderbank Wege auf, 
wie landwirtschaftliche Betriebe ihren 
CO2-Fußabdruck durch wirtschaftlich 
sinnvolle Investitionen in Innovationen 
reduzieren können.

Klimabilanzförderung: Ein konkretes 
Beispiel für die Unterstützung der Ren-
tenbank ist auch der neu gestartete 
„Zuschuss Klimabilanz“. Mit diesem Zu-
schuss wird die Beratungsleistung zur 
Erstellung einer Klimabilanz inklusive 
eines Maßnahmenkatalogs für land-
wirtschaftliche Unternehmen durch 
kompetente Berater gefördert. Die Net-
to-Beratungskosten werden mit 90 Pro-
zent bezuschusst, maximal jedoch bis zu 
1 000 Euro. Im Laufe des Jahres wird die 
Rentenbank zudem einen „Zinsbonus 
Klimabilanz“ einführen, der gewährt 
wird, wenn bei der Beantragung eines 
Darlehens eine Klimabilanz vorliegt.

Kommunikationsplattform: Schließlich 
fördert die Rentenbank die Verände-
rungsbereitschaft und Wandlungsfähig-
keit der Branche auch durch ihre For-
schungsförderung, die Erarbeitung von 
Studien und indem sie als Kommunikati-
onsplattform für die Landwirtschaft und 
den ländlichen Raum agiert. Beim bereits 
erwähnten Parlamentarischen Abend, 
der gemeinsam mit dem Bayerischen Ag-
rarministerium veranstaltet wurde, disku-

tierten Politik, Wirtschaft, Wissenschaft 
und Verbände über mögliche Lösungsan-
sätze für Herausforderungen.

Fokus auf Stärken

Bei all den Aufgaben, die vor dem Land 
liegen, hilft es, die eigenen Stärken zu 

„Wir können unsere Veränderungsfähigkeit  
wie einen Muskel aktiv trainieren.“

„Die Rentenbank fördert die  
Wandlungsfähigkeit der Branche.“
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uns selber. Die besten Jahre liegen 
noch vor uns.“ 

Genau in diesem Sinne möchte ich zum 
Abschluss des Beitrags einen Appell an 
alle richten: Lassen Sie uns gemeinsam 
eine positive Zukunft gestalten – für die 
Landwirtschaft und für das Land. Wenn 
wir unsere Verantwortung wahrnehmen 
– jeder Einzelne von uns! – können wir 
gemeinsam viel bewegen. Dann können 
wir Veränderungsweltmeister werden.

kennen und sinnvoll für sich und den ei
genen Weg zu nutzen. Für die Land
wirtschaft ist eine dieser Stärken die 
Rentenbank als erfahrener, flexibler 
und leistungsstarker Finanzierungs
partner. 

Übrigens ist „flexibel“ in diesem Kontext 
keine leere Floskel, denn auch die För-
derbank stellt sich durch ihren eigenen 
Transformationsprozess veränderungsfä-
hig auf, sodass sie nicht nur heute, son-
dern auch morgen und übermorgen der 
starke Partner der grünen Branche sein 
kann. 

Was für die Landwirtschaft gilt, trifft 
auch auf die Wirtschaft und die Gesell-
schaft als Ganzes zu. Auch kann sie auf 
ihre Stärken zurückgreifen, darunter ein 
deutschlandweites Netz von Förderban-
ken, die die Wirtschaft vor Ort unter-
stützen, gut etablierte staatliche Struk-
turen, einen starken Rechtsstaat, eine 
resiliente und langfristig orientierte 

Wirtschaftsstruktur sowie eine ausge-
prägte Solidarität und Zivilgesellschaft.

Solidarität ist ein zentrales Schlagwort. 
Denn für die Herausforderungen in der 
Landwirtschaft sowie in allen anderen 
Bereichen der Wirtschaft und Gesell-
schaft ist es entscheidend, alle Akteure 
zusammenzubringen. Veränderung ist 
eine Aufgabe, bei der es auf jede Ein-
zelne und jeden Einzelnen ankommt, 
die aber nur gemeinsam bewältigt wer-
den kann.

Veränderung als gemeinsame 
Aufgabe

1997 im Adlon schloss Roman Herzog 
seine Ruck-Rede mit folgenden Wor-
ten: „Wir müssen jetzt an die Arbeit 
gehen. Ich rufe auf zu mehr Selbstver-
antwortung. Ich setze auf erneuerten 
Mut. Und ich vertraue auf unsere Ge-
staltungskraft. Glauben wir wieder an 

Fußnoten
1) Das Rentenbank-Agrarbarometer ist der einzige 
empirisch fundierte und über einen längeren Zeit-
raum verfügbare Index mit Aussagen zur aktuellen 
Situation und den Erwartungen in der deutschen 
Landwirtschaft. Es wird seit März 2024 vierteljährlich 
im Auftrag der Landwirtschaftlichen Rentenbank 
vom Marktforschungsunternehmen Kynetec erhoben 
und knüpft an das frühere „Konjunktur- und Investi-
tionsbarometer Agrar“ an. Das aktuelle Agrarbaro-
meter ist hier abrufbar:  https://www.rentenbank.de/
research/rentenbank-agrarbarometer/ 
2) Mehr über Torsten Krawczyk erfahren Sie im Pod-
cast auf unserem neuen Blog „steinbock spricht…“ 
unter: https://www.rentenbank.de/blog/Kompromis-
se-sind-das-Ziel-in-einer-Demokratie-und-nicht-das-
ueble-Ende./ 
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Deutschland steht vor einem tiefgreifen-
den Wandel. Die großen Trends dieser 
Zeit – Digitalisierung, Dekarbonisierung 
und der demografische Wandel – wirken 
parallel mit hoher Geschwindigkeit auf 
Wirtschaft und Gesellschaft ein. Diese 
gleichzeitige Transformation ist histo-
risch einzigartig. Sie erfordert enorme In-
vestitionen in Infrastruktur, Innovation, 
Qualifikation und soziale Sicherheit. In 
Niedersachsen zeigen sich diese Heraus-
forderungen besonders deutlich: Die 
Transformation der Automobilindustrie 
als tragende Wirtschaftsbranche, der 
notwendige Ausbau der digitalen und 
energetischen Infrastruktur sowie die Ge-
staltung des Fachkräftemangels sind nur 
einige der Themen, die für das Land von 
strategischer Bedeutung sind.

Hinzu kommen externe Unsicherheiten: 
Der Krieg in der Ukraine hat nicht nur si-
cherheitspolitische, sondern auch wirt-
schaftliche Auswirkungen. Energiepreise, 
Lieferketten, Inflation und neue politische 
Allianzen verändern die Rahmenbedingun-
gen des wirtschaftlichen Handelns grund-
legend. Auch globale Entwicklungen wie 
Handelskonflikte, Subventionswettbewer-
be und regulatorische Divergenzen, etwa 
zwischen der Europäischen Union, den USA 
und China, beeinflussen zunehmend Inves-
titionsentscheidungen in Niedersachsen.

Gemeinsames Handeln für 
nachhaltige Investitionen

Vor diesem Hintergrund stellt sich eine 
grundlegende Frage: Wie können diese 
notwendigen Investitionen finanziert wer-
den, wenn die öffentlichen Haushalte un-
ter erheblichem Druck stehen?

Die Antwort auf diese Frage kann nur ein 
gemeinschaftlicher Ansatz sein. Transfor-
mation ist keine rein staatliche Aufgabe. 
Sie erfordert das Zusammenwirken vieler 
Akteure: der öffentlichen Hand, privater 
Investoren, Unternehmen, Wissenschaft 
und nicht zuletzt der Bürger. Auch Ban-
ken und hier insbesondere die Förder-
banken spielen dabei eine zentrale Rolle.

Die Erfahrungen der vergangenen Jahre 
haben gezeigt, dass gezielte Förderpro-
gramme Investitionen mobilisieren, Risi-
ken abfedern und Innovationen beschleu-
nigen können. Aber sie haben auch 
gezeigt, dass eine zuschussfokussierte För-
derung an Grenzen stößt: Begrenzte Mit-
tel, aufwendige Verfahren und teilweise 
fehlende Anreize führen zu Ineffizienzen. 
Es wird daher notwendig, die Förderlogik 
neu zu denken. Ein wesentlicher Hebel ist 
die stärkere Integration von Darlehensins-
trumenten, um öffentliche Mittel effizien-
ter einzusetzen, zusätzliche private Mittel 
zu mobilisieren und nachhaltige Finanzie-
rungsmodelle zu etablieren.

Zuschüsse haben unbestritten ihren Platz 
in der Förderarchitektur. Sie sind beson-
ders dort sinnvoll, wo es um gesellschaft-
lich gewünschte, aber wirtschaftlich nicht 
tragfähige Maßnahmen geht. Beispiele 
sind die Förderung von sozialen Trägern, 
arbeitsmarktpolitische Maßnahmen oder 
Investitionen in strukturschwache Regio-
nen. Auch in Krisensituationen wie der 
Corona-Pandemie waren Zuschüsse das 
Mittel der Wahl, um kurzfristig Liquidität 
bereitzustellen und wirtschaftliche Exis-
tenzen zu sichern. Allerdings zeigen sich 
auch Schwächen: Zuschüsse sind teuer, 
können Fehlanreize setzen, unterliegen 
Mitnahmeeffekten und stehen oft nur 

für begrenzte Zeiträume zur Verfügung. 
Ihre Wirkung verpufft, wenn keine An-
schlussfinanzierung besteht. Zudem ge-
raten sie in Zeiten knapper Haushalte 
schnell unter politischen Druck. 

Niedersachsen: traditionelle 
Zuschussorientierung im Wandel

In Niedersachsen war die Förderpolitik 
lange geprägt von einer starken Zuschuss-
orientierung. Dies zeigte sich besonders 
im Bereich der Wirtschaftsförderung, wo 
vielfach kleine, zielgruppenspezifische 
Zuschussprogramme aufgelegt wurden. 
Diese haben zwar wichtige Impulse 
gesetzt, aber auch zu einer hohen und 
unübersichtlichen „Kleinteiligkeit“ und 
Komplexität geführt. Andere Bundeslän-
der sind hier bereits weiter. Die NRW-
Bank in Nordrhein-Westfalen oder die L-
Bank in Baden-Württemberg setzen seit 
Jahren stärker auf Darlehensprogramme, 
die mit öffentlichen Haftungsfreistellun-
gen oder Zinsverbilligungen kombiniert 
werden. Der Vorteil: größere Skalierbar-
keit, höhere Hebelwirkung und eine en-
gere Einbindung der Hausbanken.

Der Koalitionsvertrag der aktuellen nie-
dersächsischen Landesregierung markiert 
nun einen Kurswechsel: Die N-Bank soll 
zur echten Investitionsbank weiterentwi-
ckelt werden. Das bedeutet: mehr Fokus 
auf marktnähere Produkte, stärkere Ko-
operation mit Banken und den gezielten 
Ausbau bedarfsgerechter Förderdarlehen. 

Die N-Bank hat diesen Auftrag angenom-
men. Derzeit wird ein umfassendes Trans-
formationsproramm durchgeführt mit 
dem Ziel, die Bank strategisch und opera-

Transformation als 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe

Michael Kiesewetter
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tiv neu auszurichten. Im Zentrum steht 
die Entwicklung eines zukunftsfähigen 
Förderportfolios, das sich konsequent an 
den Bedarfen von Wirtschaft, Kommunen 
und Gesellschaft orientiert. Die Bank in-
vestiert in den Aufbau eines skalierbaren 
Förderfinanzierungsangebots, optimiert 
ihre Prozesse und stärkt ihre interne 
Kompetenz im Bereich Förderfinanzie-
rung. Das Programm ist darauf ausgerich-
tet, die Leistungsfähigkeit und Wirksam-
keit der N-Bank nachhaltig zu erhöhen – als 
aktiver Partner des Landes in der wirt-
schaftlichen, ökologischen und sozialen 
Transformation.

N-Bank auf dem Weg zur 
Investitionsbank

Ein erster Blick in die Werkstatt zeigt: 
Der neue Prozess der marktbedarfsge-
rechten Produktentwicklung unter Ein-
bindung diverser Stakeholder hat bereits 
erste Ideen für Darlehensprodukte zur 
Unterstützung der Transformation Nie-
dersachsens identifiziert. Diese Ideen 
werden zurzeit konkretisiert und sukzes-
sive zur Marktreife entwickelt – mit dem 
Fokus auf Qualität vor Schnelligkeit. Die 
N-Bank setzt auch dabei auch auf enge 
Abstimmung mit der Politik, den Wirt-
schaftsverbänden, Kammern und Haus-
banken. Ziel ist ein gemeinsamer Lern-
prozess, der zu passgenauen, einfach 
zugänglichen Produkten mit hoher För-
derwirkung führt.

Parallel zur Produktentwicklung steht die 
Vereinfachung im Fokus. Gerade in Zei-
ten enormer gesellschaftlicher Herausfor-
derungen sind reibungslos funktionie-
rende Abläufe von enormer Bedeutung 
und Grundlage einer leistungsfähigen 
Förderpraxis. Diese erfordert ein gemein-
sames Umdenken von N-Bank und Land. 
Die Landesregierung hat dazu eine Re-
gierungskommission und einen intermi-
nisteriellen Arbeitskreis eingesetzt, die 
Vorschläge zur Vereinfachung, Digitali-
sierung und zur Beschleunigung der För-
derverfahren erarbeitet haben. Erste Er-
gebnisse liegen vor. Dazu gehören:

– �die Einführung pauschaler Kostenan-
sätze bei bestimmten Programmen,

– �der Verzicht auf Schriftform zugunsten 
digitaler Antragsstrecken,

– �die Harmonisierung von Prüfstandards 
und Belegpflichten,

– �die Nutzung von Schnittstellen zu kom-
munalen Systemen.

Diese Vorschläge werden nun Schritt für 
Schritt in konkrete Programme übertra-
gen. In der Kommunalförderung werden 
bereits erste Pilotprojekte gestartet. Die 
N-Bank begleitet diesen Prozess aktiv mit 
ihrem Know-how in Digitalisierung und 
Prozessoptimierung. Die Umstellung auf 
eine neue Förderlogik ist komplex. Sie er-
fordert neue Denkweisen, neue Kompe-
tenzen und teils auch neue Strukturen. 
Die N-Bank baut derzeit interne Fähigkei-
ten im Bereich Risikoanalyse, Produktde-
sign und Wirkungsmonitoring aus. Gleich-
zeitig gilt es, die Mitarbeiter für die neuen 
Anforderungen zu qualifizieren und eine 
offene Lernkultur zu etablieren.

Chancen liegen vor allem in der möglichen 
Hebelwirkung: Mit revolvierenden Darle-
hensfonds lassen sich öffentliche Mittel 
mehrfach nutzen. Durch Kombination mit 
EU-Mitteln (zum Beispiel EIF) oder Bundes-
instrumenten (zum Beispiel KfW) können 
zusätzliche Ressourcen mobilisiert werden. 
Zudem bietet die Digitalisierung neue 
Möglichkeiten der Prozessautomatisie-
rung, Zielgruppenansprache und Wir-
kungsanalyse. Basis hierfür ist eine leis-
tungs- und zukunftsfähige IT-Architektur, 
in die die N-Bank gezielt investiert. 

N-Bank als Motor der 
Transformation

Die N-Bank stellt sich aktiv den Heraus-
forderungen der Zeit. Mit dem klaren 
Auftrag, sich zur Investitionsbank weiter-
zuentwickeln, geht sie mutige Schritte in 
Richtung einer neuen Förderlogik. Dabei 
wird sie nicht nur zum Finanzierer, son-
dern auch zum Impulsgeber, Moderator 
und Partner für die Transformation in 
Niedersachsen.

Der Weg ist ambitioniert und wird nicht 
ohne Rückschläge verlaufen. Aber die 

Richtung stimmt. Die N-Bank setzt auf 
strategische Partnerschaften, auf Inno-
vation im Produktdesign und auf Ver-
einfachung in der Umsetzung. Damit 
leistet sie einen zentralen Beitrag zur 
Zukunftsfähigkeit des Landes – als Mo-
tor für nachhaltige Investitionen und 
als Brücke zwischen öffentlicher Hand, 
Wirtschaft und Gesellschaft.

Michael Kiesewetter

Vorsitzender des Vorstands, Investitions- 
und Förderbank Niedersachsen – N-Bank, 
Hannover

Der Aufsatz beleuchtet die Transformation 
Deutschlands als komplexe gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe, getrieben durch Digi-
talisierung, Dekarbonisierung und Demo-
grafie. Am Beispiel Niedersachsens wird 
deutlich, wie stark bestehende Wirt-
schaftsstrukturen unter Druck geraten und 
neue Finanzierungsmodelle erforderlich 
werden. Die N-Bank positioniert sich dabei 
als zentraler Akteur: Weg von kleinteiliger 
Zuschussförderung hin zu marktnäheren, 
skalierbaren Darlehensinstrumenten. Da-
mit orientiert sie sich an erfolgreichen An-
sätzen anderer Landesförderbanken und 
fördert gezielt private Investitionen. Paral-
lel treibt sie die Digitalisierung, Prozessop-
timierung und strategische Kooperationen 
mit Hausbanken und Stakeholdern voran. 
Die Umstellung verlangt organisatorischen 
Wandel, eröffnet jedoch große Hebelwir-
kungen für zukunftsfähige Finanzierun-
gen. Die N-Bank will sich so zur Investiti-
onsbank und zum strategischen Partner im 
Transformationsprozess entwickeln – auch 
für die Finanzwirtschaft. (Red.)
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https://www.linkedin.com/company/investitions-und-f%C3%B6rderbank-niedersachsen%E2%80%93nbank/
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INTERVIEWI 

Unternehmen und Banken ste-
hen vor der Aufgabe, sich zu 
transformieren. Welches Ziel 

verfolgen sie damit?

Ziel der Transformation ist, dass sich Un-
ternehmen, Banken und ganze Regio-
nen für die Zukunft wettbewerbsfähig 
aufstellen. Oder etwas drastischer for-
muliert, wenn wir uns nicht transfor-
mieren, sind wir in wenigen Jahren 
nicht mehr wettbewerbsfähig.

Die Notwendigkeit zur Verände-
rung in Wirtschaft und Gesell-
schaft gab es doch aber schon im-

mer – wo liegt der Unterschied zwischen 
Veränderung und Transformation? 

In der Vergangenheit haben wir auf ver-
änderte Rahmenbedingungen häufig re-
agiert, wir haben uns an neue Marktbe-
dingungen, geänderte Kundenwünsche 
und regulatorische Rahmendbedingun-

gen angepasst. Transformation ist mehr 
als eine Reaktion auf Marktmechanis-
men, sie bedeutet ein aktives Handeln 
und Gestalten, bei dem wir uns Ziele 
vorgeben, uns daran messen und auch 
messen lassen – auf gesellschaftlicher 
und unternehmerischer Ebene.

In der aktuellen Diskussion 
klingt häufig ein gestiegener 
Handlungsbedarf an. Welche 

Gründe gibt es dafür? 

Wir erleben eine Kombination und 
Gleichzeitigkeit mehrerer tiefgreifender 
Entwicklungen, die es so bisher nicht ge-
geben hat. Mit der ökologischen und di-
gitalen Transformation setzen wir uns 
seit Jahren auseinander und auch der de-
mografische Wandel verlangt schon seit 
Längerem von uns Anpassungen. 

In jüngerer Vergangenheit haben sich zu-
sätzlich die geopolitischen Rahmenbe-
dingungen grundlegend geändert. Der 
höhere Handlungsbedarf entsteht da-
durch, dass sich diese Entwicklungen ge-
genseitig verstärken und beschleunigen. 
Sie greifen tief in gewachsene Strukturen 
ein und verlangen erhebliche Investitio-
nen, vorausschauende Strategien und ko-
ordiniertes Handeln über viele Bereiche 
hinweg.

Dabei sind wir aufgefordert, einer neuen 
Erwartungshaltung der Gesellschaft ge-
recht zu werden. Neben Aspekten wie 

Wirtschaftlichkeit und Effizienz sind in 
den vergangenen Jahren ökologische 
und soziale Komponenten getreten und 
haben maßgeblich an Bedeutung ge-
wonnen. 

Das klingt nach einer großen Auf-
gabe. Wie lassen sich Wirtschaft-
lichkeit und Innovationskraft för-

dern, ohne dass soziale Gerechtigkeit 
oder ökologische Verantwortung auf der 
Strecke bleiben?

Erfolgreiche Transformationsprozesse bil-
den die Grundlage für Wirtschaftlichkeit 
und Innovationskraft. Die Kernherausfor-
derung besteht darin, langfristig profita-
bel zu wirtschaften und dabei Ressourcen 
zu schonen. Neue Technologien und digi-
tale Lösungen ermöglichen es, Prozesse 
effizienter, nachhaltiger und dauerhaft 
erfolgreich zu gestalten. 

Gleichzeitig ist klar: Ohne soziale Gerech-
tigkeit und ökologische Verantwortung 
verliert die Transformation an Akzeptanz 
und Wirkung. Deshalb braucht es gezielte 
Maßnahmen, um Menschen in strukturell 
besonders betroffenen Regionen oder 
Branchen zu unterstützen – etwa durch 
Weiterbildung, soziale Absicherung oder 
Integrationskonzepte.

Es gilt, zu vermitteln, dass der wirtschaft-
liche Erfolg der Transformation kein rei-
ner Selbstzweck ist, sondern ein unver-
zichtbares Mittel für zukunftsfähige und 
gerechte Strukturen.

Gibt es für die erfolgreiche Trans-
formation schon Beispiele in 
Schleswig-Holstein?

Die erfolgreiche Umsetzung zeigt sich 
schon. Ein Beispiel sind Investitionen in 
den Ausbau erneuerbarer Energien oder 
die digitale Infrastruktur. Da sind wir ge-
rade in Schleswig-Holstein in den vergan-
genen Jahren vorangegangen. Im echten 
Norden sind die erneuerbaren Energien 
inzwischen gut ausgebaut. Auch beim 
Breitbandausbau haben wir deutschland-
weit eine Spitzenposition. Damit ist eine 
grundlegende Voraussetzung für eine 
weitergehende Digitalisierung geschaf-
fen. Durch unsere Marktnähe und Markt-

Redaktionsgespräch mit Erk Westermann-Lammers

„�Der wirtschaftliche Erfolg der 
Transformation ist unverzichtbar  
für zukunftsfähige Strukturen“

„Erfolgreiche Transformationsprozesse bilden die Grundlage  
für Wirtschaftlichkeit und Innovationskraft.“



643 · Kreditwesen  13 / 2025 � 41

kenntnisse können wir passgenau in Re-
gionen fördern, die besonders von 
strukturellen Umbrüchen betroffen sind. 
Hier haben sich Instrumente wie der Ge-
werbeflächenentwicklungs- und auch der 
Baulandfonds bewährt.

Solche Instrumente fördern Investitio-
nen in Infrastruktur, schaffen Arbeits-
plätze und sichern soziale Teilhabe. Sie 
steigern die Attraktivität des Standortes 
und legen die Basis für eine langfristige 
Wettbewerbsfähigkeit der Region und 
damit für Wachstum und Wohlstand in 
unserem Bundesland.

Das sind ganz konkrete Beispiele, bei de-
nen wir alle unmittelbar den Nutzen der 
Transformation spüren.

Wenn Transformation entschei-
dende und langfristige Vorteile 
mit sich bringt, welche Gründe 

gibt es dann, dass die Transformations-
bereitschaft in Wirtschaft und Gesell-
schaft nicht viel ausgeprägter ist?

Transformation verlangt mehr als klei-
ne, situative Anpassungen. Sie verlangt 
von uns, vertraute und bislang bewähr-
te Strukturen aufzugeben. Transforma-
tion ist durchaus disruptiv, ein tiefgrei-
fender Umbau von Geschäftsmodellen, 
Arbeitsprozessen, Infrastrukturen und 
gesellschaftlichen Leitbildern. Hinzu 
kommt, dass der Nutzen von Transfor-
mation oft erst mittel bis langfristig 
sichtbar wird, während die Kosten so-
fort spürbar sind. Dabei sind Nutzen 
und Kosten auch nicht unmittelbar auf 
gleicher Ebene angesiedelt. Oft ist mit 
Transformation vorrangig ein gesell-

schaftlicher und erst nachgelagert ein 
unternehmerischer Nutzen verbunden. 
Die Kosten allerdings liegen direkt auf 
unternehmerischer Ebene.

Zusammen betrachtet führen diese Fak-
toren bei Unternehmen zu einem hohen 

Maß an Unsicherheit, das Investitionen 
be- oder gar verhindert. Für Menschen 
bedeutet Transformation oft, dass sie 
kurzfristig gewohnte Strukturen oder 
Routinen und die damit verbundene Si-
cherheit verlieren. Ein Beispiel ist ganz 
aktuell die künstliche Intelligenz: Wenn 
ich fürchte, dass eine KI meinen Arbeits-
platz übernimmt, fühle ich mich dadurch 
in meiner Existenz bedroht. Einen Nutzen 
kann ich nur erkennen, wenn Risiken ab-
gefedert und mir Alternativen geboten 
werden.

Dann braucht es also eine Art 
Katalysator, der die Reaktionsge-
schwindigkeit von Wirtschaft 

und Gesellschaft im Transformationspro-
zess erhöht. Kommt diese Rolle den För-
derbanken zu?

Förderbanken sind Unterstützer, Mitge-
stalter und gleichzeitig selbst Teil des 
Transformationsprozesses. Ganz grund-
sätzlich übernimmt der Finanzsektor all-
gemein die Aufgabe, Anreize für Trans-
formationsvorhaben zu setzen und 
Kapital in diese Richtung zu lenken. 

Am Markt sind schon eine Reihe ent-
sprechender Finanzierungsinstrumente 
etabliert: Unter anderem können Sus-
tainability-Linked Loans, Zinsnachlässe, 
Tilgungszuschüsse und Sondertilgungs-
möglichkeiten genutzt werden, um In-
vestitionen in den Transformationspro-
zess zu lenken.

Förderbanken übernehmen dann die 
Rolle, gemeinsam mit den Hausbanken 
dort zu unterstützen, wo der Markt 
noch keine Lösung hervorgebracht hat. 

Dies kann beispielsweise durch gezielte 
zusätzliche Förderung neuer Technolo-
gien, Beratung von Kunden (Privatkun-
den, Unternehmen, Kommunen) zu 
Energie- und Klimaschutzthemen oder 
der Weitergabe von Zuschüssen aus den 
EU- und Landesprogrammen für Bil-

dungs- und Weiterbildungsmaßnahmen 
geschehen. Auch die Aktivierung von 
privatem Kapital für den Transformati-
onsprozess ist eine bedeutende Aufgabe 
der Förderbanken.

Die Förderinstrumente können dazu 
dienen, Übergangsphasen zu überwin-
den oder innovative Pilotprojekte anzu
schieben. Mit langfristig wirkenden Pro-
grammen lässt sich der Wandel in struk-
turschwachen Regionen begleiten. 
Bedeutend für die Akzeptanz der Trans-
formation ist dabei, dass Förderbanken 
als Wegbereiter und Begleiter agieren. 
Wir wollen gemeinsam mit allen Akteu-
rinnen und Akteuren den Weg in eine 
nachhaltige und stabile Zukunft ebnen.

Erk Westermann-Lammers

Vorsitzender des Vorstands, Investitions-
bank Schleswig-Holstein (IB.SH), Kiel

Transformation ist aktuell ein viel strapa-
ziertes Schlagwort – doch was bedeutet es 
wirklich? Mit Erk Westermann-Lammers, 
dem Vorstandsvorsitzenden der Investiti-
onsbank Schleswig-Holstein, hat die Zeit-
schrift für das gesamte Kreditwesen in die-
sem Redaktionsgespräch über die Beson-
derheiten von Transformation gesprochen: 
Was sie ausmacht, warum sie so heraus-
fordernd ist und wie sie gelingen kann. 
Förderbanken finanzieren und gestalten 
die Transformation mit. Als Partner von 
Wirtschaft, Gesellschaft und Politik tragen 
sie nach eigener Einschätzung dazu bei, 
aus Veränderung eine zukunftsfähige und 
nachhaltige Entwicklung zu machen. (Red.)
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„Messbarkeit ist ein wichtiges Element,  
um Transparenz zu schaffen.“

https://www.xing.com/pages/investitionsbankschleswig-holstein
https://twitter.com/ib_sh
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Transformation verlangt ein ho-
hes Maß an Veränderungsbereit-
schaft und schon kleine Verände-

rungen sind meist nicht sehr beliebt. 
Welche Wege wählen Förderbanken, um 
die Akzeptanz von Transformation zu er-
höhen?

Für uns ist es wesentlich, zu Transforma-
tionsthemen in den Austausch mit allen 

Stakeholdergruppen zu gehen. Das 
schließt Kundinnen und Kunden, Verbän-
de, das Land Schleswig-Holstein wie auch 
unsere Mitarbeitenden mit ein. Über die-
sen Weg wollen wir Zielkonflikte vermei-
den und die Akzeptanz von Transforma-
tion erhöhen. Da wir unsere Produkte 
und Dienstleistungen immer in Koopera-
tion mit den Hausbanken anbieten, hat 
auch der Austausch mit ihnen für uns 
eine besondere Relevanz. 

Wenn wir beispielsweise Nachhaltigkeits-
kriterien in unsere Förderentscheidungen 
integrieren, gehen wir dazu in den Dia-
log mit den Beteiligten. Für diesen Aus-
tausch haben wir Formate wie unser Sus-
tainable Finance Forum geschaffen. In 
dessen Rahmen haben wir zuletzt ge-
meinsam mit Vertreterinnen und Vertre-
tern aus Politik, Landwirtschaft und der 
Finanzbranche die Auswirkungen der 
Nachhaltigkeitsbewertungen auf die Kre-
ditvergabe an landwirtschaftliche Unter-
nehmen diskutiert.

Grundlegend ist auch die Beratung zu 
Transformationsprozessen. Dafür haben 
wir in der Vergangenheit gezielt Kompe-
tenzzentren in unserer Bank auf- und 
ausgebaut. Über diese Kompetenzzent-
ren bieten wir Beratung zu Themen wie 
Infrastrukturausbau oder zu erneuerba-
ren Energien und haben damit sehr gute 
Erfahrungen gemacht.

Die Förderung von Transformati-
onsprozessen ist oft langfristig 
angelegt – wie lässt sich der 

Erfolg solcher Maßnahmen messbar ma-
chen, insbesondere in Übergangsphasen?

Die Messbarkeit ist ein wichtiges Ele-
ment, um Transparenz zu schaffen und 
darüber die gesellschaftliche Legitimität 
der Transformation zu erhöhen. Das gilt 
umso mehr, weil Transformation kein ein-
zelner Schritt, sondern ein vielschichtiger 
Prozess ist. Es ist sinnvoll, Fördermaßnah-

men mit Blick darauf zu evaluieren, wel-
chen Beitrag sie auf dem Weg leisten, um 
ein Transformationsziel zu erfüllen.

Ein Ansatz, den auch wir in der IB.SH ge-
wählt haben, ist die Wirkungsmessung 
der Förderung. Dabei geht es darum, 
eine Wirkungskette abzubilden, vom In-
put (Kredit, Beratung, Zuschuss) über die 
erbrachten Leistungen bis hin zu Verän-
derungen bei den Zielgruppen. Um die 
Wirkung zu messen, dienen Wirkungsin-
dikatoren, die zur jeweiligen Förderung 
passen, beispielsweise geförderter, be-
zahlbarer Wohnraum oder die Zahl der 
Menschen, die wir mit Aufstiegs-BAföG 
unterstützt haben.

Niederschlag findet dieser Ansatz in unse-
rem Mapping der Sustainable Delevop-
ment Goals, der SDGs, und unseren Erfolgs-
kennzahlen. Das SDG-Mapping zeigt, dass 
unsere Kredite, Zuschüsse und Beratungen 
zu den SDGs beitragen. Die Erfolgskenn-
zahlen zeigen die konkrete Wirkung, wie 
die installierte Leistung erneuerbarer Ener-
gieanlagen, die wir in den vergangenen 
Jahren mitfinanziert haben.

Die Wirkungsmessung liefert Informatio-
nen für die Steuerung unserer Förderung 
und trägt zur internen und externen 
Kommunikation bei. Sie bildet ein wert-

volles Instrument, um Transparenz über 
die Verwendung und Wirkung von För-
dergeldern zu schaffen.

Lassen Sie uns an Ihrem per
sönlichen Blick in die Zukunft teil-
haben? Wo sehen Sie die Förder-

banken in diesem Transformationsprozess 
in zehn Jahren? Spielen sie dann in der 
gesamtgesellschaftlichen und ökonomi-
schen Transformation immer noch eine 
entscheidende Rolle?

In zehn Jahren werden wir in der ent-
scheidenden Phase der Transformation 
stehen: Die Weichenstellungen von heu-
te – sei es bei der Klimaneutralität, der 
Digitalisierung, der Fachkräftesicherung 
oder der globalen Wettbewerbsfähigkeit 
– haben dann konkrete Wirkungen ent-
faltet, einige vermutlich schon deutlich 
früher.

Förderbanken haben sich intern trans-
formiert: Digitalisierung ihrer Prozesse, 
Nachhaltigkeitskriterien als Standard in 
der Förderlogik, Diversität in den 
Teams, Datenkompetenz als Grundvor-
aussetzung für Programmdesign und 
Wirkungsmessung sind umgesetzt. Sie 
werden vernetzter arbeiten – national 
wie international – und KI-basiert indi-
viduellere, effizientere Förderung er-
möglichen.

Förderbanken haben sich dann struktu-
rell, fachlich und strategisch so aufge-
stellt, dass sie über die Aufgabe der För-
dermittelbereitstellung noch stärker als 
Innovationstreiber und Kompetenzzen
tren agieren. Ihre Förderstrategien be-
trachten die verschiedenen Transforma
tionsdimensionen – ökologisch, sozial, 
digital, demografisch – integriert und 
tragen dazu bei, Zielkonflikte zu vermei-
den oder aufzulösen. Sie übernehmen 
noch stärker eine Rolle als strategische 
Transformationspartner für Wandel, ge-
sellschaftliche Verantwortung und Inno-
vationsfähigkeit.

„Ohne soziale Gerechtigkeit und ökologische Verantwortung  
verliert die Transformation an Akzeptanz und Wirkung.“

„Transformation verlangt mehr  
als kleine, situative Anpassungen.“ 
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Berlin ist eine Stadt, die Wandel nicht 
nur kennt, sondern lebt. Vom geteilten 
Nachkriegsberlin zur kreativen Start-up-
Metropole – jede Epoche brachte neue 
Herausforderungen und Chancen. Auch 
heute steht die Hauptstadt wieder an ei-

nem Wendepunkt und mitten in einem 
umfassenden Transformationsprozess. 
Doch es geht längst nicht mehr nur um 
politische Kurskorrekturen oder wirt-
schaftliche Anpassungen, sondern um 
eine grundlegende, zeitgemäße Neuaus-
richtung des urbanen Lebens. Ob Ener-
gie, Mobilität, Verwaltung oder Stadt-
entwicklung – alle Bereiche sind 
betroffen. Und der Wandel vollzieht sich 
schneller, technologiegetriebener und 
komplexer als je zuvor.

Zwei Aufgaben sind dabei maßgeblich 
für die Zukunft Berlins entscheidend: die 
Erreichung der Klimaneutralität und die 
Schaffung von bezahlbarem Wohnraum. 
Beide Themen sind eng miteinander ver-
knüpft und sie zeigen, dass Transforma
tion nur gelingen kann, wenn sie strate-
gisch gedacht, sozial ausgewogen und 
finanziell tragfähig gestaltet wird. Ge-
nau hier kommen auch wir als Förder-
bank ins Spiel.

Transformation finanzieren – aber wie?

Berlin steht vor einer gewaltigen Investi-
tionsaufgabe. Um das im nationalen Kli-

maschutzplan 2050 formulierte Ziel eine 
Treibhausgasminderung von bis zu 90 
Prozent gegenüber 1990 zu erreichen, 
braucht es erhebliche finanzielle Mittel. 
Dabei belaufen sich die Kosten der Kli-
mawende insgesamt auf rund 190 Milli-

arden Euro – für Maßnahmen in den 
Bereichen Energie, Mobilität und Ge-
bäudehülle. Diese Summen kann die öf-
fentliche Hand nicht allein stemmen. 
Über 80  Prozent der Mittel müssen aus 
der Privatwirtschaft kommen. Dabei 
werden die öffentlichen Mittel des Lan-
des gezielt als Hebel eingesetzt, um pri-
vate Investitionen zu mobilisieren. Umso 
wichtiger ist es, die richtigen Rahmen-
bedingungen zu setzen. Es braucht ein 
stabiles Fundament aus Investitionssi-
cherheit, Planungssicherheit und finan-
ziellem Spielraum. Die IBB Gruppe steht 
bereit, diesen Wandel mit ihrer Experti-
se, unserer Strukturierungskompetenz 
und passgenauer Förderung aktiv zu be-
gleiten. 

Über 100 Milliarden Euro 
Investitionsbedarf bis 2035 

Bereits 2023 haben IBB-Volkswirte den 
Investitionsbedarf für eine klimaneutrale 
Zukunft auf 45 Milliarden Euro bis 2045 
beziffert. Eine neue Analyse, die die IBB 
im April 2025 gemeinsam mit dem Ost-
deutschen Bankenverband (OstBV) und 
den Unternehmensverbänden Berlin-

Brandenburg (UVB) durchgeführt hat, 
zeigt nun: Mindestens 108 Milliarden 
Euro müssen in den kommenden zehn 
Jahren allein in die Sanierung und Mo-
dernisierung der öffentlichen Infrastruk-
tur in Berlin fließen, heißt bis 2035 rund 
10 Milliarden Euro jährlich. Damit sollen 
Straßen, Brücken, Schulen, Universitäten, 
Wasser- und Wärmenetze umfassend mo-
dernisiert und klimafit gemacht werden. 
Mit 48 Milliarden Euro entfällt nahezu 
die Hälfte der Summe auf den Gebäude-
sektor, also auf Wohngebäude, Turnhal-
len, Rathäuser oder Polizeiwachen. Es 
folgen der öffentliche Nahverkehr mit 
17  Milliarden Euro, der Bildungssektor 
aus Hochschulen, Schulen und Kitas mit 
13 Milliarden und die landeseigenen Be-
triebe wie BVG, Berliner Wasserbetriebe 
oder Berliner Energie und Wärme mit 
11 Milliarden Euro. 

Im Schnitt hat Berlin in den vergangenen 
Jahren rund drei 3 Milliarden Euro jähr-
lich aus dem Haushalt investiert, zuletzt 
etwa 4,5 Milliarden Euro. Zwar kann das 
Land mit rund 350 Millionen Euro jähr-
lich aus dem neuen Sondervermögen 
rechnen, ergänzt durch einen möglichen 
jährlichen Kreditspielraum von etwa 700 
Millionen Euro. Doch selbst mit diesen 
Mitteln bleibt eine erhebliche Finanzie-
rungslücke. Ohne zusätzliches privates 
Kapital und neue Finanzierungsmodelle 
wird der notwendige Wandel nicht zu 
stemmen sein. 

IBB mit neuem Bereich 
„Transition Finance“ 

Um diese Lücke gezielt zu adressieren, 
startet die IBB im Juli 2025 mit ihrem neu-

Transformation ermöglichen – 
gemeinsam, gezielt, wirksam

Hinrich Holm

„Berlin steht vor einer  
gewaltigen Investitionsaufgabe.“

AUFSÄTZEA 



en Bereich „Transition Finance“. Hier bün-
deln wir unsere Kompetenzen, um Trans-
formationsprojekte von Unternehmen, 
öffentlichen Einrichtungen und Infra-
strukturträgern passgenau zu begleiten. 

Der Fokus liegt auf ambitionierten Vor-
haben in den Bereichen Klimaschutz, 
Energieeffizienz und nachhaltige Wirt-
schaftsentwicklung – gerade dort, wo 
klassische Förderansätze nicht ausreichen 
oder neue Impulse erforderlich sind.

ÖÖP als Zukunftsmodell

Neben Public-Private Partnerships (PPP) 
werden insbesondere Öffentlich-Öffentli-
che-Partnerschaften (ÖÖP) als erfolgver-
sprechende Modelle betrachtet. Sie set-
zen auf Kooperationen innerhalb des 
öffentlichen Sektors – etwa zwischen 
dem Land Berlin und landeseigenen Un-
ternehmen – und eröffnen neue Spiel-
räume für die Finanzierung zentraler In
frastrukturprojekte.

Auch die IBB hat in den vergangenen 
Jahren gute Erfahrungen bei der Finan-
zierung solcher ÖÖP gesammelt. Beispie-
le sind die Berliner Schulbauoffensive 
oder auch die Rekommunalisierung des 
Fernwärmenetzes. Bei diesem Modell 
setzt die öffentliche Hand auf die Zu-
sammenarbeit zwischen staatlichen Ein-
richtungen – ohne Einbindung privater 
Unternehmen. Durch Eigenkapitalzufüh-

rungen an öffentliche Unternehmen 
können die Finanzierungsbedingungen 
verbessert und größere Investitionsspiel-
räume ermöglicht werden. Eine eigen-
ständige, kreditfähige öffentliche Ein-
richtung übernimmt die Finanzierung, 
während das Land Berlin als Auftragge-
ber und Nutzer auftritt.

Im Fall der Schulbauoffensive beispiels-
weise errichtet ein landeseigenes Woh-
nungsbauunternehmen neue Schulen 

und vermietet sie langfristig an die Bezir-
ke – die Mietzahlungen dienen der Kre-
dittilgung. Diese interessenwahrende Ko-
operation stellt sicher, dass die Kontrolle 
über die Projekte vollständig beim Land 
Berlin verbleibt.

Angesichts begrenzter Haushaltsmittel 
wird der Berliner Senat künftig verstärkt 
auf das ÖÖP-Modell setzen, etwa im 
Wohnungsbau, im Hochschulbereich 
oder bei der Entwicklung des ehemaligen 
Flughafens Tegel. Die IBB wird diesen 
Weg – besonders mit ihrem bereits er-
wähnten neuen Bereich „Transition Fi-
nance“ – gezielt unterstützen und eine 
Schlüsselrolle bei der Strukturierung und 
Umsetzung übernehmen.

Rekommunalisierung als 
Wegbereiter der Wärmewende 

Im April 2024 hat die IBB das Land Berlin 
bei der Übernahme der Vattenfall Wärme 
Berlin AG – heute BEW Berlin Energie 
und Wärme GmbH – mit einem Krediten-
gagement von 1,5 Milliarden Euro beglei-
tet. Damit ist die Fernwärmeversorgung 
des Landes wieder in öffentlicher Hand. 

Mit der Rückführung dieses zentralen 
Versorgungsnetzes wurde zugleich die 
Grundlage geschaffen, um die nächste 
Phase der Wärmewende einzuleiten: die 
Dekarbonisierung. Dafür braucht es unter 
anderem eine verlässliche kommunale 

Wärmeplanung, damit Fördermittel ge-
zielt und wirksam eingesetzt werden 
können. Und eine Verwaltung, die schnel-
ler entscheidet. Denn zu oft werden 
Transformationsprojekte durch lang
wierige Verfahren, überlastete Struktu
ren  oder fehlende Koordination ausge-
bremst. Gerade bei Bauvorhaben, Anträ-
gen und Genehmigungen ist Geschwin-
digkeit ein entscheidender Hebel. Wenn 
Berlin bei der Transformation erfolgreich 
sein will, muss es gelingen, Verfahren zu 

beschleunigen und flexibler zu gestalten. 
Da Setzt die IBB große Hoffnung in das 
angekündigte Landesorganisationgesetz 
des Berliner Senats. Dieses soll einen gro-
ßen Wurf mit Unterstützung der Opposi-
tionsparteien im Abgeordnetenhaus von 
Berlin ermöglichen.

Infrastrukturkonferenz bringt 
Akteure an einen Tisch

Um den Wandel noch konkreter voranzu-
bringen, hat die IBB bereits Anfang des 
Jahres zentrale Akteure aus Politik, Fi-
nanzsektor und Infrastrukturunterneh-
men zur „Infrastrukturkonferenz“ in die 
IBB eingeladen. Ziel war es, gemeinsam 
zu diskutieren, wie sich die Rahmenbe-
dingungen für Investitionen in die Ener-
giewende und die Dekarbonisierung der 
Wirtschaft weiter verbessern lassen. 

Im Zentrum der Gespräche stand vor al-
lem die Frage, wie sich zusätzliches pri-
vates Kapital gezielt mobilisieren lässt – 
als notwendige Ergänzung zu den 
begrenzten öffentlichen Mitteln. Es ging 
darum, wie Investitionssicherheit er-
höht, die Energie- und Wärmeinfra-
struktur als Treiber des Wandels gestärkt 
und Planungs- sowie Genehmigungspro-
zesse spürbar beschleunigt werden kön-
nen. Der intensive Austausch hat ge-
zeigt, wie wichtig es ist, dass alle 
Akteure an einem Strang ziehen – nur 
so schafft man die Voraussetzungen da-
für, dass Investitionen wirksam, schnell 
und zielgerichtet zur Umsetzung der Kli-
maziele beitragen. 

Sicherheitswirtschaft im 
Spannungsfeld der Nachhaltigkeit

Neben Klima- und Infrastrukturfragen 
rücken angesichts der veränderten geo-
politischen Lage auch Fragen der Sicher-
heits- und Verteidigungsfähigkeit stärker 
in den öffentlichen Fokus – auch für För-
derbanken wie uns. Investitionen in die 
innere Sicherheit und äußere Verteidi-
gung gelten mittlerweile als zentrale Vo-
raussetzung für die Stabilität demokrati-
scher Gesellschaften. Gleichzeitig stehen 
sie im Spannungsfeld zu den globalen 
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„Der anhaltend starke Zuzug in die Hauptstadt  
verschärft den Druck auf den Wohnungsmarkt deutlich.“
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Nachhaltigkeitszielen – etwa, wenn hohe 
Rüstungsausgaben Mittel für Klima-
schutz, Bildung oder soziale Gerechtig-
keit binden.

Vor diesem Hintergrund prüft die IBB 
aktuell intensiv ihren Umgang mit si-
cherheitsrelevanten Industrien in Berlin. 
Das Ziel ist es, Klarheit und Transparenz 
darüber zu schaffen, welche Vorhaben 
im Rahmen des öffentlichen Auftrags fi-
nanzierbar sind und welche eben nicht. 
Grundlage bleibt der bewährte Nachhal-
tigkeitsrahmen. In ihren Nachhaltigkeits-
leitlinien hat die IBB Ausschlusskriterien 
definiert – für Kredite, Zuschüsse, Avale 
und Beteiligungen. Wir unterscheiden 
zwischen kontroversen Geschäftsprak
tiken (zum Beispiel Menschenrechtsver
letzungen), die grundsätzlich ausge-
schlossen sind, und kontroversen 
Geschäftsfeldern (unter anderem Rüs-
tungs- und Waffenindustrie), die im Ein-
zelfall geprüft werden.

Besonders differenziert werden dabei so-
genannte Dual-Use-Güter betrachtet, 
also Technologien mit sowohl ziviler als 
auch militärischer Anwendung. Hier gilt: 
Nicht der Anteil zivil nutzbarer Kompo-
nenten entscheidet, sondern eine sorgsa-
me, kontextbezogene Prüfung. Denn die 
IBB weiß, dass Verteidigungsausgaben, 
zum Beispiel für modernste Abwehr
technologie, wichtige Spillover-Effekte 
erzeugen können, die zur Stärkung der 
technologischen Souveränität und Inno-
vationskraft beitragen und damit auch 
zentrale volkswirtschaftliche Segmente 
nachhaltig beeinflussen. 

Die Haltung der IBB ist aber klar: Was 
völkerrechtlich geächtet ist, bleibt für 
uns ausgeschlossen. Aber die IBB ver-
schließt nicht die Augen vor den sicher-
heitspolitischen Realitäten. Vielmehr ist 
es der Anspruch der IBB, auch hier ver-
antwortungsvoll abzuwägen – mit Au-
genmaß, Klarheit und im Einklang mit 
ihrem öffentlichen Auftrag.

Gleichzeitig bleibt sie soziale Infrastruk-
tur entscheidend für den gesellschaftli-
chen Zusammenhalt – allen voran der 
Wohnungsmarkt. Die Schaffung von be-
zahlbarem Wohnraum ist neben dem Ziel 

der Klimaneutralität eine der drängends-
ten sozialen Aufgaben dieser Zeit, gera-
de in Berlin. Der anhaltend starke Zuzug 
in die Hauptstadt, derzeit etwa ein Pro-
zent pro Jahr, verschärft den Druck auf 
den Wohnungsmarkt deutlich. Wie Berlin 
steht fast jede Großstadt in Deutschland 
vor ähnlichen Schwierigkeiten. 

Wohnraum sichern – 
sozial und zukunftsfähig 

Gleichzeitig profitieren man hier aber 
von einem stabilen und gut funktionie-
renden Programm der Landesregierung 
zur Förderung des sozialen Wohnungs-
baus. Besonders erfreulich ist, dass erst-
mals seit der im Jahr 2014 wieder einge-
führten Wohnungsneubauförderung mit 
mehr als 5 000 Bewilligungen für den Bau 
von Sozialwohnungen die vom Land Ber-
lin gesetzte Zielmarke überschritten wer-
den konnte. Insgesamt wurden 5 188 
Wohneinheiten mit einem Volumen von 
1,3 Milliarden Euro bewilligt – ein starkes 
Zeichen dafür, dass gezielte Fördermaß-
nahmen Wirkung entfalten und einen 
wichtigen Beitrag zur Schaffung von be-
zahlbarem Wohnraum leisten. 

Dennoch bleibt die Lage auf dem Berli-
ner Wohnungsmarkt angespannt. Wirt-
schaftliche Unsicherheiten, steigende 
Baukosten, hohe Zinsen, Fachkräfte-
mangel und langwierige Verwaltungs-
prozesse erschweren Neubau und Sanie-
rung spürbar. Viele Vorhaben werden 
verschoben oder gar nicht erst umge-
setzt. Auch hier hegt man große Erwar-
tungen in das am 5. Dezember 2024 vom 
Berliner Landesparlament verabschiede-
te „Schneller-Bauen-Gesetz“. Ziel dieses 
Gesetzes ist es, Planungs-, Genehmi-
gungs- und Bauprozesse zu beschleuni-
gen und die Rahmenbedingungen für 
die Bau- und Wohnungswirtschaft zu 
verbessern. Hinzu kommen zusätzliche 
Herausforderungen im Bereich der Ener-
gieeffizienz. Strengere Auflagen und 
gestiegene Standards führen häufig zu 
deutlich höheren Baukosten. Hier sind 
neue, ganzheitliche Ansätze gefragt. 
Die Dekarbonisierung der Fernwärme 
könnte beispielsweise auch hier helfen, 
den Aufwand für teure Isolierungsmaß-

nahmen zu verringern, ohne beim Kli-
maschutz Abstriche zu machen. 

Die Aufgaben sind groß, aber mit klarer 
Strategie, mutiger Umsetzung, guter Zu-
sammenarbeit und gezielter Förderung 
auch lösbar. Mit den Instrumenten der IBB, 
ihrer Erfahrung und ihrem Engagement 
unterstützt sie das Land Berlin dabei, die 
Transformation aktiv zu gestalten. Für ein 
starkes, zukunftsfähiges Berlin.

Dr. Hinrich Holm

Vorsitzender des Vorstands, 
Investitionsbank Berlin (IBB), Berlin

Berlin steht vor einer umfassenden Trans-
formation – ökologisch, infrastrukturell 
und sozial. Die Klimaneutralität bis 2045 
und der Ausbau bezahlbaren Wohnraums 
erfordern gewaltige Investitionen: Über 
100 Milliarden Euro bis 2035 allein für die 
öffentliche Infrastruktur. Die IBB etabliert 
dazu mit „Transition Finance“ einen neuen 
Förderbereich, der Transformationsprojek-
te gezielt strukturiert – insbesondere dort, 
wo klassische Förderinstrumente nicht grei-
fen. Neben Public-Private Partnerships ge-
winnen laut IBB Öffentlich-Öffentliche-
Partnerschaften zunehmend an Bedeu-
tung. Die IBB spielt dabei eine zentrale 
Rolle, etwa bei der Schulbauoffensive oder 
der Rekommunalisierung des Fernwärme-
netzes. Auch sicherheitsrelevante Finanzie-
rungen rücken angesichts geopolitischer 
Entwicklungen stärker in den Fokus. Der 
Text beleuchtet, wie Förderbanken finanzi-
elle Hebel wirksam einsetzen können, um 
Transformationen strategisch, sozial ausge-
wogen und nachhaltig zu gestalten. (Red.)
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Die tiefgreifende Transformation, die 
Wirtschaft und Gesellschaft derzeit 
durchlaufen, stellt diese vor komplexe 
und vielschichtige Aufgaben. Wirt-
schafts- und Klimakrise, technologischer 
und demografischer Wandel und nicht 
zuletzt das Infragestellen der regelba-
sierten Ordnung erfordern umfassende 
Anpassungen und Innovationen in nahe-

zu allen Lebensbereichen. Um auch die 
Chancen, die sich aus diesen Umwälzun-
gen ergeben, zu nutzen, bedarf es nicht 
nur einer strategischen Weitsicht und ei-
nes gemeinsamen Engagements von Po-
litik, Wirtschaft und Gesellschaft, son-
dern auch gezielter Förderinstrumente, 
die den notwendigen Wandel aktiv un-
terstützen.

75 Jahre hessische Förderbank: 
Tradition und Erfahrung

Inmitten dieser weitreichenden Verän-
derungen ist es entscheidend für die 
Bewältigung dieser zentralen Aufga-
ben, verlässliche Partner an der Seite zu 
wissen. Als Förderbank des Landes Hes-
sen übernimmt die Wirtschafts- und Inf-
rastrukturbank Hessen (WI-Bank) hier-
bei eine zentrale Rolle: Sie unterstützt 
dort, wo Veränderungen angestoßen 
und Innovationen ermöglicht werden 
müssen – sei es bei der Modernisierung 
von Infrastrukturen, der Förderung von 
Bildung und Forschung oder der Stär-

kung sozialer und ökologischer Projek-
te. Durch maßgeschneiderte Förder
instrumente trägt sie dazu bei, die 
notwendigen Transformationsprozesse 
in Gesellschaft und Wirtschaft aktiv 
mitzugestalten und zu beschleunigen. 

Treiber für Innovationen zu sein, hat bei 
der WI-Bank eine lange Tradition. Ihre 

Geschichte reicht bis in die Anfänge der 
deutschen Wohnbau- und Wirtschafts-
förderung nach dem Zweiten Weltkrieg 
zurück. 1950 gegründet, lenkte die LTH 
Landestreuhandstelle Hessen die Aus-
zahlung und Verwaltung von Landesdar-
lehen zur Förderung von Wohnungsbau 
und Siedlungen. Bereits ein Jahr später 
trat mit der Hessischen Treuhandverwal-
tung (HTV) als eine Vorläuferin der In-
vestitionsbank Hessen (IBH) ein weiterer 
wichtiger Akteur hinzu, der sich vor al-
lem der Förderung der gewerblichen 
Wirtschaft widmete. 

2009 entstand aus der LTH und IBH die 
WI-Bank, die seither nahezu das gesam-
te öffentliche monetäre Fördergeschäft 

bündelt und darüber hinaus eigene Pro-
gramme entwickelt. Im Laufe der Jahre 

hat sie mit zahlreichen Meilensteinen – 
von der Förderung des Wiederaufbaus 
nach der Wiedervereinigung über die 
landesweit angelegte Entschuldung von 
Kommunen bis hin zur Unterstützung 
moderner Transformationsprozesse wie 
Digitalisierung und Nachhaltigkeit – 
ihre Rolle als Impulsgeberin immer wie-
der unter Beweis gestellt. Aus dieser 
langen Geschichte ist ein tiefes Ver-
ständnis für die spezifischen Bedürfnis-
se und Herausforderungen des Landes 
Hessen erwachsen – und der Anspruch, 
auch in Zukunft an der Seite der ver-
schiedenen Akteure zu stehen.

Doch wie müssen sich die Angebote ei-
ner modernen Förderbank weiterentwi-
ckeln, um den komplexen Anforderun-
gen dieser Zeit gerecht zu werden? 
Welche Schwerpunkte setzt die WI-
Bank, um Unternehmen, Kommunen 
und Privatpersonen auf ihrem Weg in 
eine nachhaltige und wettbewerbsfähi-
ge Zukunft zu begleiten?

Vielfalt für Hessens Zukunft

Um den vielfältigen Herausforderungen 
unserer Zeit wirkungsvoll zu begegnen, 
setzt die WI-Bank auf ein breites Ange-
bot an Förderinstrumenten. Ihre Pro-
duktpalette ist so konzipiert, dass sie 

gezielt auf die unterschiedlichen Kun-
denbedürfnisse eingeht – immer mit 

Transformation gestalten, 
Lebensqualität sichern 

Gottfried Milde

„Treiber für Innovationen zu sein, hat bei  
der WI-Bank eine lange Tradition.“

„2009 entstand aus der LTH  
und IBH die WI-Bank.“
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dem Ziel, nachhaltige Entwicklung, Inno-
vation und gesellschaftlichen Fortschritt 
zu ermöglichen.

Im Zentrum ihrer Arbeit stehen dabei 
vier strategische Geschäftsfelder, die na-
hezu das gesamte Spektrum öffentlicher 
monetärer Förderung in Hessen abde-
cken: Neben den Bereichen „gründen & 
wachsen“ sowie „bauen & wohnen“, die 
angesichts aktueller Herausforderungen 
in diesem Beitrag besonders im Fokus 
stehen, engagiert sich die Bank auch in 
zwei weiteren zentralen Bereichen: „ver-
sorgen & modernisieren“ sowie „bilden 
& beschäftigen“.

Im Bereich Infrastruktur unterstützt die 
WI-Bank Kommunen und öffentliche 
Träger dabei, kommunale Zukunftspro-
jekte umzusetzen – etwa den Ausbau 
nachhaltiger Mobilität, die Modernisie-
rung öffentlicher Gebäude wie Kranken-
häuser und Schulen oder den Breitband-
ausbau. So werden die Grundlagen 
geschaffen, damit Hessen als attraktiver 
Lebens- und Wirtschaftsstandort weiter-
wachsen kann. Die kritische Haushalts
lage zahlreicher Kommunen stellt auch 
das Thema der Kommunalfinanzierung – 
ebenfalls eine wichtige Aufgabe der WI-
Bank – in den Fokus.

Doch die Zukunftsfähigkeit einer Ge-
sellschaft beginnt bei den Menschen. 
Gerade deshalb fördert die WI-Bank mit 
Mitteln der Europäischen Union und 
des Landes Hessen gezielt Projekte in 
den Bereichen „bilden & beschäftigen“. 
Hierbei werden unterschiedliche Maß-
nahmen unterstützt, die Menschen 
dabei helfen, ihren Schulabschluss zu 
absolvieren, ihren Weg in den Arbeits-
markt zu finden oder eine Weiterbil-
dung zu absolvieren. Dies ist ein wichti-
ger Beitrag zur Chancengerechtigkeit, 
zur Fachkräftesicherung und zur Stär-
kung des gesellschaftlichen Zusammen-
halts in Hessen.

Wirtschaftsförderung: starke 
Impulse für Hessens Unternehmen

Die nachhaltige Stärkung des Wirt-
schaftsstandorts steht im Mittelpunkt 

einer zukunftsorientierten Förderpolitik. 
Denn nur mit einer starken, innovativen 
und anpassungsfähigen Wirtschaft kann 
Hessen die Herausforderungen der Ge-
genwart meistern und die Chancen der 
Zukunft nutzen. Die Schaffung und Si-
cherung von Arbeitsplätzen, die Förde-
rung nachhaltiger Geschäftsmodelle zur 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit so-
wie die Unterstützung bei der digitalen 
und ökologischen Transformation sind 
dabei zentrale Aufgaben.

Die WI-Bank nimmt diese Verantwor-
tung seit jeher wahr und versteht sich als 
Motor für Innovation und Wachstum in 
Hessen. Ihr Ziel ist es, die Basis für Wohl-
stand, Beschäftigung und gesellschaft
lichen Fortschritt im Land zu sichern und 
Impulse zu setzen, damit Unternehmen 
auch in einem dynamischen Umfeld er-
folgreich bleiben.

In den vergangenen Jahren hat die WI-
Bank bewiesen, wie wichtig eine starke 
Förderbank gerade in Krisenzeiten ist. 
Während der Corona-Pandemie etwa 
konnte sie mit zahlreichen Sonder
programmen und schnellen Hilfen 
vielen Unternehmen das Überleben 
sichern und neue Perspektiven eröff-
nen. Auch aktuell zeigt die Entwicklung 
des Neugeschäfts im Bereich „gründen 
& wachsen“ eine ungebrochen hohe 
Nachfrage nach Fördergeldern. Allein 
im Jahr 2024 ist das Volumen um rund 
26 Prozent auf etwa 778 Millionen Euro 
gestiegen.

Der Hessen-Fonds – 1 Milliarde 
Euro für den Strukturwandel

Ein Beispiel für die Zukunftsorientie-
rung der WI-Bank ist der neue Hessen-
Fonds, den die WI-Bank in Kooperation 
mit dem Land Hessen entwickelt hat. 
Mit einem Volumen von einer Milliarde 
Euro setzt er ein deutliches Zeichen für 
die Unterstützung des hessischen Mit-
telstands und der regionalen Wirtschaft 
im Strukturwandel. Seit dem zweiten 
Quartal 2025 können Unternehmen aus 
vier verschiedenen Darlehens-Förder-
programmen wählen, die gezielt auf 
aktuelle Transformationsprozesse zuge-

schnitten sind. Ergänzt wird das Ange-
bot durch ein Beteiligungsprogramm.

Im Mittelpunkt der Förderung stehen 
Projekte, die sich den großen Heraus
forderungen unserer Zeit stellen: Dekar-
bonisierung, Ressourcen- und Energie
effizienz, Digitalisierung, strategische 

Gottfried Milde

Sprecher der Geschäftsleitung, Wirtschafts- 
und Infrastrukturbank Hessen (WI-Bank), 
Offenbach

Die Wirtschafts- und Infrastrukturbank 
Hessen (WI-Bank) positioniert sich als stra-
tegischer Akteur im Spannungsfeld gesell-
schaftlicher Transformation und wirt-
schaftlicher Herausforderungen. Seit 75 
Jahren begleitet sie den Wandel in Hessen 
mit einem umfassenden Förderansatz, der 
weit über reine Finanzierung hinausgeht. 
Im Fokus stehen zukunftsweisende The-
men wie Digitalisierung, Dekarbonisie-
rung, Fachkräftesicherung und Wohn-
raumentwicklung. Der neu geschaffene 
Hessen-Fonds mit einem Volumen von ei-
ner Milliarde Euro unterstreicht laut Autor 
die Rolle der WI-Bank als Impulsgeberin für 
Strukturwandel und Innovationsförderung. 
Durch maßgeschneiderte Programme, ge-
zielte Beratungsangebote und den Aufbau 
starker Netzwerke unterstütze sie Unter-
nehmen, Kommunen und Privatpersonen 
bei der Anpassung an ein dynamisches 
Umfeld. Damit leiste die WI-Bank einen 
zentralen Beitrag zur Sicherung der Le-
bensqualität und Wettbewerbsfähigkeit 
Hessens – und will damit Maßstäbe für mo-
derne Förderpolitik in Zeiten fundamenta-
ler Umbrüche setzen. (Red.)
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Resilienz sowie der demografische Wan-
del und die Anpassung an strukturelle 
Veränderungen. Auch Unternehmen mit 
innovativen Ideen für neue Technologien, 
Produkte oder Geschäftsmodelle profitie-
ren vom Hessen-Fonds. Damit werden 
nicht nur Investitionen ermöglicht, son-
dern auch gezielt Zukunftschancen eröff-
net – für einzelne Unternehmen ebenso 
wie für den gesamten Standort Hessen.

Netzwerke, Innovation und 
Beratung: mehr als Finanzierung

Alle Förderprogramme aus dem Hessen-
Fonds erlauben tilgungsfreie Jahre. Die 
Zinsvergünstigung der Programme kann 
bis zu 2 Prozent pro Jahr betragen.

Wirtschaftsförderung ist für die WI-
Bank weit mehr als die Bereitstellung 
von Kapital. Sie versteht sich als umfas-

sende Partnerin für die hessische Wirt-
schaft und begleitet Unternehmen auf 
ihrem gesamten Entwicklungsweg, von 
der ersten Idee bis zur erfolgreichen 

Umsetzung. So können sich Start-ups, 
Existenzgründende oder etablierte Un-
ternehmen auf regelmäßig stattfinden-
den Sprechtagen in ganz Hessen per-
sönlich und unabhängig beraten lassen. 
Mit Finanzierungsangeboten wie dem 
Hessen-Mikrodarlehen, dem Digi-Zu-
schuss oder EU- und Landesmitteln aus 
dem Europäischen Fonds für Regionale 
Entwicklung werden Gründungsbereit-
schaft, Unternehmertum, Forschung 
und Innovation gezielt gefördert. Auch 
die Eigenkapitalfinanzierung über die 
Beteiligungs-Managementgesellschaft 
Hessen mbH eröffnet wichtige Spielräu-
me für Gründung und Wachstum.

Gemäß eines ganzheitlichen Ansatzes 
ist es ein zentrales Anliegen der WI-
Bank, Unternehmen nicht nur Zugang 
zu finanziellen Ressourcen, sondern 
auch zu Wissen und Netzwerken zu ver-
schaffen. Über Initiativen wie das Tech 

Quartier, den Greentech Accelerator 
Ryon oder die länderübergreifende In-
novators Challenge fördert die WI-Bank 
aktiv den Austausch zwischen Start-ups, 

etablierten Unternehmen und For-
schungseinrichtungen. So entstehen 
wertvolle Synergien, die Innovationen 
beschleunigen und die Wettbewerbsfä-
higkeit der hessischen Wirtschaft nach-
haltig verbessern.

Wohnungsbau: Lebensqualität 
sichern, Zukunft gestalten

Neben der Stärkung der Wirtschaft ist 
der Wohnungsbau eine der zentralen 
Säulen für die Zukunftsfähigkeit Hes-
sens. Denn Wohnen ist weit mehr als ein 
Grundbedürfnis – es ist ein Grundrecht 
und die Basis für gesellschaftlichen 
Zusammenhalt, soziale Stabilität und in-
dividuelle Lebensqualität. Besonders in 
Zeiten wachsender Urbanisierung, stei-
gender Mieten und des demografischen 
Wandels gewinnt die Schaffung und Si-
cherung von bezahlbarem Wohnraum 
immer mehr an Bedeutung. Hinzu 
kommt, dass mangelnder Wohnraum 
auch die Allokation dringend benötigter 
Arbeitskräfte erschwert.

Daher unterstützt die WI-Bank das Land 
Hessen bei einem seiner wichtigsten 
Ziele: Wohnen muss bezahlbar bleiben. 
Ob der Erwerb eines Eigenheims, der 
Bau von Sozialwohnungen oder mehr 
bezahlbarer Wohnraum für Familien, 

„Wirtschaftsförderung ist für die WI-Bank weit mehr  
als die Bereitstellung von Kapital.“

Quelle: WI-Bank

Programme des Hessen-Fonds

Hessen-Fonds  
Kleindarlehen

Hessen-Fonds  
GuW (ERP)

Hessen-Fonds 
Innovationskredit

Hessen-Fonds   
Großdarlehen

Hessen-Fonds  
Beteiligungen

Für alle 
Unternehmensgrößen

Kredite zwischen 35 000 
und 300 000 Euro

Direkt bei WI-Bank 
beantragen

Laufzeit bis 10 Jahre

Für KMU

Kredite zwischen 100 000  
und 1 Million Euro 

80 % BBH-Bürgschaft 
möglich

Bei Hausbank beantragen

Laufzeit bis zu 10 bzw.  
20 Jahre für Gründende 
und junge Unternehmen

Für KMU und Small 
Midcaps

Kredite zwischen 100 000 
und 10 Millionen Euro

Bei Hausbank beantragen

Haftung der Hausbank:  
30 %

Für alle 
Unternehmensgrößen

Kredite zwischen  
10 Millionen und 
25 Millionen Euro

Direkt bei WI-Bank 
beantragen

Für Start-ups, KMU, Small 
Midcaps, im Einzelfall 
auch Großunternehmen 

Instrumente: stille 
Beteiligungen und 
Direktbeteiligungen zur 
Eigenkapitalstärkung

Zwischen 200 000 und  
10 Millionen Euro

Bei BMH Beteiligungs-
Managementgesellschaft 
Hessen mbH beantragen 

Fördergebiete: Dekarbonisierung, Ressourcen- und Energieeffizienz, Digitalisierung, strategische Resilienz, demografischer Wandel,  
Anpassung an den Strukturwandel, zukunftsweisende Technologien, Produkt- bzw. Geschäftsinnovationen
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Studierende und Auszubildende – die 
Förderproduktpalette setzt an den un-
terschiedlichen Bedürfnissen der Men-
schen in Hessen an und bietet Unter-
stützung. So zum Beispiel für den Bau 
neuer Wohnungen, die Modernisierung 
bestehender Quartiere und die energe-
tische Sanierung von Gebäuden. 

Im vergangenen Jahr hat die WI-Bank 
ihr Neugeschäftsvolumen in diesem Ge-
schäftsfeld fast verdoppelt und damit 
maßgeblich dazu beigetragen, zahlrei-
che Wohnprojekte erfolgreich auf den 
Weg zu bringen. Allein die Mietwoh-
nungsbauförderung verdreifachte sich 
nahezu auf insgesamt 450 Millionen 
Euro. Darunter fällt auch der Soziale 
Mietwohnungsbau, der 2024 auf einen 
historischen Höchstwert von insgesamt 
332 Millionen Euro anstieg.

Förderung für mehr bezahlbare 
Eigenheime

Zur Entlastung des umkämpften Miet-
wohnungsmarktes und zur nachhaltigen 
Versorgung von bezahlbarem Wohn-
raum helfen auch Programme für die ei-
genen vier Wände. Das Hessen-Darlehen 
stellt das zentrale Instrument der priva-
ten Wohnraumförderung in Hessen dar. 
Es ermöglicht insbesondere Familien, zu 
besonders günstigen Konditionen in ih-
rem Eigenheim zu leben. 

Das Programm bietet mit seinen lang-
fristig festgeschriebenen Zinssätzen so-
wie den Sondertilgungen ohne Vorfäl-
ligkeitsentschädigung, die jederzeit in 
beliebiger Höhe möglich sind, beson-
ders attraktive Bedingungen. Außer-
dem wird das Darlehen nachrangig im 
Grundbuch eingetragen. Dadurch kann 
die Möglichkeit entstehen, bei einer 
Hausbank für die restliche Finanzierung 
einen geringeren Darlehenszinssatz zu 
erhalten. Damit die Förderung auch 
dort ankommt, wo sie benötigt wird, ist 
sie unter anderem an klare Einkom-
mensgrenzen gekoppelt.

Die hohe Nachfrage und stetig steigen-
de Bewilligungszahlen zeigen: Das Hes-
sen-Darlehen trägt maßgeblich dazu 

bei, den Wohnungsmarkt in Hessen zu 
entlasten und mehr Menschen ein si-
cheres Zuhause zu ermöglichen. 

Mit dem neuen Hessengeld setzt die 
WI-Bank gemeinsam mit dem Land 
Hessen einen weiteren, gezielten Im-
puls für die Förderung von Wohneigen-
tum. Das Programm wurde 2024 als Re-
aktion auf die gestiegenen Bau- und 
Immobilienpreise eingeführt und rich-
tet sich an Menschen, die erstmals ein 
Eigenheim, eine Eigentumswohnung 
oder einen Bauplatz erwerben möch-
ten. Mit dem Hessengeld werden erst-
malige Immobilienerwerber im Hinblick 
auf die anfallende Grunderwerbsteuer 
entlastet. Die Förderung wird in Form 
eines Zuschusses bis zur Höhe der tat-

sächlich gezahlten Grunderwerbsteuer 
gewährt und jährlich in zehn gleichen 
Raten ausgezahlt. Es kann zusätzlich zu 
bestehenden Förderprogrammen wie 
dem Hessen-Darlehen beantragt wer-
den. 

Wirkung und erste Ergebnisse des 
Hessengelds

Das Hessengeld hat bereits kurz nach 
seiner Einführung deutliche Wirkung 
entfaltet. Nach aktuellen Angaben wur-
den über 100 Millionen Euro an Förder-
mitteln zugesagt, die über einen Zeit-
raum von zehn Jahren ausgezahlt 
werden. Bis Mai 2025 konnten fast 
7  000 Anträge positiv beschieden wer-
den, rund 4 500 Familien und Einzelper-
sonen sind bereits in ihre geförderte 
Immobilie eingezogen und haben erste 
Auszahlungen erhalten. Die durch-
schnittliche Fördersumme pro Antrag 
beträgt etwa 15  500 Euro. Die hohe 
Nachfrage und die schnelle Mittelbin-
dung belegen, dass das Hessengeld ein 
wirksames und zielgerichtetes Instru-
ment zur Förderung von Wohneigen-
tum in Hessen ist.

Mit dem Hessengeld und dem Hessen-
Darlehen bietet die WI-Bank somit ein 
starkes Förderpaket, das den Traum vom 
Eigenheim für viele Menschen in Hessen 
realisierbar macht und einen nachhalti-
gen Beitrag zur Wohnraumversorgung 
im Land leistet.

Anpassung und Weiterentwicklung 
sind entscheidend

Die Herausforderungen unserer Zeit 
sind vielfältig und betreffen nahezu alle 
Lebensbereiche – von der Wirtschaft 
über den Wohnungsbau bis hin zu Bil-
dung, Infrastruktur und sozialem Zu-
sammenhalt. Gerade in einem dynami-
schen Umfeld braucht es verlässliche 

Akteure, die Wandel nicht nur beglei-
ten, sondern aktiv gestalten. In Hessen 
übernimmt die WI-Bank diese Rolle seit 
75 Jahren mit großem Engagement und 
einer klaren Ausrichtung auf nachhalti-
ge Entwicklung, gesellschaftlichen Fort-
schritt und Chancengerechtigkeit. 

Ihr ganzheitlicher Förderansatz – von 
maßgeschneiderten Finanzierungspro-
grammen über Beratung und Netzwerk-
angebote bis hin zur gezielten Unter-
stützung von Innovation und sozialem 
Zusammenhalt – macht sie zu einer un-
verzichtbaren Partnerin für das Land 
und seine Menschen. Die kontinuierli-
che Weiterentwicklung ihrer Angebote 
und die enge Zusammenarbeit mit Poli-
tik, Wirtschaft und Gesellschaft sichern, 
dass die WI-Bank auch in Zukunft wich-
tige Impulse setzt, um Hessen lebens-
wert, wettbewerbsfähig und zukunfts-
fähig zu machen.

So bleibt die WI-Bank ein Motor  
der Transformation und trägt dazu bei, 
dass Hessen auch in Zeiten des Wandels 
ein Ort ist, an dem Menschen gerne le-
ben, arbeiten und ihre Zukunft gestal-
ten.

„Das Hessengeld hat bereits kurz nach seiner  
Einführung deutliche Wirkung entfaltet.“



AUFSÄTZEA 

50 � 13 / 2025  Kreditwesen · 652

Es sind unsichere politische Zeiten. Seit 
drei Jahren Krieg in Europa, seit einem 
halben Jahr Trump, der „checks and balan-
ces“ der US-amerikanischen Demokratie 
ignoriert und Welthandel und internatio-
nale Regeln auf den Kopf stellt. In 
Deutschland: vorzeitiges Aus der Ampel-
Koalition, ein intensiver Wahlkampf, eine 
Kanzlerwahl, die erstmals erst im zweiten 
Wahlgang erfolgreich war und eine die 
freiheitliche Grundordnung ablehnende 
Partei mit jeder fünften Wählerstimme. 

Politische Stabilität ist aber ein wichtiger 
Standortfaktor für die Wirtschaft. Sie ist 
in Zeiten tiefgreifender, globaler Umbrü-
che umso notwendiger und auch eine 
Chance für das Land und den Kontinent, 
wenn man es gut anstellt. 

Daher sage ich auch jetzt aus der Opposi-
tion heraus: Es ist gut, dass Deutschland 
wieder eine Regierung hat. Diese muss 
nun ihre Handlungsfähigkeit beweisen. 
Die Wirtschaft und die freiheitliche Ge-

sellschaft stehen vor großen Herausfor-
derungen. Ich will, dass eine positive Zu-
kunft gelingt. 

Alle ernsthaften Risiken sind ernst 
zu nehmen

Für echten Erfolg müssen alle ernsthaf-
ten Risiken für die Wirtschaft ernst ge-
nommen werden. Der immer schnellere 

Klimawandel wird die Probleme nämlich 
leider noch verschärfen und das ist häu-
fig sogar schon Realität – ob man das 
wahrhaben will oder nicht. Für die Welt-
wirtschaft, also für unternehmerische 
Stärke, sind der Klimawandel und der 
fortschreitende Biodiversitätsverlust laut 
„World Economic Forum“ (WEF) die Top-
Risiken. Durch diese oft fälschlicherweise 
als reine Ökothemen betrachteten Ent-
wicklungen erodieren Lieferketten, sind 
Wertschöpfungs- und Lebensgrundlagen 
bedroht und soziale Konflikte und 
Fluchtbewegungen verschärfen sich.

Wettbewerbs- und 
Zukunftsfähigkeit sichern

Die Folgen des Klimawandels sind für die 
Finanzbranche, die besonders aufs Risi-
komanagement achtet, besonders rele-
vant. Dies hat zuletzt Günther Thallinger, 
Mitglied des Vorstands der Allianz, mit 
seiner Warnung auf den Punkt gebracht: 

Eine „Welt in Flammen“ sei „nicht versi-
cherbar“. Deswegen muss die neue Re-
gierung hier ihr Mindset ändern. Ver-
meintliche Ökopolitik, zum Beispiel 
aktive internationale Klimapolitik, ist 
kluge Wirtschafts- und Finanzpolitik. 
Schade, dass diese Themen aus dem Wirt-
schaftsministerium entfernt wurden. 

Aktuelle Studien zeigen, wie dringend 
wir handeln müssen: Laut einer vom BDI 

in Auftrag gegebenen Studie der Boston 
Consulting Group zu den Transformati-
onspfaden für das Industrieland Deutsch-
land sind bis 2030 insgesamt 1,4 Billionen 
Euro an zusätzlichen Investitionen erfor-
derlich, um die Wettbewerbsfähigkeit 
des Industriestandortes Deutschland zu 
sichern.

In stabile Fundamente, in 
Infrastruktur investieren

Das Potenzial dieser Investitionen ist 
enorm. Der BDI schätzt, dass in den kom-
menden Jahren vor allem im Bereich der 
grünen und digitalen Technologien neue 
Wachstumsmärkte entstehen werden. Bis 
2030 könnten diese Märkte einen Umsatz 
von mehr als 15 Billionen Euro generie-
ren. Das sind pure Wachstumschancen.

Gut ist, dass nun Investitionen in die In
frastruktur vorgenommen werden sollen. 
Denn ähnlich wie politische Stabilität ist 
Infrastruktur, neben der Verfügbarkeit 
von Arbeitskräften, einer der entschei-
denden Faktoren für die Attraktivität ei-
nes Standorts und ein Fundament für sei-
ne Wettbewerbsfähigkeit.

Wichtig: die „Zusätzlichkeit“ im 
Sondervermögen 

Mit dem neuen 500 Milliarden Euro Son-
dervermögen muss es nun endlich los ge-
hen. Bürger und Unternehmen erwarten 
zu Recht von der drittgrößten Volkswirt-
schaft der Welt ein modernes Schienen-
netz, gut ausgestattete Schulen und 
Krankenhäuser, intakte Straßen und zu-
kunftsfähige Energieinfrastrukturen.

Jetzt in die Infrastruktur  
investieren und die  
Zukunft sichern

Katharina Beck

„Politische Stabilität ist ein wichtiger  
Standortfaktor für die Wirtschaft.“
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Angesichts des enormen Handlungsbe-
darfs ist allerdings wichtig, dass jeder 
Euro aus dem Sondervermögen tatsäch-
lich in Investitionen in die Infrastruktur 
fließt. Die Grünen erwarten, dass die Mit-
tel wirklich „zusätzlich“ ausgegeben 
werden, wie es bei den Verhandlungen 
im Grundgesetz verankert wurde. Erste 
zu beobachtende mögliche Tricks beim 
schwarz-roten Haushalt, doch Steuersen-
kungen mit Schulden quer zu finanzieren 
werden die Grünen hart kritisieren. Sie 
sind für den Standort Deutschland 
schlecht. Das Sondervermögen muss dem 
Aufbau eines stabilen Fundaments für 
die Zukunft zugutekommen – im Bund, 
Ländern und Kommunen.

Genauso wichtig: Leidenschaft für 
private Finanzierung 

Die Grünen haben lange dafür gewor-
ben, die Schuldenbremse für Infrastruk-
turinvestitionen zu öffnen. Das Infra-
struktursondervermögen war das in der 
gebotenen Eile politisch Mögliche, und 
mit der Aufnahme der „Zusätzlichkeit“ 
und dem Klimaschutzbezug auch poli-
tisch vertretbar. Aufgrund der neuen 
geopolitischen Realitäten haben die Grü-
nen ebenfalls mit beschlossen, Verteidi-
gungsausgaben in großem Stil von der 
Schuldenbremse auszunehmen. 

Die öffentliche Hand allein wird die 
enormen Zukunftsinvestitionen nicht 
stemmen können, und das soll sie auch 
gar nicht. Auch Realwirtschaft und Fi-
nanzbranche sind gefragt. Der Investiti-
onsstandort Deutschland muss wieder at-
traktiver werden, auch im Mittelstand. Es 
braucht neben Venture- auch ein viel 
besseres langfristiges Wachstumskapital-
Umfeld, um Start-ups in Deutschland und 
in Europa zu halten, wenn sie größer 
werden. Die Kapitalmarktunion in Euro-
pa muss von einem seit Jahren in kaum 
einer Sonntagsrede fehlenden Schlag-
wort endlich in die Realität überführt 
werden. Lars Klingbeil ist gefragt, große 
Leidenschaft für Finanzierung an den Tag 
zu legen. 

Erste Möglichkeiten liegen vor: Die rot-
grüne Übergangsregierung hat mit dem 

Zukunftsfinanzierungssetz 2 schon Maß-
nahmen vorgelegt, um privates Kapital 
für Infrastruktur und erneuerbare Ener-
gien zu mobilisieren. Der Gesetzentwurf 
sah beispielsweise Erleichterungen bei In-
vestitionen in erneuerbare Energieanla-
gen vor und hätte einen sicheren Rah-
men für Investitionen geschaffen. Die 
Autorin hofft, dass das Finanzministeri-
um unter neuer Führung daran weiter 
arbeitet.

Die relevante Aufgabe der 
Förderbanken 

Um die Gelder auf die Straße zu bringen, 
sollte die neue Bundesregierung die För-
derbanken bei der Verteilung und He-
belung der Mittel miteinbeziehen. Mit 57 
Prozent sind die öffentlichen Banken 
Marktführer bei der Kommunalfinanzie-
rung und stellen zudem rund 22 Prozent 
aller Unternehmenskredite in Deutsch-
land zur Verfügung. 

Viele der Investitionen und Veränderun-
gen finden auf der kommunalen Eben 
statt und ebenso ist wie beschrieben die 
Unternehmensfinanzierung mit der 
größte Hebel für die Zukunftsfähigkeit 
der Wirtschaft. Mit ihrer Expertise und 
Verankerung in der Breite der deutschen 
Wirtschaft und den Kommunen sind  
die Förderbanken eine entscheidende 
Schnittstelle zwischen Staat, Wirtschaft 
und der Finanzbranche. 

Grundsätzlich: Anreize richtig 
setzen

Eine Regierung muss die richtigen Rah-
menbedingungen setzen. Fossile, von 
Russland abhängige Energiepolitik scha-
det Deutschland geopolitisch und wirt-
schaftlich – auch den Hunderttausenden 
hier, die den Wettbewerb um die zu-
kunftsfähigen Märkte und Technologien 
schon aufgenommen haben. Fast jedes 
zweite Start-up ordnet sich der „Green 
Economy“ zu.

Anreize müssen besser gesetzt werden: 
Es braucht den entschlossenen Abbau der 
über 60 Milliarden Euro umweltschädli-

chen Subventionen, eine ambitionierte 
CO2-Bepreisung mit einem fairen sozia-
len Ausgleich und steuerliche und bilan-
zielle Anreize, damit es sich finanziell 
lohnt, nachhaltig zu wirtschaften. 

Die Bundesregierung hat die Chance, die 
Infrastruktur zu erneuern und richtige 
Weichen zu stellen. Sie muss sie – ge-
meinsam mit den richtigen Partnern – er-
greifen.

Katharina Beck

Finanzpolitische Sprecherin, 
Bundestagsfraktion der Grünen, Berlin

In einem geopolitisch und wirtschaftlich 
angespannten Umfeld gewinnt der Investi-
tionsstandort Deutschland strategisch an 
Bedeutung. Angesichts globaler Risiken 
wie Klimawandel und Biodiversitätsverlust 
fordert der Beitrag ein Umdenken: Nach-
haltigkeit sei kein Öko-Thema, sondern 
wirtschaftspolitisch essenziell. Um die 
Wettbewerbsfähigkeit langfristig zu si-
chern, braucht es laut BDI-Studie bis 2030 
zusätzliche Investitionen von 1,4 Billionen 
Euro – insbesondere in grüne und digitale 
Infrastruktur. Das neue 500-Milliarden- 
Euro-Sondervermögen soll gezielt zur Mo-
dernisierung von Verkehrs-, Energie- und 
Bildungsinfrastruktur beitragen. Private Fi-
nanzierung und ein starker Finanzplatz 
Deutschland sind dabei laut Katharina Beck 
unverzichtbar. Förderbanken könnten als 
Hebel und Bindeglied zwischen Staat, 
Wirtschaft und Finanzbranche fungieren. 
Entscheidend seien klare Anreize, etwa 
über CO2-Bepreisung und den Abbau kli-
maschädlicher Subventionen. Die Zeit für 
entschlossenes Handeln ist jetzt. (Red.)
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https://www.linkedin.com/in/katharinabmbeck/
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Förderstatistik 2024: Förderbanken als Stabilitätsanker im Zeichen multipler 
Transformationen
Die Förderstatistik des Bundesverbands 
Öffentlicher Banken Deutschlands 
(VÖB) zeigt auch für das Jahr 2024 eine 
Branche im Wandel – nicht mehr getrie-
ben von akuten Kriseninterventionen, 
sondern zunehmend orientiert an lang-
fristigen Strukturzielen. Mit einem Ge-
samtvolumen von 79,95 Milliarden Euro 
bewegen sich die von den Förderban-
ken bewilligten Mittel auf einem Ni-
veau leicht unterhalb des Vorjahres 
(81,6 Milliarden Euro), markieren aber 
zugleich eine Stabilisierung nach den 
Ausschlägen der Pandemie- und Ener-
giekrisenjahre. Die Rolle der Förderins-
titute wandelt sich weiter – hin zu Part-
nern der Transformation in einem 
zunehmend herausfordernden wirt-
schaftlichen Umfeld.

Die Verschiebung der inhaltlichen Prio-
ritäten wird dabei deutlich sichtbar: Der 
Bereich Wohnungs- und Städtebau 
rückte 2024 noch stärker in den Fokus 
der Förderaktivitäten. Mit einem Darle-
hensvolumen von 27,1 Milliarden Euro 
(Vorjahr: 23,95 Milliarden Euro) und Zu-
schüssen in Höhe von 6,25 Milliarden 
Euro (2023: 2,96 Milliarden Euro) ist dies 
erneut der mit Abstand stärkste Förder-
bereich. Das Plus bei den Zuschüssen 
beträgt 111 Prozent. Verantwortlich ist 
vor allem die politische Reaktion auf 
den angespannten Wohnungsmarkt  
in vielen Teilen Deutschlands – ein In
dikator dafür, wie eng Förderpolitik an 
gesellschaftliche Bedarfe gekoppelt 
bleibt. Der Anteil des Bereichs am ge-
samten Fördervolumen ist damit weiter 
gestiegen.

Demgegenüber verlor die Gewerbliche 
Förderung spürbar an Gewicht. Aggre-
giert über die vier Förderinstrumente 
Zuschüsse, Darlehen, Bürgschaften und 
Haftungsfreistellungen sowie Global-
darlehen entfielen auf die Gewerbliche 
Förderung 26,54 Milliarden Euro nach 
32,99 Milliarden Euro im Vorjahr. Die 
Darlehensvergabe ging dabei um fast 

23 Prozent von 24,96 Milliarden Euro 
auf 19,3 Milliarden Euro zurück, die Zu-
schüsse stagnierten bei knapp unter 
6,1 Milliarden Euro. Damit setzt sich 
der rückläufige Trend der gewerbli-
chen Investitionstätigkeit aus dem Vor-
jahr fort, wenn auch auf geringerem 
Niveau. Der Anteil der Gewerblichen 
Förderung am Gesamtvolumen sinkt 
entsprechend, was auf eine anhalten-
de Investitionszurückhaltung der Un-
ternehmen – möglicherweise infolge 
konjunktureller Unsicherheit und regu-
latorischer Komplexität – hindeuten 
könnte.

Auch im Bereich der Kommunalen För-
derung war ein leichter Rückgang zu 
beobachten. Die Darlehen sanken von 
13,74 auf 12,04 Milliarden Euro, wäh-
rend die Zuschüsse moderat von 3,25 
auf 3,83 Milliarden Euro anstiegen – ein 
Zuwachs um 17,7 Prozent. Die Global-
darlehen an Geschäftsbanken brachen 
in diesem Segment von 146,5 Millionen 
Euro im Vorjahr auf nur noch 5 Millio-
nen Euro ein. Kumuliert über alle drei 
Förderarten in diesem Fördersegment 
sank das Fördervolumen um 7,4 Prozent 
auf 15,84 Milliarden Euro, nach 17,14 
Milliarden Euro ein Jahr zuvor. Die Kom-
munen stehen angesichts wachsender 
Investitionserfordernisse in Infrastruk-
tur, Bildung und Digitalisierung unter 
erheblichem Handlungsdruck. Die För-
derbanken versuchen diesen Bedarf mit 
gezielten Finanzierungsangeboten zu 
flankieren, doch die abnehmende 
Kreditaufnahme deutet auch auf die 
angespannte Haushaltslage vieler Ge-
bietskörperschaften hin.

Wie schon im Vorjahr sank die Förde-
rung der Landwirtschaft insgesamt. Die 
Zuschüsse stiegen dennoch auf 492,8 
Millionen Euro, ein Plus von 9,5 Prozent. 
Die Darlehen sanken hingegen erneut 
auf 1,46 Milliarden Euro (2023: 1,61 Mil-
liarden Euro) und haben den Zuwachs 
bei den Zuschüssen damit überkompen-

siert. Der Anteil an der Gesamtförde-
rung bleibt damit weiterhin unter 3 
Prozent. Dennoch signalisiert die Ent-
wicklung eine erhöhte Sensibilität der 
Förderinstitute für die Transformation 
im Agrarbereich, etwa in Richtung 
Nachhaltigkeit, Tierwohl oder Digitali-
sierung.

Ein gemischtes Bild zeigt der Blick auf 
die einzelnen Förderarten. Der Rück-
gang beim Gesamtfördervolumen 
speist sich beinahe ausschließlich aus 
dem Rückgang der Darlehen um 4,47 
Milliarden Euro auf 59,97 Milliarden 
Euro. Die Zuschüsse kletterten hinge-
gen um 3,67 Milliarden Euro auf 18,80 
Milliarden Euro. Erneut rückläufig wa-
ren die Bürgschaften und Haftungsfrei-
stellungen, deren Volumen mit 685,8 
Millionen Euro (2023: 857,8 Millionen. 
Euro) noch einmal um rund 20 Prozent 
sank. Aufgrund der niedrigen absolu-
ten Zahlen ist der Anteil am Rückgang 
jedoch überschaubar. Während sie in 
den Krisenjahren 2020 und 2021 zeit-
weise zu einem wichtigen Instrument 
avancierten, normalisieren sich nun die 
Risikopositionierungen. Die Bedeutung 
von Risikoübernahmen im Förderge-
schäft dürfte jedoch mit Blick auf künf-
tige Transformationsinvestitionen wie-
der ansteigen – vor allem, wenn 
privatwirtschaftliches Kapital in größe-
rem Umfang mobilisiert werden soll.

Auch der regionale Blick liefert interes-
sante Befunde. Während Niedersach-
sen in der gewerblichen Förderung ei-
nen sehr deutlichen Rückgang bei den 
Darlehen um 813 Millionen Euro auf 
1,348 Milliarden Euro verzeichnete, 
stiegen die Zuschüsse in diesem För-
dersegment um 171,1 Millionen Euro 
auf 486,9 Millionen Euro. Das ist be-
sonders spannend, da der Vorstands-
vorsitzende der N-Bank, Michael Kiese-
wetter, im Beitrag auf Seite 38 einen 
Paradigmenwandel weg von der Zu-
schussorientierung hin zur mehr Darle-
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hen ankündigt. Bei den Zuschüssen in 
der gewerblichen Förderung gab es zu-
dem einen Wachwechsel. Seit 2018 hat-
te in jedem Jahr Baden-Württemberg 
die meisten Zuschüsse an Unternehmen 
ausgereicht. Doch nach einem dynami-
schen Rückgang um 26 Prozent sanken 
die Zuschüsse hier im Jahr 2024 auf 
1,575 Milliarden Euro, was nun nur noch 
für den zweiten Rang hinter Sachsen 
reicht, die ihre Zuschüsse um 437,6 Mil-
lionen Euro auf 1,719 Milliarden Euro 
erhöhten. Das war zuletzt 2017 der Fall. 
In der Summe haben jedoch beide Bun-
desländer seit 2017 ihre Zuschüsse in 
etwa verdoppelt. Vor allem während 
der Corona-Zeit war Baden-Württem-
berg weit enteilt.

Insgesamt markiert die VÖB-Fördersta-
tistik 2024 eine neue Etappe: Weg von 
krisenbedingten Ausnahmesituationen 
hin zu einer zunehmend strukturpoli-
tisch ausgerichteten Förderpraxis. Die 
Förderbanken bestätigen ihren gesell-
schaftlichen Auftrag – nun aber mit Fo-
kus auf Daueraufgaben wie die ökologi-
sche Transformation, die Stabilisierung 
kommunaler Finanzen und die Versor-
gung mit bezahlbarem Wohnraum. Der 
Blick auf das kommende Jahr wird zei-
gen, wie sich das angekündigte Sonder-
vermögen „Klima und Infrastruktur“ auf 
die Praxis der Förderbanken auswirkt – 
nicht zuletzt in Bezug auf Hebelwirkung, 
Kofinanzierung und Innovationsförde-
rung. Daher mahnen Iris Bethge-Krauß 
und Dominik Lamminger im Vorwort zur 
Förderstatistik auch an: „Wir als VÖB 
plädieren dafür, den Förderbanken bei 
Ausbau und Erneuerung der Infrastruk-
tur eine tragende Rolle zukommen zu 
lassen. Mit ihren Finanzierungsinstru-
menten kann zusätzliches privates Kapi-
tal mobilisiert und der Einsatz öffentli-
cher Mittel verstetigt werden. Unsere 
Statistik zeigt wieder einmal, dass die 
Förderbanken in den vergangenen Jah-
ren ihrem gesellschaftlichen Auftrag als 
verlässliche Partner und wichtige Weg-
begleiter gerecht geworden sind.“

Bürgschaften und Haftungsfreistellungen (Bewilligungen in Millionen Euro)
Förderbereiche 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024

Gewerbliche  
Förderung 1 348,6 1 300,8 907,9 679,1 665,1 33 933,3 9 483,2 2 054,4 857,1 680,7

Wohnungs-  
und Städtebau 24,0 25,4 33,0 6,3 52,7 0,0 10,6 3,6 0,0 2,1

Landwirtschaft 1,2 1,7 1,4 0,3 0,6 28,1 15,6 0,2 0,7 3,0

Sonstige 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,4 0,1 0,0 0,0 0,0

Summe 1 373,8 1 327,9 942,3 685,7 718,4 33 961,8 9 509,5 2 058,2 857,8 685,8

Darlehen (Bewilligungen in Millionen Euro)
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Förderbereiche 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024

Gewerbliche  
Förderung 25 050,3 27 403,5 28 117,5 26 002,6 22 596,2 35 882,9 27 826,2 25 540,0 24 985,6 19 300,5

Kommunale  
Förderung 13 423,0 13 913,0 10 494,9 13 332,5 10 726,9 13 763,3 8 886,1 16 004,0 13 744,1 12 035,9

Wohnungs-  
und Städtebau 19 829,9 24 252,9 22 521,2 20 048,4 22 219,9 37 500,3 39 610,2 28 444,8 23 951,2 27 081,0

Landwirtschaft 3 218,4 2 428,4 2 239,6 2 240,7 2 285,8 2 164,0 2 483,0 2 166,3 1 605,0 1 464,0

Sonstige 3 294,4 2 508,4 93,5 2 183,8 2 001,3 2 627,7 2 218,7 119,8 126,3 83,7

Summe 64 816,0 70 506,2 63 446,7 63 808,0 59 830,1 91 938,2 81 024,2 72 275,5 64 412,2 59 965,1

Gewerbliche
Förderung

Kommunale 
Förderung

Wohnungs- 
und Städtebau

Landwirtschaft Sonstige
Quelle: VÖB
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Förderbereiche 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024

Gewerbliche  
Förderung 2 563,8 3 254,3 3 486,5 3 829,7 4 059,8 15 124,6 27 750,4 13 205,4 6 048,0 6 090,4

Kommunale  
Förderung 1 126,6 1 398,7 1 871,9 2 217,1 2 152,3 3 578,9 3 163,1 3 653,7 3 250,2 3 826,62

Wohnungs-  
und Städtebau 1 016,9 1 180,2 1 716,6 3 207,4 5 268,7 6 458,0 10 414,1 22 306,4 2 958,1 6 252,2

Landwirtschaft 308,4 354,1 337,1 371,4 448,8 388,8 428,5 419,1 450,0 492,8

Sonstige 1 429,7 1 265,0 1 490,9 1 634,5 1 567,6 1 734,7 2 165,8 2 677,9 2 427,2 2 142,4

Summe 6 445,4 7 452,3 8 903,0 11 260,1 13 497,2 27 285,0 43 921,9 42 262,5 15 133,5 18 804,4
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Eurosystem führt neues 
ECMS ein

Das Eurosystem hat am 16. Juni 2025 er-
folgreich sein einheitliches Sicherhei-
tenmanagementsystem (Eurosystem 
Collateral Management System – ECMS) 
eingeführt. Die Migration auf das neue 
System war bereits am Wochenende 
vom 13. bis 15. Juni 2025 erfolgt. Mit 
dem ECMS ist nun der vierte TARGET-
Dienst in Betrieb gegangen. Damit hat 
das Eurosystem in seinen Bemühungen 
um ein einheitliches, effizientes und in-
novatives europäisches Rahmenwerk 
für Infrastrukturen in Zahlungsverkehr 
und Wertpapierabwicklung einen wei-
teren Fortschritt erzielt.

Im ECMS werden Vermögenswerte ver-
waltet, die bei den Kreditgeschäften 
des Eurosystems als Sicherheiten ge-
nutzt werden. Zusammen mit den an-
deren TARGET-Diensten wird das ECMS 
eine freie Übertragung von Kontogut-
haben, Wertpapieren und Sicherheiten 
innerhalb Europas gewährleisten.

Geliefert wurde das neue System von 
der Deutschen Bundesbank, der Banco 
de España, der Banque de France und 
der Banca d’Italia. Diese vier Zentralban-
ken stellen die TARGET-Dienste (T2, TAR-
GET2-Securities und TIPS) zur Verfü-
gung. Die erfolgreiche Einführung des 
Eurosystem Collateral Management Sys-
tem spiegelt die gemeinsamen Bemü-

hungen und das Engagement aller 
Zentralbanken des Euroraums wider.  
Sie haben darauf hingearbeitet, ihre 
Marktteilnehmer (Geschäftspartner, 
Zentralverwahrer und Drittdienstleister 
(Triparty Agents)) während des gesam-
ten Projekts zu unterstützen. Durch die 
enge Zusammenarbeit und die aufwen-
digen Vorarbeiten (zum Beispiel Tests 
des neuen Systems und Probeläufe für 
die Migration) haben alle Parteien si-
chergestellt, dass die Teilnehmer die 
Vorteile der neuen Plattform vom ersten 
Tag an vollumfänglich nutzen können.

Mit der Inbetriebnahme des ECMS bie-
tet das Eurosystem nun eine Plattform 
an, mit dem die Verwaltung von Sicher-
heiten für die Kreditgeschäfte des Euro-
systems harmonisiert wird. Das ECMS 
ersetzt die lokalen Sicherheitenverwal-
tungssysteme, die bislang von den 20 
nationalen Zentralbanken des Euro-
raums betrieben wurden. Darüber hin-
aus wird das ECMS die reibungslose 
Übertragung von Kontoguthaben, 
Wertpapieren und Sicherheiten inner-
halb des Euroraums erleichtern, indem 
es die Liquiditätsmanagementfunktio-
nen der TARGET-Dienste erweitert.

Strukturelle 
Finanzindikatoren

Die Europäische Zentralbank (EZB) hat 
ihren Datensatz struktureller Finanzindi-

katoren für den Bankensektor in der 
Europäischen Union für das Jahr 2024 
aktualisiert. Der jährliche Datensatz ent-
hält Angaben zur Anzahl der Zweigstel-
len und der Beschäftigten von Kreditins-
tituten in der EU sowie Informationen 
zum Konzentrationsgrad des Bankensek-
tors in den einzelnen EU-Ländern. Aus 
den Daten geht hervor, dass sich die An-
zahl der Zweigstellen von Banken in der 
Europäischen Union abermals verringert 
hat (im EU-weiten Durchschnitt um 3,41 
Prozent). In 25 der 27 EU-Mitgliedsstaa-
ten war ein Rückgang zu verzeichnen, 
der je nach Land zwischen 0,71 Prozent 
und 12,48 Prozent lag. Die Gesamtzahl 
der Zweigstellen in der Europäischen 
Union belief sich Ende 2024 auf 127 264. 
Davon hatten 82,09 Prozent ihren Sitz im 
Euroraum.

Die Zahl der Beschäftigten in Kreditins-
tituten sank 2024 in 13 der 27 EU-Mit-
gliedsstaaten und stieg in 14 Ländern 
an. Insgesamt nahm die Zahl der Be-
schäftigten zu, und zwar um 1,05 Pro-
zent im EU-weiten Durchschnitt. Somit 
wurde 2024 im zweiten Jahr in Folge 
insgesamt ein leichter Anstieg der Be-
schäftigtenzahl bei Kreditinstituten ver-
zeichnet, was darauf hindeutet, dass 
der seit 2008 allgemein beobachtete 
tendenzielle Rückgang zum Stillstand 
gekommen ist. Zudem deuten die Indi-
katoren darauf hin, dass der Konzentra-
tionsgrad im Bankensektor (gemessen 
am Anteil der fünf größten Kreditinsti-
tute eines Landes an den gesamten Ak-
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Bestände des Eurosystems an Wertpapieren für geldpolitische Zwecke

Quelle: EZB

Wertpapiere für  
geldpolitische Zwecke

Ausgewiesener 
Wert zum  

6. Juni 2025

Veränderungen zum 
30. Mai 2025 Ausgewiesener 

Wert zum  
13. Juni 2025

Veränderungen zum  
6. Juni 2025

Käufe Tilgungen Käufe Tilgungen

Programm für die Wertpapiermärkte 0,7 Mrd. € – – 0,7 Mrd. € – –

3. Programm zum Ankauf  
gedeckter Schuldverschreibungen 227,9 Mrd. € – - 0,6 Mrd. € 227,7 Mrd. € – - 0,1 Mrd. €

Programm zum Ankauf von  
Asset-Backed Securities 4,7 Mrd. € – - 0,0 Mrd. € 4,7 Mrd. € – - 0,0 Mrd. €

Programm zum Ankauf von Wertpapieren  
des öffentlichen Sektors 1 995,0 Mrd. € – - 7,5 Mrd. € 1 993,3 Mrd. € – - 1,6 Mrd. €

Programm zum Ankauf von Wertpapieren  
des Unternehmenssektors 267,0 Mrd. € - 0,1Mrd. € - 0,2 Mrd. € 266,4 Mrd. € – - 0,6 Mrd. €

Pandemie-Notfallankaufprogramm 1 509,9 Mrd. € – - 6,3 Mrd. € 1 506,7 Mrd. € - 0,0 Mrd. € - 3,2 Mrd. €
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tiva des Sektors) in der EU von Land zu 
Land nach wie vor erheblich variiert. 
Am Jahresende 2024 reichte der Anteil 
der fünf größten Kreditinstitute am Ge-
samtvermögen der Banken eines Landes 
von 34,1 Prozent bis 96,01 Prozent; der 
EU-weite Durchschnitt lag unterdessen 
bei 68,61 Prozent. 

Die strukturellen Finanzindikatoren 
werden einmal jährlich von der Europäi-
schen Zentralbank veröffentlicht. Tabel-
len mit weiteren Aufschlüsselungen der 
Statistiken zu den strukturellen Finanz-
indikatoren sind im Data Portal der 
Europäischen Zentralbank abrufbar.

€STR: EZB erweitert Kreis

Als Administrator der Euro Short-Term 
Rate (€STR) wird die Europäische Zen
tralbank (EZB) den Kreis der aktuell 45 
berichtspflichtigen Banken, deren Daten 
in die Berechnung des €STR einfließen, 
mit Wirkung vom 2. Juli 2025 (Datenmel-
dung für den 1. Juli 2025) um 24 Banken 
erweitern. Die neu hinzukommenden 
Banken wurden bereits am 1. Juli 2024  
in den Kreis der Berichtspflichtigen für 
die Geldmarktstatistik aufgenommen. 
Sie wurden aber zunächst nicht in die 
€STR-Berechnung einbezogen, da erst si-
chergestellt werden sollte, dass die von 
ihnen gemeldeten Daten von hinrei-
chend guter Qualität sind. 

Die Erweiterung der €STR-Datenbasis 
soll sowohl die Robustheit als auch die 
Repräsentativität des Referenzwerts 
steigern, da dieser Wert nun auf höhe-
ren Transaktionsvolumen und einer 
breiteren Spanne von Berichtspflichti-
gen basieren wird. Auf die Höhe des 
Zinssatzes dürfte sich dies nur geringfü-
gig auswirken. So betrug die durch-
schnittliche Differenz in der seit Juli 
2024 laufenden Testphase nur rund mi-
nus 0,2 Basispunkte.

Die Liste der neuen Banken aus dem 
Kreis der Berichtspflichtigen für die 
Geldmarktstatistik, deren Daten nun 
auch in die Berechnung des €STR ein-
fließen werden, ist auf der Website der 
Europäischen Zentralbank abrufbar. 

Konsolidierter Wochenausweis des Eurosystems

� Quelle: EZB

Aktiva (in Millionen Euro) 23.5.2025 30.5.2025 6.6.2025 13.6.2025
1 Gold und Goldforderungen 1 002 149 1 002 150 1 002 149 1 002 150
2 Forderungen in Fremdwährung an Ansässige

außerhalb des Euro-Währungsgebiets 516 884 515 277 517 243 515 744
2.1 Forderungen an den IWF 234 743 234 718 234 805 234 766
2.2 ��Guthaben bei Banken Wertpapieranlagen 

Auslandskredite und sonstige Auslandsaktiva 282 141 280 559 282 438 280 978
3 Forderungen in Fremdwährung an Ansässige

im Euro-Währungsgebiet 19 080 18 521 18 092 18 870
4 Forderungen in Euro an Ansässige

außerhalb des Euro-Währungsgebiets 23 695 24 378 24 738 24 750
4.1 �Guthaben bei Banken Wertpapieranlagen  

und Kredite 23 695 24 378 24 738 24 750
4.2 �Forderungen aus Kreditfazilität 

im Rahmen des WKM II 0 0 0 0
5 Forderungen in Euro aus geldpolitischen Opera- 

tionen an Kreditinstitute im Euro-Währungsgebiet 24 499 24 458 21 030 19 783
5.1 Hauptrefinanzierungsgeschäfte 10 563 10 690 7 444 6 197

5.2 Längerfristige Refinanzierungsgeschäfte 13 881 13 586 13 586 13 586

5.3 �Feinsteuerungsoperationen in Form  
von befristeten Transaktionen 0 0 0 0

5.4 �Strukturelle Operationen in Form 
von befristeten Transaktionen 0 0 0 0

5.5 Spitzenrefinanzierungsfazilität 55 183 0 0
5.6 Forderungen aus Margenausgleich 0 0 0 0

6 Sonstige Forderungen in Euro an Kreditinstitute  
im Euro-Währungsgebiet 46 478 51 288 34 990 24 844

7 Wertpapiere in Euro von Ansässigen  
im Euro-Währungsgebiet 4 334 578 4 310 622 4 296 221 4 290 644
7.1 �Zu geldpolitischen Zwecken gehaltene 

Wertpapiere 4 043 924 4 019 720 4 005 093 3 999 533
7.2 �Sonstige Wertpapiere 290 654 290 903 291 128 291 111

8 Forderungen in Euro an öffentliche Haushalte 20 320 20 320 20 320 20 320
9 Sonstige Aktiva 306 317 307 522 308 435 320 068

Aktiva insgesamt 6 293 998 6 274 536 6 243 216 6 237 173

Passiva (in Millionen Euro) 23.5.2025 30.5.2025 6.6.2025 13.6.2025
1 Banknotenumlauf 1 577 063 1 581 531 1 583 476 1 583 294
2 Verbindlichkeiten in Euro aus geldpolitischen  

Operationen gegenüber Kreditinstituten  
im Euro-Währungsgebiet 2 919 213 2 870 044 2 870 156 2 870 275
2.1 �Einlagen auf Girokonten 

(einschließlich Mindestreserveguthaben) 161 522 165 634 202 615 184 563
2.2 Einlagefazilität 2 757 692 2 704 410 2 667 541 2 685 712
2.3 Termineinlagen 0 0 0 0
2.4 �Feinsteuerungsoperationen in Form  

von befristeten Transaktionen 0 0 0 0
2.5 Verbindlichkeiten aus Margenausgleich 0 0 0 0

3
 

Sonstige Verbindlichkeiten in Euro gegenüber 
Kreditinstituten im Euro-Währungsgebiet 10 189 9 861 9 670 8 348

4 Verbindlichkeiten aus der Begebung  
von Schuldverschreibungen 0 0 0 0

5 Verbindlichkeiten in Euro gegenüber sonstigen  
Ansässigen im Euro-Währungsgebiet 177 031 199 226 181 811 184 996
5.1 �Einlagen von öffentlichen Haushalten 100 018 118 845 102 108 100 533
5.2 Sonstige Verbindlichkeiten 77 013 80 382 79 703 84 463

6 Verbindlichkeiten in Euro gegenüber Ansässigen 
außerhalb des Euro-Währungsgebiets 165 112 168 114 162 448 154 491

7 Verbindlichkeiten in Fremdwährung gegenüber 
Ansässigen im Euro-Währungsgebiet 13 352 11 583 12 763 12 547

8 Verbindlichkeiten in Fremdwährung gegenüber 
Ansässigen außerhalb des Euro-Währungsgebiets 796 813 681 435
8.1 �Einlagen Guthaben sonstige Verbindlichkeiten 796 813 681 435
8.2 �Verbindlichkeiten aus der Kreditfazilität 

im Rahmen des WKM II 0 0 0 0
9 Ausgleichsposten für vom IWF 

zugeteilte Sonderziehungsrechte 179 020 179 020 179 020 179 020
10 Sonstige Passiva 215 192 217 313 206 190 206 765
11 Ausgleichsposten aus Neubewertung 992 061 992 061 992 061 992 061
12 Kapital und Rücklagen 44 968 44 968 44 940 44 940
Passiva insgesamt 6 293 998 6 274 536 6 243 216 6 237 173
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Euronext und Clearstream 
kooperieren

Euronext und Clearstream starten eine 
neue Partnerschaft, um die kontinuierli-
che Entwicklung der Collateral-Manage-
ment-Dienstleistungen von Euronext 
Clearing in allen Repo- und anderen An-
lageklassen voranzutreiben. Die zusätzli-
che Zusammenarbeit mit Clearstream soll 
die Infrastruktur von Euronext Clearing 
stärken, um skalierbare und effiziente 
Clearing-Lösungen zu liefern, die auf die 
sich wandelnden Anforderungen der eu-
ropäischen und internationalen Markt-
teilnehmer zugeschnitten sind.

Im Rahmen dieser Initiative soll Clear
stream als Triparty Agent (TPA) für 
Euronext Clearing fungieren und so 
fortschrittliche Collateral-Management-
Funktionen ermöglichen. Die Kunden 
sollen von automatisierten, flexiblen 
und operativ optimierten Lösungen pro-
fitieren, die die Margen- und Bilanzopti-
mierung verbessern. Clearstream soll als 
unabhängiger Dritter die Auswahl, Be-
wertung und Substitution von Sicherhei-
ten übernehmen, um die Einhaltung der 
Zulassungskriterien sicherzustellen und 
gleichzeitig die betriebliche Komplexität 
zu minimieren. Darüber hinaus soll Cle-
arstream Abwicklungs- und Verwah-
rungsdienste verwalten, ein robustes re-
gulatorisches Reporting bereitstellen 
und die Ziele des Liquiditäts- und Risiko-
managements unterstützen. Der Go-live 
ist für November 2025 geplant.

SIX Group: weiterer  
ETF-Emittent

Mit Avantis Investors by American Centu-
ry Investments begrüsst SIX den 32. ETF-
Emittenten und erweitert die Auswahl 
für Anleger mit einem aktiv verwalteten 
ETF, der in Small-Cap-Unternehmen aus 
entwickelten Märkten weltweit inves-
tiert. Sein Ziel ist es, den MSCI World 
Small Cap Value Index, in welchem Un-
ternehmen mit niedrigeren Bewertungen 
und höherer Rentabilität übergewichtet 
werden, zu übertreffen. Dieser ETF wird 

von Avantis Investors verwaltet, einer Ge-
schäftseinheit von American Century In-
vestments mit Expertise in aktiven ETFs.

Mit dem neuen ETF haben Anleger eine 
Auswahl von 2017 Produkten bei SIX 
Swiss Exchange. Bisher wurden in diesem 
Jahr 162 neue ETFs bei SIX Swiss Ex-
change kotiert, von denen fast ein Drittel 
aktiv verwaltet wird, einschließlich des 
neu gelisteten Produkts von American 
Century. 

CBOE: Futures migriert

Chicago Board Options Exchange (CBOE) 
Global Markets hat am 9. Juni 2025 seine 
Futures-Angebote der CBOE Digital Ex-
change erfolgreich auf die CBOE Futures 
Exchange (CFE) migriert. Mit den Futures 
Financial Settled Bitcoin (FBT) und Finan-
cial Settled Ether (FET), die jetzt an der 
CFE notiert sind, werden alle US-Futures-
Produkte der CBOE an einer Börse ge-
handelt, die auf derselben Technologie-
plattform basiert. Diese Konsolidierung 
soll die handelbare Produktpalette von 
CFE ergänzen und Kunden möglicherwei-
se einen nahtloseren Zugang und Effizi-
enzsteigerungen bieten.

FBT- und FET-Futures sollen weiterhin 
zentral über CBOE Clear U.S., eine CFTC-
regulierte Derivate-Clearing-Organisati-
on, abgewickelt werden. Dadurch werde 
eine direkte Clearing-Beziehung zwi-
schen CFE und CBOE Clear U.S. herge-
stellt, wodurch CBOE in die Lage versetzt 
sein soll, seine globalen Clearing-Fähig-
keiten weiter auszubauen. Alle anderen 
US-Futures, die an der CFE notiert sind, 
werden weiterhin über OCC abgewickelt.

EEX: Register für Biogas-
Zertifikate

Die European Energy Exchange (EEX) hat 
am Montag, den 16. Juni 2025, das neue 
Register für Biogas-Produktionszertifika-
te (CPBs – Certificats de Production de 
Biogaz) in Frankreich gestartet. Diese 
vom französischen Energieministerium in 

Auftrag gegebene Initiative soll die Ent-
wicklung von Biomethan als erneuerbare 
Energiequelle im Land fördern.

Das im Rahmen des französischen Klima- 
und Resilienzgesetzes von 2021 einge-
führte CPB-Programm verpflichtet Erd-
gasversorger, ihren Kunden einen 
Mindestanteil an Biomethan anzubieten. 
Dies wird durch die Verpflichtung zur 
Rückgabe der CPB-Zertifikate an den 
französischen Staat erreicht und fördert 
so die Integration erneuerbarer Gase in 
den nationalen Energiemix. Erdgasver-
sorger haben die Möglichkeit, CPBs durch 
die eigene Produktion von Biomethan 
oder durch den Kauf von Zertifikaten 
von Biomethanproduzenten zu erhalten. 
Biomethan gilt als wichtiger erneuerba-
rer Energieträger, da es Erdgas perspekti-
visch ersetzen kann, Speicherkapazitäten 
bietet und die Dekarbonisierung des 
Energiesektors unterstütze. 

BME: Futures- 
Handelszeiten erweitert

MEFF, der Terminmarkt des zur SIX Group 
gehörenden spanischen Börsenbetreibers 
Bolsas y Mercados Españoles (BME), hat 
mit Wirkung zum 23. Juni 2025 eine Ver-
längerung der Handelszeiten vorgenom-
men. Die Handelssitzung für IBEX 35 Fu-
tures, Mini IBEX Futures und Micro IBEX 
Futures im elektronischen Orderbuchsys-
tem läuft nun bis 22:00 Uhr.Im Einklang 
mit dieser Verlängerung werden auch 
bestimmte Post-Trade-Prozesse, wie zum 
Beispiel die Zuweisung des täglichen 
Kontos, bis 22:30 Uhr verlängert, wobei 
die Verfügbarkeit der Dateien bis 23:45 
Uhr verlängert wird.

Wie in anderen Märkten im europäischen 
Umfeld wird eine einzige tägliche Ab-
wicklung mit Positionen am Ende der 
Handelssitzung durchgeführt, wobei die 
täglichen Abrechnungspreise verwendet 
werden, die von den Schlusskursen der 
zugrunde liegenden Futures-Kontrakte 
der Spotmärkte abgeleitet werden. Alle 
anderen Derivate, die an der MEFF ge-
handelt werden, behalten ihren aktuel-
len Handelsplan bei.
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ZEITSCHRIFT FÜR DAS GESAMTE KREDITWESEN
Eine Institution der deutschen Finanzwirtschaft –  
Pflichtblatt der Frankfurter Wertpapierbörse

CARDS KARTEN CARTES
  Die führende Fachzeitschrift für Zahlungsverkehr und 
Payments – International und branchenübergreifend

IMMOBILIEN & FINANZIERUNG
 Die führende Fachzeitschrift für Investitionsfinanzierung,  
Kapitalmarkt und Wohnungspolitik

FLF – FINANZIERUNG LEASING FACTORING
Die Branchenzeitschrift für Kredit- und Autobanken, 
 Leasing- und Factoring-Gesellschaften

SIE WOLLEN UNS BESSER KENNENLERNEN?  
Bestellen Sie gleich Ihr persönliches Probeabonnement

kreditwesen.de/probeabo
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Risiken smart ausbalancieren
Gerade in turbulenten Zeiten des Umbruchs müssen Risiken 
vorausschauend umschi� t werden. Es geht darum, Risiken 
zu erkennen und in smarter Analyse abzuwägen, wo darin 
Chancen liegen – und diese kontrolliert für die Kapitalanlage 
zu nutzen. Wir wissen, dass selbst kleinste Turbulenzen große 
Wellen schlagen können und balancieren sie souverän aus, 
für ein maximal e�  zientes 
Risikomanagement.

Erfahren Sie mehr unter 
ui-link.de/risikomanagement

Wir arbeiten für Ihr Investment

Kontakt: Union Investment Institutional GmbH, Weißfrauenstraße 7, 60311 Frankfurt am Main, 
Telefon 069 2567-7652. Bei dieser Anzeige handelt es sich um Werbung, der Hintergrund wurde 
mithilfe von Künstlicher Intelligenz erstellt.

Union Investment 210 x 297mm   GGH001-25 GGH001-25

210 x 297mm, +3 mm B.   ISOcoated 300%

100 % 10.04.2025 SP

Motiv: IMAGE 2025/
Kampagne: Übermorgen/
Motiv: Beloch/Siegel2024

Hanna Beloch,
Portfoliomanagerin
bei Union Investment
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